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Hoeliyerehrter Herr Geheimer RsAhl 



Es sind jetzt fast fünfzig Jahre verhossen seit 
dem Tage, an welchem die Bonner Universität 
dem jungen Scliwcizer Gelehrten die iiüchsteu 
• Ehren in der Bechtswissenschaft zuerkannte und 
übertrug. Aber für ihn war der Tag nur der 
Anfang des eifrigsten, umfassendsten, und — wir 
kOinien es jetzt sagen — erfolgreichsten Strebens 
nach eben diesen höchsten Ehren. Von kleineren 
Kreisen in immer weitere Kreise fortschreitend, 
ist es fast kein Gebiet der Bechtswissenschaft, 
das er nicht forschend, fördernd, schaffend betre- 
ten hätte. Seine Thätigkeit erstreckte sich auf 
rümisches wie germanisches, schweizerisches wie 
deutsches, privates wie öffentliches, staatliches wie 
kirchliches, einheimisches wie internationales Recht. 
Oleich erprobt in rechtsgeschichtlicher Forschung, 
in philosophischer Beleuchtung wie in dogmatischer 
Entwickelung wirkte er in Schrift und Wort, als 
Gelehrter und Lehrer, als Gesetzgeber und Staats- 
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mann. Aber in dieser umfassendsten Tliätigkei*' 
war er jederzeit und überall der von ihm selbst 
ausgesprochenen Forderung eingedenk, dass „die 
Juristen den. Bedürfnissen der Lebenden dienen 
sollen", m deren Erfüllung er freilich ausser der 
unentbehrlichen Gelehrsamkeit mit der „firischen 
und hell ins Leben hineinsehenden Geisteskraft** 
ausgerüstet war, wie kein Anderer. 

Wohl schauen Sie, verehrter Herr, mit Befrie- 
digung zurück auf das, was Sie in den abgelau- 
fenen fünfzig Jahren gewirkt und geschaffen haben, 
und wenn am Tage Ihrer Jubelfeier Ton nah und 
fem, aus der Schweiz und aus Deutschland und 
weit über Deutschlands Gränzen hinaus Ihnen 
Glückwünsche dargebracht werden, so gilt der 
Glüdcwunsoh gewiss von ganzem Herzen dem ge- 
feierten Jubilar , aber eben so sehr den Giück- 
wünschenden selbst in dankbarster Anerkennung 
dessen, was ihnen durch Sie zu Theil gewurden 
ist. Dies auszusprechen, ist in besonderem Maasse 
veranlasst unsere Fakultilt, die stolz darauf ist, 
Sie als Mitglied dreizehn Jahre hindurch besessen 
und an dem Ruhm Ihres Schaffens Theil genom- 
men zu haben, deren jetzige Mitglieder zum Theil 
als damalige CuUegen , zum Theil als dankbare 
Schüler, alle aber als aufrichtige Verehrer sich 
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Ihnen verbunden fühlen. Möge es Ihnen vergönnt 
sein, ims zum Heil und Ihnen selbst zur Befriedi- 
gung noch lange Jahre fortzuwirken iu der be- 
wundemswerthen Frische und Eraft, die Sie sieh 

stets zu bewahren gewusst haben! 

München im JuU 1879. 

Die jon&tiSGlLe Fabiltat 

der L Lüdwig-Maiimliaiis-üiiiyersital 

Heim Geheimen Kath Profeesor 
Dr. Johaim Zaspar Blu itschli 

Heidelberg. 
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Die tfffeiitiiclie Meiiiuiia: als Gegenstand 
wissensehafllieher Forsehnng. 

Die öffentliche Meinung, als eine der Offen* 
bamngen des Yolkogeistos, darf in den Staatswiasen- 
gchaften nicht übersehen werden. Die Geschichte der 
dem letzten Jahrhundert angehörigcn Verfiissungsbild- 
uugen und der in der praktischen Politik wahrnehmbar 
gewordenen Strömungen wflrde nur onTollkommen ver- 
standen werden, wenn man den Einfloss übersähe, den,* 
bald hemmend, bald treibend, der jeweilige Stand der 
Öffentlichen Meinung auf Absichten und HandluDgen 
der leitenden Staatsmanner ausgeübt hat. 

Bluntschli hat bei Yerschiedenen Gelegenheiten 
seine Ansicht über die öffentliche Meinung dargelegt, 
und sich im „Staatswörter buch'' mit folgenden 
Haupts&tsen geäussert: 

„Die Macht der öffentlichen Meinung ist seit 

etwa einem Jahrhundert in der civiiisirteu Welt ganz 

ungeheuer gestiegen. Jeder Staatsmann ist gezwungen 

diese „neue Groasmacht'^ su berüchsiehtigen« Sie ist 

die Autorität der unwissenden Menge und das Studium 

der Weisen geworden. Die öffentliche Meinung setzt 

immer ein freies Urtheil voraus, wie es in politischen 

Dingen möglich, aber dem religiösen Ergriffenseiu fremd 

ist. Ohne Ausbildung der Denkkraft und der Urthcils- 

£&higkeit gibt es daher keine öffentliche Meinung, und 

1 
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nur in einem freien Volksleben kann sie gedeihen. 
Sie ist die Meinung Tornehmlich der grossen 
Mittelklasse. Daraus erklart sieh ihre grosse Be- 
deutung fUr die Gegenwart, denn niemals war der Ein- 
fluss der Mittelklasse grösser als jetzt. — 

Es ist eine radikale Uebertreibung, wenn die 
Öffentliche Meinung für untrflglich erklärt und geradesn 
von Kechtswegen ihr die Herrschaft zugeschrieben wird. 
Sie kann von momentanen Leidenschaften der Menge 
getrübt, sie kann sogar kflnstlich irre geleitet 
werden. Nieht minder thOricht aber ist die hoch« 
müthige Verachtung der öffentlichen Meinung. Sie darf 
schon deswegen nicht verachtet werden, weil sie eine 
gdstige Macht ist. Ihr Werth beruht auf dem Gemein- 
bewusstsein der Yolker. Es ist gut, dass diese 
ein sittliches Urtheil und eine verständige Meinung 
sieh bilden können, über das (Gerechte und Ungerechte, 
über das, was der Gemeinschaft nOthig und nütslich 
und was ihr verderblich und schädlich ist. Die öffent- 
liche Meinung lässt sich dem Ohor der antiken Tragödie 
yergleichen. Sie ist im Grossen, und Ganzen dasselbe, 
was der Wahrspruch der (^eschwomen im Strafverfahren 
ist. Sic entsteht aus unzähligen Eindrücken und Wahr- 
nehmungen und äussert sich in den mannigfaltigsten 
Formen, in der freien Bede, in der Familie, im. Salon 
und im Wirthshaus, in Versammlungen aller Art und 
vor Allem in der Presse und der Volks- 
vertretung. Die öffentliche Meinung ist in 
hohem Grade abhängig vom Zeitgeist, der sie stimmt 
und bewegt. Es ist nicht wahr, dass die öffentliche 
V^eiiiung. herrsche, da sie weder herrschen kann. 
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noch h e r r s c h 0 n will. Sie ist eine öffentliche 
Macht, aber sie ist keine Öffentliche Gewalt/' 

So schrieb Bluntsehli im Jahre 1862. ^) Im 
Wesentlichen hat er alsdann dies ürthefl noch einmal 
in seiner „Politik" (1876) mit der Abänderung jedoch 
wiederholt, dass die Bedeutung der Mittelklasseni 
als den berufensten Trägem der Ofifenflichen Ifeinnng^ 
minder stark zu betonen war, nachdem die seit 1867 
eingetretene Entwickelung der deutschen Verhcaltnisse 
durch das allgemeine Wahlrecht den niederen Volks* 
schichten eine früher nicht yorhandene Wichtigkdt 
gegeben hatte. *) Grundsätzlich und systematisch 
stellt Bluntsehli die öffentliche Meinung als ein 
Organ der Volksmacht der Begiernngsmacht 
gegenüber auf dieselbe Linie mit der Presse^ den 
Vereinen, den Volksversammlungen. 

Schon früher hatte Niebuhr ^) der Öffentlichen 
Meinung die Bigenschaft einer „Gottessdmme" für den 
Fall zuerkannt, wenn sie ein allgemein ausge- 
sprochenes und nicht nachgesprochenes ürtheil sei, 
wobei Ton ihm eine Art von Einstimmigkeit 
TorauagiBsetst gewesen zu sein scheint. 

Wesentlich anders, als Niebuhr, hatte zu seiner 
Zeit Hegel geurtheilt, nach dessen Ansicht die öffent- 
liche Meinung ebenso, sehr geachtet, wie verachtet sn 
werden verdient, jenes nach ihrer wesentlichen Grund- 
lage, dieses nach ihrem concreten Bewusstsein. Da der 
öffentlichen Meinung der Massstab der Unterscheidung 
fehle, so sei die Unabhängigkeit von ihr die eiste 
formelle Bedingung zu etwas Grossem und Vernünftigem, 

in der Wirklichkeit wie in der Wissenschaft. *) 

1* 
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Von 61unt8Clili*8 Auffassung der (öffentlichen 
Meiuung und ihres Zusammenhanges mit der Bedeutung 
der jüßtielklaflsen dürf ton überall diejenigen stark ab- 
l^eichen, welche, wieFerd. Las8alle*)in Deutschland 
und Pietro Ellcro ^) in Italien, die Behauptung 
einer öconomischen , politischen und geistigen üeber- 
legenheit der Mittelklassen im Vergleich zur Volks- 
masse gmndsfttElich angefochten haben. 

Unter einem anderen Gesichtspunkt, als die Mehr- 
zahl der Politiker, würdigt Schäffle die ötfeutliche 
Meinung. Sie bedeutet für ihn eine psychische 
Thatsaehe des socialen Lebens oder ein Phänomen des 
Yülksgeist es, wobei von ihm die geistige Coordi- 
nation der socialen Massen um leitende Mittel- 
punkte (Autoritäten) dargestellt wird. Dies geschieht 
sowohl hinsichtlich der die geistige Führung der Massen 
activ leitenden Kräfte , als auch hinsichtlich dci- Eück- 
Wirkung der Massen auf jene leitenden Kr&fte in pas- 
sirer Achtung. Die Oeffentlichkeit, das Publicum, die 
öfTentliche Meinung und die Presse werden systematisch 
von Schäffle nebeneinander gestellt.'^) 

Die Öffentliche Meinung erscheint in Schftffle's 
Augen als „Beaction des Publicums, des Yolksverstandes, 
Volksgomüths, Volks willens auf bestimmte leitende An- 
sichten, Urtheiie oder Keigongen. Ohne die öffentliche 
Meinung lasse iBich, so meint er, schwer ^e sodale 
Wirkung erzielen, welche durch die allgemeine geistige 
Theilnahme des Volkes oder eines bestimmten gesell- 
schaftlichen Kreises bedingt sei; der Werth der öffent- 
lichen Meinung werde bald überschfttast, bald unter- 
schätzt; dieselbe sei überhaupt nicht eine einheitliche 
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SMmiragy sondern eine Vielheit besonderer SMunmgen, 
welche einander oft Töllig entgegengesetzt seien. 

Schon diesG wenigen Hinweisungen auf die An- 
sichten solcher, die die öffentliche Meinung im Zusammen- 
hang mit dm. gesammten staatlichen und gesellaehaft- 
liehen Leben gewürdigt haben, machen es begreiflich, 
warum die öffentliche Meinung in den gelegentlichen 
Aeossemngen der Stftatsmftnner, in der Parteipresse 
und den Parlamentsdebatten von einer und derselben 
Person bald gelobt, bald getadelt, als Bichterstohl bald 
anerkannt, bald abgelehnt wird. 

Alle Ansichten y die seit Jahrhunderten Uber die 
öffentliche Meinung ausgesprochen worden dnd, stimmen 
jedenfalls darin überein, dass ihr in neuerer Zeit, ohne 
Eücksicht auf den einzelnen Fall, eine thatsächliche 
Macht zuerkannt wird, die mindestens aus Grflnden 
der StaatsUughelt Beachtung yeidiene, und femer 
auch darin, dass der reale Werth der öffentlichen 
Meinung imDurchschnitt sich nicht feststellen lasse. 

Im Uebrigen zeigen rieh in der allgemein staats- 
rechtlichen und politischen Literatur älterer und neuerer 
Zeit mancherlei Abweichungen, insonderheit: 

1) bezflglich der Definition der Öffentlichen 
Meinung, namentlich auch bei der Frage, 
wann eine bestimmte Meinung als öffent- 
liche wirklich anerkannt werden könne? 

2) bezüglich der Entstehungsweise der Öffent- 
lichen Meinung; 

3} bezüglich der berechtigten Subjecte des Meinens, 
je nachdem dabei gewisse Klassen der Bevdl- 



keruDg oder die Hassen als Moinoude übcr- 
liaapt YoraiiQgesetet weiden. 

Demgemftss ist die Öffentliche Meinung in mehr- 
facher Richtung Gegenstand wissenschaftlicher Betracht- 
ung: Für den Psychologen, der das Abbäugigkeits- 
Terhaltniss und die Wechselwirkungen zwischen den 
geistigen Lebensprocessen des Individuums und der 
Gesellschaft näher festzustellen sucht. Für den Cultur- 
historiker, der bei Terschiedenen Zeiten und bei ver- 
schiedenen Völkern sehr ungleiche Gestaltungen der 
Öffentlichen Meinung wahrnimmt und beobachtet, wie 
inneriialb derselben bald kosmopolitische, bald nationale 
Ideen die Oberhand gewinnen. FQr das allgemeine 
Staatsrecht, insofern» als die Dauerhaftigkeit und der 
gesicherte Bestand der Staatsformen und Verfassungs- 
gesetze von einem gewissen Verhalten derselben zur 
Öffentlichen Meinung abh&ngig zu sein scheint.^) FOr 
die Politik endlich, insofern als es darauf ankommt^ 
die Existenz einer öffentlichen Meinung über 
bestimmte Angelegenheiten der Staatsthätigkeit zu er- 
kennen, und einen Massstab zu finden, wonach in con- 
creten Fallen der Werth der Öffentlichen Meinung zu 
bemessen ist, damit eine Eichtschnur gegeben werde 
für das zweckmässige Verhalten auf der weiten Linie 
zwisdien den beiden Endpolen, Ton denen der eine die 
grundsfttzliche Verleugnung, der ändere die prflfungs- 
loso Billigung der öflentlichen Meinung bezeichnet. 

Achtung oder Missachtung in ihren sehr ver- 
schiedenartigen Abstufungen scheinen bei denjenigen, 
die sich öffentlich darüber vornehmen Hessen, wesent- 
lich von den subjectiven Momenten der Abneigung und 
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der Furcht, der Zuneigung oder Hofifaung und nicht 
zum geringsten Theil voa dem Mass des eigaen Selbst- 
gefühls bestimmt sn sein. 

Auch ausserhalb Deatschland ist im Verlaufe des 
letzten Jahrhunderts die Wichtigkeit des Problems 
aneikanut worden, das in der richtigen £rkenntniss 
der Affentliehen Heinimg gestellt ist Yico ghiabte^ 
dass 08 nicht die Weisheit einzelner Männer soi, wo- 
durch, wenn sie von einer unwissenden und theünahm- 
losen Menge umgeben sind, der Fortschritt mensch- 
licher Gultur bestimmt werden könne, sondern viel- 
mehr die Einsicht des Volkes und dessen durchscliiiitt- 
liche Auffassungsgabe^). Bomagnosi scheint sich 
nicht im Stande geglaubt zu haben, die von ihm als 
wichtig anerkannte Aufgabe einer L(V8ung nfther zu 
führen. Unter den neueren Eechtsphilosophen 

Italiens urtheilt Gabba, wie folgt: „Eine höchst 
wichtige Thatsache, worin mh. das geistige Leben der 
gesellschaftlich Terbundenen Menschen offenbart, sogar 
ein grosser Theil dieses Lebens besteht, ist die öffent- 
liche Meinung. Es ist dies eine deijenigen That- 
sachen, auf welche am häufigsten hingewiesen und 
Ton gelehrten oder ungelehrten Personen bei der Be- 
urtheilung öffentlicher Verhältnisse Bezug genommen 
wird, desgleichen bei d^r praktischen Politik der Be- 
gierungen oder in dem Verhalten ehizelner Individuen. 
Nichtsdestoweniger gebricht es an einer befriedigenden 
Lehre über den Ursprung und den Büdungsprocess der 
öffentlichen Meinung und man kann nicht einmal sagen, 
dass darttber häufig nachgedacht worden ist. Kur 
gelegentliche Bemerkungen über den rationellen Werth 



Digitized by Google 



dieser Meinung finden sich bei vielen älteren und neueren 
Schriftstellern." 

Aber nicht nur fOr die p^chologwben Frocesse 
Im GolleetiVbeinisstsein der Gesellschaft und die Staats- 
wissenschaften würde es von Werth sein, das Wesen der 
Öffentlichen. Meinung genauer zu untersuchen, als bis- 
her geschehen ist. Auch die Wissensehaft des posi- 
tiren Bechts durfte dabei einigermassen betheiligt sein. 

Wie verhält sich die öffentliche Meinung im Ver- 
gleich zu dem Yolksrecjitsbewusstsein? Ist die 
Offentlichetf einung, die nch gegenstftndlich auf bestimmte 
Gesetzgebungsfragen richtet oder in Laiengorichten 
consequent durch eine allgemein festgehaltene und be- 
thfttigte Auslegung des GesetECs offenbart, verschieden 
vom Bechtsbewusstsein des Volkes, aber mit ihm in 
seinem Ursprünge identisch ? Dass die öffentliche Mei- 
nung in manchen Ländern sehr erheblich in den Gang 
der Strafrechtspfi^ eingreift und entweder unmittelbar 
durch das Schwurgericht in Gestalt bedenklicher Yer- 
dicte sich betheiligt oder doch mittelbar auf die Eich- 
tendeu einwirkt, wird sich schwerlich in Abrede stellen 
lassen. 

In der deutschen Strafgesetzgebung hat der un- 
bestimmt gelassene Begriff der öffentlichen Meinung 
po6iti?e Bechtsqualitat erlangt „Wer wider besseres 
Wissen in Beziehung auf einen Anderen eine unwahre 
Thatsache behauptet, welche denselben verächtlich zu 
machen oder in der öffentlichen Meinung herab- 
zuwürdigen oder dessen Credit zu gefährde geeignet 
ist, wird wegen verleumderischer Beleidigung mit Ge- 
fängniss bis zu zwei Jahren und, wenn die Yerleum- 
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düng öffentlich u. s. av. begangen ist, mit Gefängniss 
nicht unter einem Monat bestraft (g 187 B.-Str.-B.) 

Aehnlich die S§ 186 nnd 189. 

Keiner der Commentatoren des deutschen Straf- 
gesetzbuchs hat es für erforderlich erachtet, das Ver- 
bftltniss des Stiafrichteis zur Öffentlichen Meinung einer 
genanem Untersnchnng eu nnterziehen. Dennoch kOnnon 
dabei mancherlei Zweifel entstehen. Ob in irgend 
einem einzelnen Falle das Yorhandensein einer öffent- 
lichen Meinung bestritten weiden kann nnd alsdann 
znm Gegenstände der Beweisführung zn machen sein 
würde, könnte Sache der näheren Erwägung sein. Ist 
ein Irrthnm in der Beortheilong der Öffentlichen Mein- 
ung Ton Seiten des Angeklagten als ein Irrthnm in 
thatsächlicher Richtung aufzufassen? Es ist denkbar, 
dass ein Ausländer, der den thats&ch liehen Stand 
dner angeblichen Öffentlichen Meinung nicht kannte, 
sieh wegen des Vorwurfe einer Handlung zu yerant- 
worten hat, die nach der in seinem Lande geltenden 
Auffassungsweise als eine ehrenrührige nicht erscheint. 
Unter den heutigen Yerhältnissen bleibt überdies 
möglich, dass plötzlich e Umwandlungen in der 
öffentlichen Meinung zwischen dem Zeitpunkt der ver- 
leumderischen Beleidigung und dem Zeitpunkt der Ur- 
theÜsfilllung Yor sich gehen. Wären solche Veränder- 
ungen im Stande der Öffentlichen Meinung vom Bichter 
zu berücksichtigen oder nicht? Welches sind für den 
itichter die Erkenntnissquellen der Öffentlichen Mein- 
ung? In weitaus den meisten Fällen scheint es, als 
ob die liichter ihre eigene individuelle Auffassung über 
die Ehrenrührigkeit eines als Beleidigung verfolgten 
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Vorwnrfii ohne Weiteres fftr gleichbedeutend nehmen 

mit einem Präjudicat der öffentlichen Meinung. 

Auch in der strafprocessoalischen Entwicklung 
mancher Oeeetzgehnngen kann die Öffentliche Meinung 
oinflussreich werden. Dies gilt vorzugsweise hinsicht- 
lich der Wirksamkeit der Strafverfclgungsprincipien. 
Wo die öffentliche Sicherheit su einem erheblichen 
Theile der PrivatanUagethätigkeit des Staatshfligers 
anvertraut' ist, wie in England, ist die Handhabung des 
Strafgesetzes von dem Stande der öffentlichen Meinung 
abh&ngig. PrivatankUger pflegen sich darnach zu 
riditen. 

Was das Volk orrecht anbelangt, so hatHoffter 
die Bedeutung der öffentlichen Meinung anerkannt, in- 
dem er zu den anzuwendenden Yeisuchen der Beilegung 
entstandener internationaler Streitigkeiten auch die^Offent- 
licho Verbreitung von Deductionen und Memoirs mit 
ausdnlcklichem oder selbstverstandenem Anrufe der 
öffentlicheu Meinung rechnet und dieses Mittel fftr den 
Fall empfiehlt, wenn« eine Verständigung im Wege der 
gegenseitigen Correspondenz nicht zu bewirken gewesen 
öder dieselbe bereits abgebrochen ist.''^^) 

Die öffentliche Meinung greift nicht selten über 
die Gränzen des einzelnen Staates hinaus. Sie findet 
bereits eine Basis an der gesammten Europäischen 
Cnlturwelt aller Zonen und stellt sich in einen Gegen« 
satas gegen WillkQr, Gewaltmissbrauch, Vertragsbruch 
und Barbarei. 

Es ist somit irrthümüch zu glauben, dass die 
öffentliche Meinung nur in den politischen Bewegungen 
unseres Zeitalters wirksam war. Sie bezeichnet, ob- 
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schon ihre politische Qualität vorwiegt, doch auch eine 
Thatsache, die in die Bechtspflege hemmend oder för- 
dernd einzugreifen Termag nnd darum Yon der Gesetz- 
gebung nothwendig beachtet werden muss. Neben der 
Aufmerksamkeit, die ihr der Staatsmann immer zu- 
wenden muss und der Jurist nicht völlig versagen 
darf, steht auch die Erwägung, dass das wirthschaft- 
liehe Leben in starkem Masse von dem Stande der 
öffentlichen Meinung beherrscht wird, insofern als der 
Staatskredity der Werth vieler Staatspapiere und der 
Verlauf flconomischer Krisen davon abhängig erscheint. 
Die grossen Börsenplätze des Europäischen und Amerika- 
nischen Continents stehen unter ihrem Einfluss. Dioso 
Herrschaft der öffentlichen Meinung über das moderne 
Geldwesen und den internationalen Wirkungskreis des 
Credits würde sogar allein genügen, um darzuthun, in 
welchem Masse der moderne Staat in wichtigen Yer- 
waltungszweigeUy in der Ordnung seiner Finanzen, bei 
der Bestreitung seines Staatsaufwandes und folglich 
schliesslich auch in der Erreichbarkeit gewisser Cultur- 
ziele von einem ausser ihm selbst liegenden Macht- 
fiietor beeinflusst wird. Auf internationalem (Gebiete 
beeinflusst die öffentliche Meinung, die sich in einer 
übereinstimmenden Auffassungsweise grosser Börsen- 
plätze kund giebt^ die auswärtige Politik kreditbedOrf- 
tiger Staaten. 

Nach allen Seiten hin das Wesen und die Be- 
thätiguDg der öffentlichen Meinung darzustellen, wäre 
eine höchst wichtige aber auch ebenso umfusende Auf- 
gabe. Für die nachfolgenden AusfOhrnngen ist es un- 
möglich^ ein so hohes Ziel zu verfolgen. Es soll aber 
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versucht werden, der Beihe nach den allgemein ge- 
schichtlichen Entwicklungsgang, den Begriff, die Werth- 
messnng und den Entstehnflgsprocess der Öffentlichen 

Meinung zu veranschaulichen, um daran zum Schlüsse 
die Frage zu knüpfen, welches Verhalten dem modernen 
Staat gegenüber der öffentlichen Meinung gezieme. 
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Die Oftenüicke M(unung im Altertham und 

Mittelalter. 

Dem Uassiselien Alterihnm war» wieBlnntaehli 

angedeutet hat, die öffentliche Meinung und ihre Be- 
rechtigung nicht unbekannt. In den freistaatlichen 
Gemeinden mit demokratischer Verfassiingsform war frei- 
lieb ihre Ortliche Basis Terbfiltnissmassig beschrankt, ihre 
pulitischo Bedeutung überall da gering, wo die Volks- 
meinung sich auf dem Marktplatz durch Abstimmung, 
oder in der YolksYeiBammlnng unmittelbar su Thaten 
gestalten oder in Gesetze Terwandeln konnte. 

Die öffentliche Meinung, ausserhalb ihrer regel- 
massigen Bethatigong durch die Demokratie Yorgestellt, 
war bei den Griechen die sdinell veifliegende Laune 
des Demos , die sich in aristophanischen Lustspielen 
nach ihrer heitern Seite offenbarte oder die vom Volke 
gebilligte ' Anschauung der Weisen, die sich in der 
Stimme des tragischen Ghoa» vernehmbar machte. Jeden- 
falls waren Theater und Kednerbühne die beiden Stritten, 
wo es für Dichter und Ehetoren leicht war, neue Ge- 
danken und Auffossnngen zum €(emeingut einer yer- 
sammelten Yolksgemeinde zu machen, wobei das per- 
sönliche Bowusstscin grosser Männer meistentheils soweit 
zurücktritt, dass sie ihr Genie gleichsam absichtlich 
Terhtülen» indem sie ihre Gedanken, bereits beror 
dieselben völlig verstanden waren, geschickt als Meinung 
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des Demos darstellen. Eine eigene Meinung als 
solche oder unter dem Stempel der persöulichen Ur- 
sprOnglichkeit TorzutragOD, w&re Angesichts eines eifer- 
sflchtigen Demos gefährlich gewesen, da dieser den 
Ostracismns zur Verfügung hatte. 

Ein Philosoph, wie Sokrates, dem es unmög- 
lich war, seine Lehren als Yolksmeinang auszugeben 
oder nnhemerkt zur Yolksmeinung answachsen zu lassen, 
mussto daher, um den antiken Verzicht auf persönliche 
Eigenartigkeit aufrecht zu erhalten, die Eingebung 
seines Aaifidpiop herbeirufen. 

Die Meinung des griechischen Demos war natur- 
gemäss der Meinung des Einzelnen gegenüber so sehr 
alleinberechtigt, dass diese überhaupt nur in 
der Fiction einer GOtterstimme oder eines Orakels oder 
im Munde der vom Dichter geschaffenen G^talten zum 
Ausdruck gelangen konnte. 

Aristoteles hat sich der Macht dieser demo- 
kratischen üeberlieferung nicht entziehen können, als 
er sich in günstigem Sinne über die Y o 1 k s m e i n u n g 
äusserte; im dritten Buch seiner Politik heisst es: 

„Denn es ist wohl denkbar, dass die Viden, von 
denen jeder Einzelne kein sittlich YoUkommener Mann 
ist, dennoch >venn sie zusammentreten besser als jene 
wenigen Besten seien, nicht zwar jeder für sich, aber wohl 
insgesammt genommen — denn da es Viele sind, kann 
möglicherweise jeder Etwas aü Tugend und Einsicht 
haben, und wenn sie nun zusammentreten, so findet, 
wie die Menge gleichsam ein einziger vieifüssiger, viel- 
hftndiger und mit Tielen Sinneswerkzeugen ausgestatteter 
Mensch wird, dasselbe auch hinsichtlich der Charaktere 
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und der Geisteskraft Statt. Deshalb urtheilt auch die 
Menge besser über die Leistungen sowohl der Tonkunst 
als der Dichter; denn der Eine beurtheilt diese» der 
Andere jene Seite, sonach Alle Alles. Ob es mm 
denkbar ist, dass jeder Demos sich in dieser Weise 
zu den wenigen sittlieh Vollkommenen Terhalte, bleibt 
dunkel — aber allerdings ffir diese oder jeno Menge 
steht nichts der Richtigkeit des angegebenen Verhält- 
nisses im Wege. Demnach kann man auf diese Weise 
sowohl die vorbin erwähnte Frage (ob die Mehrzahl 
der Souverän sein solle) erledigen als auch die ihr 
sich anschliessende, wozu die blos Ereigebornen und 
die Masse der Bürger befugt sein solle — Einer- 
seite ist es nicht geftbrlos, ihnen den Eintritt in die 
Lüchsten Aemter zu gestatten, und wenn man andrer- 
seits ihnen weder rechtlich noch tbatsächlich den 
Zutritt gestattet» so wird das ein fürchterlicher Zu- 
stand. Es bleibt also nur der Ausweg, dass 
man sie zum Berathen und Urt heilen, zu- 
lässt." 1*) 

Aristoteles t sonst der Demokratie wenig geneigt, 
erkennt das Beeht der Öffentlichen Meinung im Sinne 
der Staatskontrole und der Ueberwachuug der Amts- 
führung der Masse Deijenigen zu, die ihrerseits zur 
AmtsfÜhmng selber persönlich nicht befithigt sein 
würden. Insbesondere im Gegensatz zur Tyrannis und 
zur Oligarchie war diese Meinungsbefugniss der Menge 
zu betonen. Die stärkste Offenbarung der Öffentlichen 
Meinung auf dem politischen Ctobiete des klassischen 
Alterthums war die allgemeine , stets festgehaltene 
Verurtheilung der Tjrannis und — daraus folgend 
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„die Beehtffiiiigiiiig des Tyrannenmordes" dnreh 
die alten Philosophen und Siaatsrechtslehrer. 

Was Yon der Griechischen Demokratie za sagen 
ist, gilt in der Hauptsache auch yon der BOmischen 
Bepnblik wahrend der sp&teren Jahrhunderte ihrer Ent- 
Wickelung. Als eigenthümlich erscheint jedoch jeden- 
falls, dass im Bömischen Yerfassungsrecht dem Magi- 
stratus gegenüber der Volksmeinung eine ganz andere 
Bedeutung gegeben war, als in den demokratischen 
Staatsverfassungen der Griechen. Thatsächlich und 
rechtlich war die Autorität leitender Staatsmänner eine 
grossere y die Festigkeit der bestehenden Institutionen 
dauernder, der Widerspruch der murrenden Menge gegen 
unbeliebte Massregelu des Senats oder der Heerführer 
seltener erfolgreich. Ohne eine im Volke einflussreiche 
Literatur, ohne die Bundesgenossenschaft der dramati- 
schen Dichtung, war dje Wüksnicinung in der repu- 
blicanischen Blüthe der selbständigen Initiative in den 
Volksversammlungen durch die fOr jus eonetanü 
geltenden Grundsätze beraubt. 

Andrerseits waren hei den Römern der öffentlichen 
Meinung bestimmte Organe der Bethätigung in der 
negativen Wirksamkeit des tribunidschen Veto und in 
dem positiven Eingreifen das cumtra morum gegeben. 
Die Censur muss, soweit ihre sittenrichtorliche Macht 
in Betracht kommt, als ein Oigan der auf die politische 
und bOrgerliche Moral gerichteten Volksmeinung ange- 
sehen werden, wodurch die Sitten auf denjenigen Ge- 
bietsstrecken gewahrt wurden, die der strengen ßechts- 
ordnung des Staates von Haus aus nicht unterworfen 
waren und sich hinterher der überlieferten Macht des im 
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judictum dnmcdieum thätigen Hausrechts entzogen hatten. 
Voraehmlich auf dem Gebiete des ehelichen Lobens 
und der liäuaUchen Zucht, deiren politiaehe Wichtig- 
keit den Bömern weitaus Uarer einlenehtete, als den 
Griechen, war die cenmra morum eine Darstellung der 
in den gesunden Yolhsschichten lebendigen Anhäng- 
lichkeit an die Ton altersher überlieferte Staatssittlichkeii 
Von der Öffentlichen Meinung galt in alter Zeit das- 
selbe, was ül plan von den Sitten selber sagte: sie 
waren ein tacHiu eom&miti hnga eonmuMme «MwteraUt». 

Bass die BAmer dem suhjeetiven ürtheil gegen- 
über den Rochtcn des niagistratus wenig Spielraum 
gOnnten, beweisen die strengen Strafbestimmungen fOr 
das occMiare, 

Yersehieden Ton der griechischen Denkweise, ist 
die Römische Volksmeinung, in ihrer treffenden 
Bezeichnung als eäMmaUo, der Massstab für die staats- 
htligerliche Ehre in ihrer Geltung sowohl gegenflher 
der Gesammtheit, wie in ihrer Aufrechterhaltung gegen- 
über den rechtswidrigen Verletzungen durch Einzelne. 
Die Öffentliche Meinung, im Zusammenhang mit der 
wenigstens in der filteren Zeit der Bepublik ge- 
gebenen Thatsache, dass auf dem Forum, in den Ccn- 
turien, in dem Tribus, in der Wehrverfassung, überall 
ein Urtheil der Gesammtheit über den Werth des ein- 
zelnen Bürgers gewonnen weiden konnte, beruhte nicht, 
wie in den Voraussetzungen unserer modernen Straf- 
gesetzbücher, auf abstrakter Reflexion über die sitt- 
liche Qualität menschlicher Handlungen, sondern auf 
der Tollen Würdigung der wirklich erkannten Persön- 
lichkeit des Einzelnen. 

2 
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Ausserdem spielte die Volksmeinung im letzten 
Jahrhundert der Kepublik, wie die Ciceronianischeu 
Beden und Schriften deutlich erkennen lassen, eine ein- 
flassreiche Bolle gegenüber den siftndigen Bichtereommis- 
siüueu, in denen criminalprocessiialische Entscheidungen, 
Freisprechungen und Verurtheilungen ebenso oft unter 
dem Einfioss der Qun&t nnd Ungunst einer nmstehenden 
Menge, wie In strenger Anwendung des bestehenden 
Gesetzes ausgesprochen wurden. 

Eine völlig verschiedene Gestaltung niusste die 
öffentliche Meinung nach dem Untergang derBGmischen 
Republik annehmen. Der Gegensatz zwischen kaiser- 
licher Gewalt und kaiserlichem Beamtenthun auf der einen 
Seite, und der alten Ueberlieferung der Senatsrechte, 
neben einer schattenhaft erscheinenden, yOllig ver- 
pöbelten Volksmenge, gaben der Meinungsbildung auf 
dem Boden der Staatsangelegenheiten ganz andere Bich- 
tungen und Antriebe. Die Voraussetzung jeder 0 f f e n t^ 
liehen Meinung war mit der Möglichkeit ihrer Be- 
thätigung und Aeusserung geschwunden , seitdem auch 
der Senat die letzten Beste seines Ansehens verloren 
hatte. Schon die Aeusserung einer politischen 
Meinung vor der Oeffentlichkeit , konnte in Beziehung 
auf Staatsangelegenheiten und die kaiserliche Person 
leicht verbrecherisch erscheinen. Durch ihr Verhalten 
gegen die unabhängigen Mftnner im Senate, durch den 
Gang der Majestätsstrafgesetzgebuiig und durch die 
Strafandrolmngen gegen lihellus famoms beweisen die 
schlechten Kaiser, dass sie in ihrer innersten Natur 
ebenso feige als gewaltthätig waren, und jeden Ver- 
such einer ö£^entlichen Meinungsbildung als schwere 
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Bedrohung der öffentlichen Sicherheit und ihrer per- 
sOnUchen Herrschaft farchteteiL. Noch am SchluBse 
der BOmischen Bechtsentwicklnng gehen die BOmischen 
Juristen von der Thatsache einer existimaUo bei 
der Beurtheilung der Beleidigungen aus, obwolil im 
nisprfliiglichen Sinne von der eMsUmatto der fiömischen 
Yolksgemeinde in Beziehung anf einen in entlegener 
Provinz geborenen oder ansässigen Staatsbürger gar 
keine Kede mehr sein konnte. 

Was das christliche Mittelalter anbelangt» so 
ergibt sich Iftr die Betrachtung der derToIksmeinQng zn- 
kommenden Bedeutung ohne Schwierigkeit ein sicheres 
Besiütat, sobald man die Eactoren der Meinongsbildung, 
die Mittel des geistigen Verkehrs, die territoriale Glie- 
demng der Staatenwelt, die Schichtung der Gesellschaft 
iu Ständen, die Abscheidung des Laieuthums vom (Jlerus 
und die Beziehungen von Staat und Kirche erwägt. 
Die Kirche beherrscht die Meinungen der Menge lange 
Zeit ausschliesslich, und zwar nicht blos auf dem reli- 
giösen Gebiete. Selbstverständlich ist das festgestellte 
Dogma der Kirche der Beiechtigong des subjectiTen 
Meinens völlig entrttdct. Für weltliche Angelegen- 
heiten oder gegenüber dem Einzelnen, kann eine collec- 
tive Meinung sich nur innerhalb standesgenossenschaft- 
lidier Beziehungen geltend machen. Die Meinungen 
der einzelnen Stände bekämpfen sich wechselseitig ent- 
weder mit dem Schwerte, oder mit den Mitteln der 
Satire. Nur ausnahmsweise kann während des Mittel- 
alters Ton allgemeinen OfFenbamngen der Volksmeinung 
im grossen Stil die Kede sein. Es wäre erlaubt zu 
sagen, dass die Kreuzzüge in ihrem Ursprünge von 
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einer ans religiöser Triebfeder herrorgegangeneii, zur 

Begeisterung emporgestiegenen Volksm einuncr c^e- 
tragen wurden; und ebenso Yerhielt es sich in geradezu 
entgegengesetster Bichtuog gegen den Scliliiss des 
Mittelalters, als naeh der Meinung aller geistig selb* 
sündigen Tiaien der Verfall der Kirchen Ordnung, die 
EntsittlichaDg desCiems nnd diefieformbedürftigkeit der 
Kirche feststand. 
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Die Slfeiitllelie Melnimg der neueren Zeit. 

Drei bedeutsame Ereignisse verschaffen seit dem 
Endo des Mittelalters der öffentlichen Meinung ein 
völlig yerftndertes Ansehen: Das Emporkommen des 
Hnmanismns im Zeitalter der Benaissance, dessen 
Staatsanschauungen aus der Quelle der classischen 
Stadien sich vegOngten und eine neue von der Kloster- 
sclmle unabhängig werdende Welt erfUlten, eine Be- 
freiung der gelehrten Kreise von scholastischer Be- 
fangenheit herbeiführten und endlich auch zur Erlösung 
der Gewissen von den Zwangsmitteln der Kirchengewalt 
hindrängten. Der Humanismus wurde und blieb das 
geistige Band, das die gebildeten Klassen der modernen 
Welt zusammenhielt. Dazu trat zweitens die Erfindung 
der Bnchdruc£erpresse, die Anfiwgs nur der gelehrten 
Welt zu Gute kam, im Beformationszeitailter aber zuerst 
die Stütze politischer und religiöser Volksbewegungen 
wurde. Endlich drittens die Ausbildung grosser Staats- 
territoiien unter absoluter Ffirstenmacht. 

Auf diesen Grundlagen ruhend, unterscheidet sich 
die YoliiSmciuung der Neuzeit sowohl Yon der Denk- 
weise der antiken Demokratie, als auch von dem geistigen 
Gemeinschaftsleben der mittelalteilichen Oorporationen. 
In diesen beiden Gestaltungen der Vorzeit vermochte 
der unmittelbare, persönliche Meinungsaustausch unter 
den Individuen gesellschafUiche GesammtvoisteUungen 
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zu vermitteln. Dagegen liegt es auf der Hand, dass 
auf weit gedehnten Staatsgebieten, deren BeYOlierungs^ 
Uassen durch wirthschaftliche Bemftstellnng in Stadt 
und Land geschieden sind, allgemeiner persönlicher 
Meinungsaustausch durch örtliche Hindernisse zerstört 
wird. Ohne Yermittlnng der Kirche hätte auch im 
Mittelalter das geistige Gesammtleben der christlichen 
Völker auseinanderfallen müssen. Ohne Vermittlung 
der Druckerpresso hätte, unabhängig von der Kirche, 
keine Yolksmeinang auf grossen Staatsgebieten er- 
wachsen können. Damit steht nicht im Widerspruch, 
dass trotz der Macht des Humanismus, vornehmlich in 
der zweiten Hälfte des XVI. und im XVII. Jahr- 
hundert» auch in protestantischen Ländern die Staats- 
lehre Tielftush das Wesen jener starrgläuhigen Theo- 
logie abspiegelt, die sich auf dem Continent sowohl, 
wie in England zur Dienerin der fürstlichen Willkür 
erniedrigt hatte. 

Waren die Mittel für die Verbreit ung gewisser 
Meinungen in weiteren Kreisen, für die Wirksamkeit 
geistiger Ueberlegenheit im Volke, fftr die räumliche 
Ausdehnung persönlichen Einflusses mit der Erfindung 
der Buchdruckerkunst gewachsen, so stand dennoch im 
Widerspruch damit der Entwicklungsgang des gesammten 
politischen Lebens, der Rechtspflege und der Yerwal« 
tung, der der Bethätigung der Volksmeinungen gegen- 
ständlich erheblichen Eiutrag thun musste. Kechts- 
pflege und Verwaltung gingen in die Hände des ge- 
lehrten Beamtenthums Uber. Die Heimlichkeit un- 
verstandener Rechtsproceduren, die Fremdai-tigkeit des 
Bömischen Bechts selber, das den Sieg davon trug 
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über die eiDheiinischen ßechtsgewobuheiteui lähmten 
die BethfttiguDg des GemeinsiiuiB. 

So konnte es geschelien, dass mit dem Untergang 
▼olksthünilicher Rechtspflege und der Verdrängung der 
Gemeindeireiheit die öffentliche Aeusserung von Mein- 
ungen Aber Staatsangelegenheiten als Ansschreitongen 
des Indiyidanms angesehen werden konnten. Thomas 
Morus hat in seiner Utopia dieser Auffassung Worte 
geliehen. Das Becht der Öffentlichen Meinungsäusserung 
£uid seit dem Ende des XYI. Jahrhunderts seine mäch- 
tigste Gegnerschaft an der Censur. Schrankenlos herr- 
schend, verlangte die Auctorität des absoluten Fürsten- 
thums entweder Lobpreisung und Billigung seiner 
Staatshandlungen oder Schweigen. 

Unter diesen Umständen wai-d die Zulässigkeit 
der öffentlichen Meinungsäusserung in Beziehung auf 
Staatsangelegenheiten oder kirchlicheFragen eine staats- 
rechtliche Frage. Wo die Censur es an der schuldigen 
Aufmerksamkeit hatte fehlen lassen, trafen die Strafgesetze 
des absoluten Staates den y,frechen und unehrerbietigen 
Tadel*' der Begierungshandlungen. 

Gegen ihren Willen hat jedoch die Censur mehr 
als alles andere dazu beigetragen, dass eine öfl'eutlicho 
Meinung in Europa nach dem Gelingen der zweiten Eng- 
lischen Bevolution sich ausbildete und schnell erstarkte. 

Gegen das Endo des XVIII. Jahrhunderts bestand 
in den continentalen Culturländern, mit fast unbegreif- 
licher Stärke ausgerastet, in Tielen Stacken Gleich- 
artigkeit der öffentlichen Meinung. Ihr Gegensatz war 
zunächst nicht die schrankenlose Fürstenmacht als 
solche; denn weit verbreitet war der Glaube an die 
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Wohlthätigkeit des anfgeUärten und woMwöllenden 

Despotismus, sondern viel mehr die geistlose Eoatine 
und der pedanÜBclie Fonnalismns der AmiBherrschaft» 
die sich in das Dunkel der tiefsten Heiniliclikeit ge- 
hüllt hatte, die Unnatur und Barharei einer in Still- 
stand gerathenen Gesetzgebung und die Entartung der 
Rechtspflege. Censnr nnd Heimlichkeit der Staats- 
praxis erhoben das XVIII. Jahrhundert zum Zeitalter 
der öffentlichen Meinung. Die von Kirche und Staat 
geübte Verfolgung freisinniger Schriftsteller, die Druck- 
verbote der Oensur, die seit dem Beginn des XVII. Jahr- 
hunderts die Niederlande zum Asyl der freien Mein- 
ungsäusserung erhoben, wirkten als Anreize und Fördor- 
ungsmittel der Kritik. So kr&ftigte sich derG«istdes 
Widerspruchs gegen yeraltete Einrichtungen. Leiden- 
schaftlicher, als das Dogma der Kirche, wurden die 
Privilegien des Adels und der Geistlichkeit von den 
Verfechtern der Öffentlichen Stimmung angegriffen, die 
sich im Verlauf eines halben Jahrhunderts unter der 
Fahne der Humanität, der Aufklärung und des allge- 
meinen Wohles in allen Ländern Europas geeinigt 
hatten. Sogar in geheimnissvollen Formen der 
Freimaurerei suchte die Öffentliche Meinung sich zu 
verhüllen und trotz ihrer kosmopolitischen Tendenzen 
ein anstokratisches Gepräge der Vornehmheit zn wahren, 
indem sie auf schnelle Verbreitung in der grossen 
Menge verzichtete. Im Hinblick auf jenes Zeitalter 
war es unzweifelhaft richtig, wenn man das gesell- 
schaftliche Centrum der Öffentlichen Meinung in den 
Mittelklassen &nd: in dem niederen Landadel, in der 
Welt der Gelehrten, unter den Handeltreibenden, sogar 
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im Officierstande und in einem nicht unbedeutenden 
Theile der GeLsüiohkeit. Uebeiall henschend war vor 
dem Ausbrach der franxOsisclieii BeTolation die Mein- 
ung, dass eine neue Ordnung der Dinge kommen müsse. 
Der Grundton, in dem die öffentliche Meinung redete, 
war Ton der franzOsisehen lateratar angegeben worden. 
SchOpÜBr nnd Yerkfinder dieser Öffentlichen Welt- 
meinung waren die englischen Deisten, Montesquieu, 
Diderot, die Eucjklopädisten in Frankreich, Üousseau, 
Mirabean, Yor allen anderen aber, in seiner Wirkung 
weit hervorragend, Voltaire, der die gemeingiltigen 
Vorstellungen der Aufklärungsperiode am klarsten zum 
Ansdrack brachte nnd übeiall in Umlauf setzte. 

Um die ungewöhnliche und beispiellose Macht der 
öffentlichen Meinung, die sich während der zweiten 
Hälfte des XVIII. Jahrhunderts Anerkenuang selbst 
auf Seite ihrer Feinde yersohaffte, deutlicher zu yer- 
anschaulichen, genügt es, an die Erfolge zu erinnern, 
die sie als Gegnerin der damals bestehenden vStraf- 
gesetzgehung errungen hat. Aufgeklärte Monarchen, 
wie Friedrich der Grosse, Katharina von Snssland, 
Joseph n. und Leopold von Toscana hörten ihre Bath- 
schläge. Von ihr heeinflusst, milderte der Richter die 
Grausamkeiten des alten Strafrechts. Die yerstümmelnden 
Strafen yerachwanden, die Folter ward eingeschränkt 
und allmählig beseitigt. Als Voltaire seine Stimme 
aus Veranlassung des gegen Jean Calas vorübten 
Justizmordes erhob, fand er den Beifall einer Zuhörer- 
schaft in Europa, wie er heute aus gleicher Ver- 
anlassung einem Manne niemals zu Theil werden 
würde. Unermesslich war die Verbreitung einzelner 
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Schriften, die der Stimmung eines grossen Europäischen 
Publicums gegen die überlieferten Missbräucho Aus- 
druck gaben. Beccäria und Howard &nden nicht 
nur bei ihren Landslenten, sondern in der ganzen ge- 
bildeten Welt Gehör. Die angesehensten und bedeu- 
tendsten unter den Gelehrten beschäftigten sich mit 
solchen Problemen^ die das allgemeine Interesse erregt 
hatten, üm diess zn erkennen, genügt es, die Ver- 
handlungen der gelehrten Körperschaften und Academien, 
die . vor einem Jahrhundert gedruckt worden sind, mit 
den Arbeiten der Gegenwart zu Tergleichen. Es zeigt 
sich dann, dass die Wissenschaft seit jener Zeit ebenso 
sehr durch Arbeitsth eilung vertieft und erweitert, durch 
Strenge der Methodik und der kritischen Pnncipien 
YerroUkommnet ward, wie andrerseits an Berührungs- 
punkten mit den allgemeinen Bildungsinteressen und 
an Einflttss auf die öffentliche Meinung verloren hat 

Das Bemerkenswertheste in dem Entwickelungs- 
stände, den die öffentliche Meinung vor der fran- 
zösischen Revolution erreicht hatte, war der damalige 
Mangel einer einflussreichen Tagespresse. Das Zeitungs- 
wesen lag durchaus und überall noch in siainer Kind- 
heit. Die öffentliche Meinung folgte der Führer- 
schaft grosser Namen, die, wie Malesherbes sagte, 
in der Mitte des Publikums Terkehrten, wie die Bedner 
Borns und Athens, in der Mitte der Yolksrersammlung: 
Neck er erklärte die öffentliche Meinung für eine 
„pwUsanee mvüible, sans irüors, tans garde* ei 
$ans armü, domaü des loü ä la viUe, H jusque datu 
U ^alais des rots." 

Eine völlig verschiedene Gestalt zeigt die £ut- 
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Wickelung dor öffentlichen Meinung, nachdem die Prin- 
dpien der Revolation nicht nur in Frankreich, sondonit 
seit der Mitte nnsers Jahrhunderts, auch in der grossen 
Mehrzahl der continentalen Länder, zum Siege gelangt 
waren. Die wichtigste Thatsache war, dass jener stark 
gespannte Gegensats zwischen heimlicher Staatsprazis 
und öffentlicher Kritik aus dem Leben verschwand. 
Das Jßecht der öffentlichen Meinungs- 
änsserang in Staatsangelegenheiten ward anerkannt, 
während seine Leugnnng und Yorenthaltnng früher als 
Beizmittel der allgemeinen Wissbegierdo gewirkt hatte. 
Die öffentliche Meinung verlor an Intensi- 
tät im öffentlich gewordenen Staatsleben. 
Die Tagespresse nshm in der Folgezeit ^nen Auf- 
schwung , der vielleicht noch einer weitem Steigung 
ffthig ist. liicht nur die Meinnngeftnssenuig auf dem 
Boden der PoliÜk, sondern anch die Arbeiten der 
Wissenschaft wurden von den Formen der Periodizität 
abhängig. Die moderne Unterhaltungslektüre 
gewann eine solche Ansdehnnng, dass ihr ein Antheil 
deijenigen geistigen Interessen znftllt, die sich froher 
auf anderen Gebieten bethätigten. 

Eine Folge davon ist, dass die öffentliche Auf- 
merksamkeit der neuesten Zeit Ton Tag zu Tag ftber- 
reizt und mit den mannigfachsten, eines inneren Zu- 
sammenhanges entbehrenden Gegenständen beschäftigt 
wird. Die Eindrucke des Tages wechseln beständig. 
Ereignisse, die ror hundert Jidiren die Zeitgenossen 
Monate lang beschäftigten, sind heute durch die schnelle 
Aufeinanderfolge der Mittheilungen aus allen Welt- 
gegenden nach einigen Tagen der Erinnerung entrflekt. 
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Die YeränderuDgeD, welche das Zeitungswesen der 
nenesten Zeit in der geistigen LeistongsüUugkeit des 
lesenden Pnblikoms hervorgebraclit hat, nfther ssn anter- 

suchen, wäre eine keineswegs undankbare Au^be. 
Es scheint^ als ob die Feinheit und Lebendigkeit des 
EmpfindnngsyermOgens, dieSch&ifederBeobaehtongsgabe 
und die Selbst&ndigkeit des ITrtbeils des Emzelnen 
durch tägliche Berichterstattung über alle in verschie- 
denen Woltgegenden vorkommenden Ereignisse, ün- 
glücksfiUle nnd Verbrechen abgeschwächt, als ob das 
menschliche Mitgef&hl in der Gesellschaft yermindert, die 
Gleichgültigkeit gegen das Gemeinwohl gesteigert würde. 
Dazu kommt onterstfltKend das Uebeigewicht der wirth- 
schafUichen Interessen, die blitzartige Geschwindigkeit, 
mit der nach Ursprung, Grund und Wirkung unklare 
Nachrichten zusammenhanglos durch den Telegraphen 
in alle Welt zeistrent werden, die durch nngehenre 
Yerkehrsentwicklnng zn Land nnd See erhöhte Beweg- 
lichkeit der Menschen, die Lockerung örtlicher An- 
sässigkeitsverhältnisse und endlich die Ausdehnung des 
politischen Stimmredits auf die Hassen. Sprach man 
vor hundert Jahren häufig von „öffentlichem Gefühl", 
so redet man heute nur noch von „öffentlicher M c i n u n g**. 

Die Öffentliche Meinung des XIX. Jahrhunderts, 
zumal in dessen zweiter Hlilfte, ist wesentlich ver- 
schieden von der öffentlichen Meinung des XVIII. Jahr- 
hunderts; nicht hlos nach ihrem Inhalt und in ihren 
gegenständlichen Beziehungen, was natOrlich und noth- 
wendig sein würde, sondern Tor allen Dingen in dem 
Grunde ihrer Entstehung, in den Bedingungen ihres 
Wachsthums, in der Stärke ihrer Wirkungen und in 
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der Form ihrer Betbätigung, in ihrer gegenständlichen 
AnBdehnung und ihren gesellschaftlichen Grundlagen, 
Uns fehlt jener idealistische Zng, der nnseren Yor- 
eltem eigenthümlich war. Obwohl die OfTentliche Mcinniiü: 
auch heute sich in den auswärtigen Staatenbeziehuugen 
fahlbar macht» so ist ihr doch fast überall ein nftheres 
Ziel auf der Grundlage des national-staatlichen Lebens 
gegeben. Grosse politische Parteien bewirken durch 
ihre Kampfe, dass schroffe G^ensätze der Bestrebungen 
starker fOhlbar werden, als die Macht: gemeinsamer, 
im Volksgeiste wurzelnder Vorstellungen. Durch die 
siegreiche Gewalt der revolutionären Ideen sind auf dorn 
Continent nicht nur die Privilegien der Stande ver- 
nichtet, sondern auch die Autorität staatlich nnd ge- 
sellschaftlich leitender XrHfte dem Verlangen nach 
allgemeiner Gleichheit au^eopfert worden. 

Die Teri^eichnng yerschiedener Lander lehrt, dass 
die Öffentliche Meinung neben gewissen allgem^nen 
Merkmalen ihres Wesens, auch von der Nationalität der 
Volker y dem Gange der Staategeschichte und der Art 
der Yer&ssnngsbfldmigen charakteristische Eigenschaften 
empfängt. 

Form al betrachtet und nach ihrem Inhalte gewürdigt, 
ist die Öffentliche Meinung in England etwas anderes, 
als in den Vereinigten Staaten yon Nordamerika; in 
Frankreich, Spanien und Italien verschieden von der- 
jenigen Deutschlands. In ganz Europa verwirft die öffent- 
liche Meinung beispielsweise Stiergefechte, obwohl sie in 
Spanien allgemein gebilligt werden, aus demGesichtspunkte 
der unsittlichen Thier^uälerei und der Geschmacksroliheit. 

Was die Ver&ssnngsformen Yerschiedener Staaten 
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anbelangt, so zeigt die Geschichte, dass die öffentliche 
Meinung in der reinen Demokratie und in der fürst- 
lidien Despotie am wenigsten sa bedeaten hat In 
jener fehlt ihr zwar nicht das Recht, ihre Fordeningen 
zustellen, aber auf dem politischen Gebiete erhält 
sie thatsächlich keine formal selbständige Existenz, weil 
ihr in jedem Augenblick die ErfOIlnng ihrer Postolate 
gesichert ist, wo die Gesetzgebungsmasehine dorch die 
Zahl der Urstimmen beherrscht wird oder die Abberuf- 
ung der auf ^eit gewählten Beamten bewerkstelligt 
werden kann. In der absoluten Monarchie, wo das 
Recht der individuellen Meinungsäusserung durch die 
ßücksichten auf das Staatswohl willkürlich gehemmt 
werden kann, hat auch die öffentliche Meinung kein 
formales Becht der Kritik in Bezug auf Begiemngs- 
handlungen; immerhin aber wird, trotz dieses Mangels 
an Berechtigung, die öffentliche Meinung sich in 
Staaten wie Bussland und der TOrkei als ein Madit- 
fiiuitor gegenfiber der Begierung thatsftehlich fühl- 
bar machen, und unter Umstäuden ihr Gewicht in die 
Wagschale werfen, wenn es gilt, einen Terh&ngnisflToUen 
Entschluss bei Krieg und Frieden zu &ssen. Kur be- 
sonders kräftigen Staatswesen , wie Preussen , wird es, 
unter Voraussetzung einer volksthünilichen Wehrver- 
&S8ung, möglich sein, der öffentlichen Meinung ent- 
gegenhandelnd, einen Krieg, wie 1866, in der zuver- 
sichtlichen Erwartung zu beginnen, die öffentliclie 
Meinung hinterher durch siegreiche Schlachten oder 
grosse Erfolge zum Schweigen zu bringen oder in ihr 
Gegentheil umzuwandeln. 

Den ordnungsmässig kergerichteten Kampfplatz 
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der politisch thätigen Volksraeinung bietet in der 
Q^nwart das leprftseniative System und die paila^ 
mentarische Begientngsweise. Denn hier besteht der 
entscheidende Gegensatz einer relativ selbständigen, 
auf dem Gebiete der Staatshandliingen unab- 
hängigen » aber rechtlich yeiantwortlichen Handhabung 
der Bogiernng, und einer ebenfeUs relativ berechtigten, 
der Form nacb unabhängigen und durchaus unverant- 
wortlichen Betbätigang der öffentlichen Meinung, Zwi- 
schen dem festen und nn?errflchbaren Punkte der 
monarchischen Gewalt und den stets wandelbaren Luft- 
strömungen der öffentlichen Meinung steht als ver- 
mittelndes Glied das Parlament, dessen entscheidende 
Ifajoritftt durch Wahlen gebildet ist, die Ton dem 
Stande der öffentlichen Meinung beherrscht werden. 
So waltet eine gesicherte Ordnung, ein vorgeschriebener 
Process ftlr die politische Wirksamkeit der Öffentlichen 
Meinung. Diese ist es, welche ihre Boten in das 
Haus der Gemeinen entsendet und, wo sie die Mehrr 
heit zu erlangen vermag, die Baustoffe far Ministerien 
den gekrönten Baumeistern darreicht, die Verwaltung 
der Ministerien trügt, die Gesetzgebung in Bewegung 
setzt oder hemmt und im Verlaufe der Zeiten, wenn 
ihre Mahnungen Ton den Erwählten des Volkes miss- 
verstanden werden, als Berufungsinstanz nach einer 
Auflösung der Kammern ihr eigenes Urtheil hinterher 
aufhebt, indem sie eine frühere Minorit&t in eine Majo- 
rität yerwandelt 

Schon Du Lolmc hat Tor hundert Jahren den 
Gesichtspunkt aufgestellt , den Bluntschli verallge- 
meineirt hat» und wonach die öffentliche Meinung in Eng- 
land als eine Erscheinung der Volksmacht im Unter- 
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schiede von der Re^erungsgcwalt aufzufassen wäre. 
Noch heute muss mau sagen, dass England der klas- 
sische Boden der öffentlichen Meinung ist, auf dem sie 
zuerst ihre Daseinsberechtigung im Znsammenhange mit 
einer freien Presse erlangte. Wenn es auch kaum 
dne Zeitperiode des staatlidien Lebens gab» in dem 
sich die öffentliche Meinung der Begierten nicht irgend» 
wie innerhalb bescheidener Gränzen bethätigt hätte, 
so ist doch nicht zu vergessen, dass es ein Becht, 
Begiemngshandlnngen öffentlich zu kritisiren, in ab- 
solut regierten Monarchien deswegen nicht gab, weil 
jede Bethätigung der Amtsgewalt in allgemeinen An- 
gelegenheiten, wofern nicht etwa eine Verletzung von 
PriTatrechten in bestimmt zugelassenen Formen Von 
Einzelnen gerügt wurde, als einAusfluss der monarchi- 
schen Gewalt, folglich jede öffentliche Büge als 
eine Verletzung der Majestät au%e£AS8t werden konnte. 

Was uns heute als ganz selbstyerständlieh er- 
scheint, galt vor hundert Jahren allgemein, mit Aus- 
nahme Englands, noch als rechtswidrig und staats- 
gefährlich. Selbst in England hatte Thomas Morus 
es f&r ein todeswUrdiges Verbrechen der TTnterthanen 
bezeichnet , Regierungshaiullnng-en öffentlich zu kritisiren. 

Die alte Begierungspraxis absoluter Monarchien be- 
liesB gleichsam aus gnädigem Wohlwollen demünterthanen 
das Becht, in seinen eigenen Angelegenheiten Beschwerde- 
schnften an das fürstliche Kabinet zu richten oder im 
heimlichen Processrerfahren einen Beamten Torden 
Bichterstuhl zu rufen; eine öffentliche AnUage oder 
Büge gegen die Staatsregierung aus dem Grunde ihrer 
politischen Bichtung oder in der Absicht, allgemeine 
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Interessen wahrzunehmen, konute mit dem Princip der 
alten Staatsantorität nicht in Einklang' gebracht werden. 
Nach dieser Seite ist es daher richtif,^, in dem heute 
nicht mehr bezweifelten ßecht der öffentlichen 
Meinung ein Stack des modernen Staatslebens zu 
erblicken. Und es ist wohl zu beachten, dass geschicht- 
lich das Kocht der Prossfreiheit in England aus 
dem älteren K echte der öffentlichen Meinung hervor- 
gegangen ist, daher auch die Pressfreiheit dort aus • 
dem Gesichtspunkte der allgemeinen Volks- und Staats- 
interessen, nicht aber, wie seit der französischen Kevo- 
lution auf dem Contiuente üblich wärd, als ein liecht 
der staatsbflrgerlichen Freiheit einzelner Individuen auf- 
gefosst wurde. 

Dies m beachten, ist von grundsätzlicher Be- 
deutung. Die Thatsache, dass in England, im An- 
schluss an ein anderweitig in den continentalen Län- 
dern fehlendes Organ, im Anschluss nämlich an das 
Parlament, die öfTentliche Meinung auf praktisch 
politischem Gebiete sich bereits entwickelt hatte 
und in der Öffentlichen Debatte der Parteien einge- 
schult worden war, ehe die Presse ihre technischen 
Einrichtungen vervollkommnet hatte und in die Voiics- 
massen eingedrungen war, erklärt zu einem nicht ge- 
ringen Theil die Yersehiedenheiten in dem Stande der 
politischen Sitten, wie er sich bei einer Vergleichung 
Englands mit den continentalen Ländern herausstellt. 
Die Englische Presse war nach ihrer historischen Be- 
stimmung und nach der in den Volksanschauungen fest- 
gehaltenen Ueberlieferung ein Organ für den Volks- 
mund. Sie wurde umgekehrt naoh den individua- 



listischen und atomistischeu Auffassungen der gangbaren 
naturrechtlichen Doctrinen auf dem Continent ein Mittel 
für den Einzelnen, die Öffentliche Meinimg zu erzeugen, 
zu machen, zu erlftntein, zu bekämpfen, zu schrnfthen, 
zu verdunkeln, zu verwirren, als ob der Einzelne nicht 
nur ein Becht gehabt hätte, der Staatsregierung, wo 
diese einen coUectiTen Willen handelnd ansdrtlckty die 
eigene indiyidnelle Meinung entgegenzusetzen, son- 
^dem auch berechtigt gewesen wäre, von der Gesammt- 
heit des Publicums Gehör zu verlangen. Des geschicht- 
liehen Bewosstseins entbehrend, war die Tendenz der 
continentalen Presse daher von vornherein darauf be- 
dacht, die Freiheitsrechte der ludividueu in schranken- 
loser Bichtung auszudehnen, nicht aber umgekehrt, 
wie in England die Bechte und die Macht der Ge- 
sammtheit des Volkes gegen die Ausschreitungen einzelner 
Staatsmänner zu vertheidigeu oder die freiheitsrechte der 
Staatsbflrger als Abzweigungen des geschichtlich aber- 
lieferten allgemeinen Bechtsbestandes darzuthun. 

Dieser Gegensatz ist so bedeutend, dass er die 
Geschichte der Pressprocesse beherrscht hat und die 
durchaus verschiedene Stellung erklart» welche die Ge- 
richte in England einerseits und auf d^ Oontinent 
andrerseits gegenüber dem ßechte der freien Meinungs- 
äusserung seit hundert Jahren eingenommen haben. 

Aus dem historischen Entwickelungsprocess der 
öffentlichen Meinung in England ergab sich, dass in 
Pressprocessen wegen Uhel nach der Praxis des 
vorigen Jahrhunderts der Ankläger die Falschheit 
und Bosheit der behaupteten, als beleidi- 
gend (^ualif icir teu Thatsachen zu behaup- 
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teu hatte, der Angeklagte dagegen nicht berechtigt 
war, den Beweis der Wahrheit anzutreten, die Juiy aber 
dennoch, wo nicht die Privatehre Einzelner verletit 
war, die Befuguiss sich wahrte, freizusprechen, wenn 
die in der Anklage inciiminirten Aensserongen als un- 
zweifelhaft wahr auf Omnd der üTotorietftt angenommen 
wurden. Gerade dieses eigen thümliche Strafprocessrecht 
erscheint als das historische Compromiss zwischen den 
Zeiten der Tudors, da öffentliche Kritik der Staats- 
handlungen Ton Seiten Einzelner ausserhalb des Parla- 
ments als verbrecherisch galt, und dea völlig veränderten 
Zuständen zur Zeit, da Junius seine Briefe schrieb. 

Delolme konnte daher, obwohl er selbst einem 
freien Staatswesen, demOanton Genf, entsprossen war, 
mit offener Bewunderung von diesem Rechtszustande 
sprechen, ohne dass ihm der geschichtliche £ntwick- 
lungsprocess klar geworden wäre: 

„Freisprechung durch das Schwurgericht würde 
im höchsten Grade wahrscheinlich sein, wenn in der 
angeklagten Schrift das Verhalten der Staatsregierung 
angegriffen wurde, weil die Jury, abgesehen von der 
Ueberzeugung bezüglich der Wahrheit der behaupteten 
Thatsache, auch durch ihre Annahme eines in Eii^^Umd 
allgemein zugelassenen Grundsatzes mitbestimmt sein 
wlirde, eines Grundsatzes, der in einem neuem Processe 
(wegen Junius' Briefe nämlich) von der Vertheidigung 
stark betont wurde: dass, wenngleich üble Nachreden 
über Privatpersonen tadelnswerth erscheinen, doch die 
öffentlichen Akte der Begierung der öffentlichen Prüfung 
unterbreitet werden sollten und es als ein dem Staat erwie- 
sener Dienst erscheine, wenn sie frei discutirt werden/* 

3* 



IV. 

BegriflOiehe Gtegensätze der Offentliehen 

Meinung. 

Die Oesehicbte der moderneii Caltnrstaaten lehrt, 

dass die öffentliche Meinunpr eine nach verschiedenen 
Kichtungen bin wandelbare Erscheinung des Volksgeistes 
ist. Sie ' ist nicht die beschlimende und befehlende 
Maeht des Herrschenden, noch anch ein stets zur Hand- 
lung fortschreitender Wille, sondern eine berathende 
Urtheilsinstanz Aber geschehene Thatsachen oder Ab«» 
sichten, die ihrer Yerwirklichimg harren. 

Ihre Bedeutung und Autorität tritt überall her- 
vor, wo das Subjekt der staatlichen Herrschaft ausser- 
halb seiner eigenen BechtspersOnlicbkeit in öffentlichen 
Angelegenheiten Bath sucht oder Zustinunung Anderer 
zu begehren genöthigt ist. Weil sie eine berathende 
und urtheilende Autorität im Volksleben ist, erweist 
sie sich auch praktisch wirksam, indem sie die Beweg- 
gründe des Handelns in einzelnen Menschen, in Staats- 
münnern und regierenden Subjekten entweder verstärkt 
oder hemmt, antreibt oder aufhebt. Je nach dem Er- 
folge, den die Bethatignng des Staatswillens hat, wenn 
dieser in yoUendeten Thatsachen Torliegt, missbilligt 
oder belobt sie ihn. Wenn der Wille des Herrschers 
an der Schwelle der That noch des Augenblicks seiner 
Verwirklichung harrt, ermuthigt oder warnt sie. Selbst 
wo die öffentliche Meinung über bereits Geschehenes 



Oigitized by 



— 37 — 

urthcilt, erweiset sie sich noch als eine praktische 
Aatoritat, denn in der entschiedenen Billigung des 
Geschehenen liegt gleichseitig ein Antrieb handelnder 
Subjectc, unter gleichen thatsÄchlichen Voraussetzunp^en 
die gleiche iiaudlang za wiedorholea, wie andrerseits 
in der entschiedenen Yerurtheilang bestimmter poli- 
tischer Massnahmen eine Abmahnung bei der Wieder- 
holung oder doch eine Aiiffordorung zu nochmaliger 
reiflicher Trüfung für die verantwortlichen oder ua- 
YerantworÜicben Organe der SonTerainetftt entiialten ist. 

Auch ohne dass die Öffentliche Meinung gesprochen 
hat, kann sie im einzelnen Falle von Denjonigon im 
Voraus consultirt werden, die, eine wichtige Staats- 
handlung gebeimnissvoll Torbereitend, in der Stille sich 
fragen, welches nach den Torhandenen PrScedenzföllen 
oder Analogien das präsumtive ürtheil der OÜeutlicheu 
Meinung sein werde. 

Wegen dieser praktischen Bichtung, die sie ver- 
folgt, muss sie nothwendiger Weise in einem nahen 
zeitlichen Verhältnisse zu den Vorgängen des 
staatlichen Lebens stehen. Nur das unmittelbar Ver- 
gangene oder das alsbald Bevorstehende beschäftigt 
sie. Eine dem entlegenuren Gebiete der Geschichte an- 
heimgefallene Thatsache wird von ihr nur dann lebendig 
ergriffen, wenn sie als fortwirkend noch empfunden ist 
oder in eine leicht begreifliche Beziehung zur Gegen- 
wart eintritt. Vermöge des Beweggrundes der vom 
Volksgemüth erfassten Dankbarkeit oder des gerechten 
Kationalstolzes kann die öffentliche Meinung die staat- 
liche Feier des nach Jahrhunderten wiederkehrenden 
Geburtstages grosser Männer oder die Errichtung eines 
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Denkmals gutheissen oder verlangen. Noch weniger 
als mit der entlegenen Vergangenheit beschäftigt sich 
das ürtheil der Menge mit einer entfernten Znkanft, 
obschon auch hier Beziehungen zur Gegenwart möglich 
werden, wenn sich, auf der Grundlage eines alten Volks- 
glanbens fortwirkend, Unheil Terkündende Weissagungen 
an die Yomahme gewisser Staatsbandlnngen anknüpfen 
lassen und das Volksgeniüth mit Besorgnissen erfüllen. 
Die Geschichtsschreibung des Livius überliefert der- 
artige Beispiele. 

Für den Begriff der Öffentlichen Meinung ist 
es unerlässlich, dass diese irgendwie, wenn schon nicht 
nothwendig, in Worten und Schriften sich kennzeichne. 
Damit die Yolksmeinong ihre Antorit&t behaupte, genügt 
aber, dass sie überhaupt irgendwann gesprochen hat, 
wofern nur seit ihrem Hervortreten die Thatsachen 
sich nicht geändert haben. In einem lebensvollen 
Oiganismns wirkt die Meinung des Volkes sogar mög- 
licherweise durch ihr unmittelbar empfundenes Dasein 
ähnlich, wie die stillschweigend geschehene üebung 
eines ungeschriebenen, durch Gewohnheit yermittelten 
Beehtssatses. Dem Gewohnheitsrecht zur Seite schreiten 
durch die Jahrhunderte überliefei-te Gewohnheit s- 
meinungen. Und wie neben der modernen Ge- 
setzgebung bei deren schnellem Wechsel keine Zeit^ bei 
der rtumlichen Ausdehnung ihres Herrschaftsgebietes 
keine Stätte zum organischen Wachsthum von Eechts- 
gewohnheiten übrig bleibt, so verhält es sich ähnlich 
mit den politischen Gtowohnheitsmeinungen, seitdem 
ihre geschichtlichen Grundlagen durch die französische 
Bevolutiou zertrümmert worden sind. Was der Menge 
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als gewohnheitsm&ssiges Yornrtheil verblieb, be- 
scbiftnkt dcili grossentheüs auf das Gebiet des Aber- 
glaubens oder auf den Sebatten, den das soziale Miss- 
trauen auf Grundlage der mittelalterlichen Ständebil- 
dung in den minder begünstigten YolksschiGliten sowie 
g^entbeilig in den ehemals priviligirten Klassen binter- 
liess. In der Natur des antiken Gemeindestaates war 
die existimatio oder die vox j^opuU auch ohne irgend 
einen auf die Form der Aenssenuig beztiglichen adüeoti* 
Tiscben Znsats wegen der gescblossenen Einbat des Volks- 
geistes als ö f f e n 1 1 i c h e Macht gegeben. Sie bedurfte für 
ihr Dasein weder des ürkundenbeweises noch gewissen- 
hafter Au&eicbnnng noch viel weniger jener PrSanmtionen 
oder Indizien, die in nnseren Zeiten vielfecb anfinisacben 
sind, wenn über die zweifelhafte Thatsaclie ihres Daseins 
ein Beweisrerfahren eingeleitet werden muss. 

Erst in neaerer Zeit, wo Vorhandensein oder 
Einbildung eines massigen Vorraths eigener oder eigen- 
sinniger Meinungen für jedes höher gebildete Indivi- 
daum den Massstab der socialen Geltang ebenso sehr 
bedingt, wie ein gewisser, die Selbständigkeit Yor- 
bürgonder Besitz von wirthschaftlichen Mitteln, gewinnt 
die Gegenüberstellung der Privatmeinungen und der 
Öffentlichen Meinung eine so weit reichende Bedentong, 
dass in jedem einzelnen Ealle die Frage aufgestellt 
und gelöst werden muss : 

Ob gewisse öffentliche Knndgebungen 
die Eigenschaft der Volksmeinung an sich 
tragen, und ob in Wahrheit ächte oder 
möglicherweise verfälschte Volksmeinung 
Torhanden sei? 
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Die erste Sebwierigkeit , auf welche die genauere 

Bestimmung der öilentlichen Meinung stösst, ist deren 
AbgränzQDg von den öffentlich geäusserten Meinungen 
vieler einzelner Individuen; denn der Irrthum lieg^ 
nahe, als ob die widerapruchslos in die Oeffentlichkeit 
getretene Meinungsäusserung vieler Individuen die 
Öffentliche Meinung ausmache. 

Ebensowenig wie aber der unzusammenhängend 
bethiltigte Wille violer einzelnen Menschen einer Bo- 
thätigung des Staatswillens jemals gleich geachtet 
werden kann, wird die Meinungsäusserung zahlreicher 
Individuen für sich allein als Yolkmeinung angesehen 
werden können. Die öffentliche Meinung istbo- 
griffsmässig etwas anderes als die Summe 
der öffentlich geäusserten Meinungen. Bs 
ist sogar denkbar, dass die als vorhen^hend öffent- 
lich anerkannte Meinung sich schweigend verhält, wäh- 
rend von einzelnen Individuen gegentheilige Privatmein- 
ungen in Widerspruch zu ihr öffentlich verfochten werden. 

Das Kriterium der grösseren oder geringeren, der 
weiteren oder engeren Oeüentiichkeit, ja der Oelfent- 
iichkeit im Sinne der literarischen Publicität, 
ist für das Yorhandensein der öffentlichen Mdnung» 
begrifflich genommen, nicht entscheidend. 

Zur richtigen Erkeuutniss der üüeutlichen Meinung 
und zu deren Unterscheidung von den öffentlich ge- 
äusserten Meinungen Einzelner ist es vielmehr noth- 
wendig, zwei thatsächlicli entscheidende Merkmale auf- 
zusuchen und nachzuweisen: Die Besch aft'enheit der mei- 
nenden Subjecte und das Vorhandensein jener Autorität, 
worin die Macht der öffentlichen Meinung wurzelt. 
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Der ältere Sprachgebrauch der staatswissenschaft- 
lichen Literatur bei den Eugländeru, aus welcher der 
Ausdruck public opmion nach Frankreich und Deutsch- 
land gelaugte, lässt ee kaum zweifelhaft erscheinen, 
dass public opinion als gleich werthig geiionimen wurde 
mit oommm opmton oder opmion 0/ the public ^ das 
heisst als die Meinung des gleichsam auf dem Schau- 
platz der Ereignisse zusehenden, zuhörenden, Beifall 
oder Zeichen des Missfallens spendenden, bei dem Staats- 
drama unbeiheiligten Pnblicnms. 

Gleichbedeutend mit dem Hinweis auf die Öffent- 
liche Meinung ist in der Pablicistik des vorigen 
Jahrhunderts der Ausdruck „Volksgefühl", „Volks- 
emplindung'* (acwUmmt oj the peoplej. Warum man 
nicht von ▼omherein den yiel klareren Ausdruck 
Volks m einung brauchte, lässt sich nicht mit Siclicr- 
heit feststellen; zu vermutheu ist allenfalls, dass mau 
sich daran gewöhnt hatte, in Ermangelang einer 
l)eriodischen Presse das Parlament als den allein be- 
rechtigten Ausdruck der Volksmeinung anzusehen. Da 
ein Becht die Parlameutsverhandlungen durch den Druck 
zu veröffentlichen ursprünglich nicht bestand und ge- 
rade im vorigen Jahrhundert zu jenen berühmten aus 
der Englischen Verfassungsgeschichte hervorgegangenen 
^Streitfragen zwisdien Pjirlament und Presse fOhrte, so 
scheint es als ob mit der öffentlichen Meinung 
iu England die Vorstellung einer durch die Presse 
geäusserten, allgemoiu ausserhalb des Parlaments herr- 
schenden, öffentlichen, politischen Meinung der Wähler- 
schaft oder des Publicums im Gegensätze zu der von 
Bechtswegeu nicht öffentlichen Berathuug und Beschluss- 
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fissang des Parlameiits Hin so mebr und um so liftn- 

figer verbunden ward, als gerade gegen die Mitte des 
vorigen Jahrhunderts wichtige Beschlossfassnngen das 
Bflsnltat der Ton Walpole geübten, hOdist anstOssigen 
Bestechung waren. *o) Subject der öffentlichen Mein- 
ung in diesem älteren Sinne war somit das Publicum, 
das als eine Einheit in Sachen der Literatur, des 
Theaters oder der Kunst noch heute fingirt wird. 

Die öffentliche Meinung hatte daher nach der 
ursprünglichen Auffassung der englischen Publicistik ihren 
stärksten Gegensatz an einer heimlich bestoche- 
nen Majorität des Parlaments, so dass ge- 
schichtlich genommen, wenigstens zeitweise das formale 
Element der Heimlichkeit und OefEentlichkeit der Mein- 
nngsftnsserung eine ahnliche Bolle gespielt hat, wie 
auf dem Continent, wo die geheime ITabinetspotitik und 
die Heimlichkeit der Rechtspflege die wichtigsten An- 
griJSsobjecte der öffentlichen Meinung bildeten. 

JedenfiiUs ergibt sich aus dieser historischen Be- 
trachtungsweise, dass die Öffentliche Meinung in keiner 
Weise identisch genommen wurde mit dem politischen 
Verhalten der Parlamentsmajorit&t. 

Dies aus der Geschichte des englischen Parla^ 
montarismus abzuleitende Kesultat muss aber auch noch 
für die Gegenwart festgehalteiv werden. Die öffent- 
liche Meinung ist, nach ihrem subjectiven 
Substrat gewürdigt, nicht nothwendiger 
Weise übereinstimmend mit der in Abstim- 
mungen dargelegten Meinung der parla- 
mentarischen Majoritäten. Auf dieser Er- 
wägung beruht die Prärogative der Erone, Wahlkam- 
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mern aufzulösen. Thatsächlich zeigt sich von Zeit zu 
2Seit» dass Parteien, die über eine anscheinend starke 
Mehrheit yerfögen, hei antretender Neuwahl oder nach 
erfolgter Auflösung in eine Minderheit versetzt wurden, 
weil sie den Eutwickelungsgang der öffontlichen Mein- 
ung entweder nicht beachten wollten, oder nicht zu 
erkennen yermochten; ein Beweis, dass der wirkliehe 
Stand der öffentlichen Meinung auf arithmetische Weise 
durch Zählung der in der Parteipresse hervortretenden 
Stimmungsherichte mit Sicherheit nicht immer zu be- 
rechnen ist. 

Soll die öffentliche Meinung ein Ohertribunal der 
politischen Kritik sein, von dAn die Machthaber und 
Parteien ihr ürtheü zu empfangen haben, so mttsste 
sie auf einem anderen Fundamente ruhen, als auf 
demj»?nigen einer blossen Partoimajorität. Denn un- 
zulässig erschiene es, di<yenigen zu Bichtem zu bestellen 
und über sich selbst entscheiden zu lassen, deren 
eigene Handlungen nach ihrem Werth oder Unwerth 
öffentlich beurtheilt werden sollen. Je rückhaltloser 
daher die Presse in den unkündbaren Dienst der Par- 
teien tritt, desto sicherer Terliert sie den Anspruch, 
ein Organ der ofTentlicheu Meinung zu sein, wofern 
diese sich das Becht der freien Meinungs- 
bildung auch gegenüber den Parteidoc- 
trinen wahrt. Die politische Dogmatik der Par- 
teien hat mit der kirchlichen und tlieologischen 
Dogmatik die gleiche Basis gemeinsam, indem Mein- 
ungs&nderung der eigenen Anhftnger als Abfoll oder 
Charakterschwache verworfen, Meinuiigsänderung der 
Gegner als Bekehrung zur Wahrheit gefeiert wird. 
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Die öffentliche Meinung, die eine politische und 
sittliche Macht sein will, muss sich auch im Gegen- 
sätze za den jeweilig herrsclienden Parteien, von denen 
sie gelegentlich zn Hülfe gerufen wird, das Beeht ihrer 
. freien Prüfung und Entscheidung wahren. 

Die öfTentliche Meinung ist auch nicht gleich- 
bedeutend mit der Snmme aller Parteimeinangen, die 
im Staatsleben einander gegenttberstehen. Sie wird 
überall als eine einheitliche Meinung vorgestellt 
werden müssen. Nur ans ihrer Einheitlichkeit folgt 
jene Kraft, als welche sie sich überall fühlbar macht. 
Wegen dieser ihr innewohnenden Macht muss sie auch 
mehr sein als eine beliebl^p grosse Ziller individueller, aber 
selbständig und zusammenhanglos geäusserter Stirn- 
men. Die etmmmu opinto do^ftarum, die als herrschende 
Rechtsansicht von den Juriston angenommen wurde und 
in den Gerichtsgebrauch überging, konnte gleichfalls 
nicht als eine Migohtatsmeinang einer Minoritäts- 
meinnng gegenübergestellt werden, sondern bietet einige 
Analogien zur politiscli ölTentlichcn Meinung, in den- 
. jenigen Streitfragen nämlich, wo sich die commuma 
opnm jureeonsulUrum in der Praxis herrschend er- 
weist, obschon hier und da ein vereiDzelter Widerspruch 
dagegen geäussert werden mag. 

Es wäre zu Yiel verlangt, wenn man für das Da- 
sein und den Begriff der üffentliohen Meinung Stimmen- 
einhelligkeit und Uebereinstimnmiij,^ aller einzelnen 
Meinenden fordern wollte. Neben der öffentlichen 
Meinung kann es über einen und denselben Gegen- 
stand noch zahlreiche Privatmeinnngen geben. Sich 
nach aussen hin fühlbar zu macheu, hat die öü'eutliche 
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Meinung meistentheils nur dadurch eine Veranlassung, 
dass sie gleichsam durch einen ihr widerfahreneu Wider- 
spruch aus ihrem Schlummer aufgerflttelt wurde. 

Unrichtig dürfte auch diejenige Auffassung sein, 
welche in der öifentlichen Meinung eine Durch- 
schnittsm einung erblickt. 

Biedermann beschreibt in Botteck und Wel- 
cker*s Staatslexikon die öffentliche Meinung als „die 
Summe oder vielmehr den Durchschnitt der in 
einem gewissen Kreise der menschlichen Gesellschaft 
Aber grewisse Angelegenheiten allgemeinerer Natur um- 
laufenden und vorherrschenden Ansichten"; es gebe 
eine öffentliche Meinung im Bereich einer Gemeinde, 
eines Kreises, einer Provinii eines Staates, eines Welt- 
theils, endlich der ganzen civiliarten Menschheit.'^ 

Hiernach würde der einzige und ausschliessliche 
Gegensatz der öffentlichen Meinung nur in der P r i t a t- 
meinung des Einzelnen gegeben sein; bei einer sol- 
chen Aufzählung bliebe nur fraglich, ob sie ganz voll- 
ständig ist. Die Aufstellung, der zu Folge jode Mein- 
ung irgend einer localen oder gesellschaftlichen, auf 
standesgenossenschaftlicher Grundlage ruhenden Ver» 
bindung, bereits als eine öffentliche Meinung anzusehen 
sein soll, ist politisch werthlos. 

Das Strafgesetzbuch geht davon aus, dass die 
öffentliche Meinung eine Norm abgeben soll fftr den 
Ehreiischutz der Einzelnen auf Grundlage des im Staate 
herrschenden Ehrbegrüüs; der Siebter kann bei uns 
also nicht in Erwägung nehmen, ob in einem Bezirk 
besondere Anschauungen gangbar sind, obschon es 
denkbar ist, dass innerhalb eines Staatögebiets iocalo 



Abweichungen vorkommen, wie beispielsweise in Corsica 
die herrschende Meinung noch heute die Blutrache 
fordert, die nach firanzOeiscliem Becht als schweres 
TOdtongsverbrechen behandelt wird. 

Noch viel weniger ist die Vorstellung einer Du rc h- 
schnittsmeinang in rechtlicher oder politischer 
Hinsicht branchbar. Denn wenn darunter unter mehreren 
neben einander hergehenden Meinungen diejenige ge- 
meint wird, welche bei einer veranstalteteu Zählung 
der Meinenden weder die meisten, noch die wenigsten 
Bekenner, sondern eine dem arithmetischen Mittel 
nahekommende Zahl liat, so wäre damit keinerlei Vor- 
rang der öffentlichen Meinung vor ähnlichen Gebilden 
darsnthun. Olinehin scheint die AufQndung eines arith- 
metischen Mittels kaum thunlich, wenn man nicht 
eben die Abonnentenzahl verschiedener Parteiblätter 
ermitteln und darnach bestimmen wollte^ welches Tage- 
bktt dem mittleren Durchschnitt am nftchsten kftme, 
womit es sicherlich keinen Anspnich auf besondere 
Beachtung verdiente. Möglicherweise hat Bieder- 
mann bei seiner AufsteUung der Durchschnitts- 
m einung an die Meinung deijenigen Klassen gedacht, 
die zwischen den höchsten und den niedrigsten Klassen 
gleichsam einen intellectuellen oder wirthschaftlichen 
Durchschnitt darsteilen, womit der Mittelklasse ein 
eigenthflmlicher Beruf zur Bepräsentatton der öffent- 
lichen Meinung beigelegt sein würde, was auch Bluut- 
schli annahm. 

Zu einem richtigen Begriffe der öffentlichen Meinung 
wird man nur dann gelangen, wenn man Yon der all- 
gemein zugegebenen, bald gepriesenen, bald beklagten 
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Thatsaclie ausgeht, dass jene sich als eine Macht im 
Volks- und Staatslebeu^ sowohl den Privatpeisoneu 
gegenüber, als auch in Hinsicht der Staatsregiening 
selber fühlbar maeht. Dies knnn aber nur dann der 
Fall sein, wenn die ^öffentliche Meinung als 
die herrschende Meinung des Volkes selber 
angesehen wird nnd zwar soweit, als eine 
solche, die in positiven Gesetzen oder obrig. 
keitlichen Befehlen sich nicht unmittel- 
bar zwingend dargestellt. Nur um die Macht 
der Meinung selber kann es sich dabei handeln, 
denn der Willensakt eines nahezu einstimmigen PI ebis- 
cits kann in einfacher Demokratie nicht mehr als 
Öffentliche Meinung bezeichnet werden. 

Lediglich die bei Machthabem oder Bei einzelnen 
Privatpersonen vorwaltende Krkenntniss oder Einbildung, 
dass in Beziehung auf gewisse wichtigere Angelegenheiten 
der Politik oder der Mond eine imYolke herrschende 
Meinung vorhanden ist, wttrde die Achtung oder die 
Furcht erklären, um derenwillen mau vor Zuwider- 
handlungen gegen die Öffentliche Meinung zurackscheut. 
Die Gewalt der Öffentlichen Meinung ist somit eine rein 
psychische, niemals gesetzliche Gewalt. Ihre Entstehung 
und ihre Wirkungen sind vorwiegend völkerpsycholo- 
gisch und historisch zu erklaren. 

Auf den höchsten Grad angelangt, würde bei den 
Machthabern die Furcht vor der öffentlichen Meinung 
gleichbedeutend sein mit der Besorgniss vor dem Heran- 
nahen einer Beyolution, wenn nämlich anzunehmen 
stftnde, dass die Gewalt der öffentlichen Meinung die 
einzelnen Staatsbürger oder die Mehrheit dos Volkes 
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zur Erhebung gegen das Gesetz antreiben könnte. Von 
Seiten der Einzelnen verschafft sich die öffentliche 
Meiniuig dadurch Achtung, dass Zuwiderhandlungen 
g€g6n ihre Postulate durch ' Yersagung der bürger- 
lichen Achtung im Falle der Bekanntwerdun^ pre- 
ahndet werden könnte, oder der Versuch eines Einzelnen, 
die Öffentliche Meintmg anzufechten, nur dessen Schwäche 
allgemein zur Schau stellen würde. Auf den politischen 
Vorstellungskreis der einzelnen Individuen drückt der 
Glaube an die Macht der öffentlichen Mein u ng^ 
die zwar keine Strafen an Leih, Leben und Freiheit 
▼erhängen kann, aber doch unzweifelhaft; die gesell- 
schaftliche Stellung des Einzelnen beeinflusst, je nach- 
dem sie den Triumphbogen ihrer Lobeserhebungen er- 
baut oder gewisse Personen an den Pranger der Lächer- 
lichkeit stellt oder andere Mittel und Wege findet, 
ihrer verminderten Achtung Ausdruck zu leihen. Die 
Furcht, dass die Öffentliche Meinung nicht blos Meinung 
bleibe, sondern sich activ zu bethätigen TermOehte, 
verschafft ihr Beachtung von Seite Widerwilliger. 

Eine Keihe rechtlich gleichgültiger, aber politiscli 
und gesdlschaftlich erheblicher Demonstrationen 
steht der Öffentlichen Meinung zur Verfügung, wenn 
sie sich fülilbar machen will. Daraus erklart es sich, 
warum so viele Individuen sich der wirklich bestehenden, 
oder irrthfimlich geglaubten oder fälschlich vorgespiegel- 
ten Thatsache, dass die Yolksmeinung in gewissen An- 
gelegenheiten ihr Verdikt gefällt habe, ohne irgend ein 
Widerstreben unterwerfen. Gleichgültige Naturen unter- 
lassen alsdann euie weitere Prüfung der von der Yolks- 
meinung verkündeten Urtheile und mögen sich nicht 
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deren Lehrsätze nachzusprechen, wie eine richterlich 
auferlegt« EidesformeL Schwache Oharactere, die eine 
eigene und darchaus abweichende Meinung durch bessere 
Einsicht gewonnen hatten, reden sich ein, dass sie 
geirrt haben, nachdem die öffentliche Meinung das 
Gegentheil für wahr erklärte. Kluge Mftnner halten 
es für rathsam ihre gegentheilige Ansicht zu ver- 
schweigen oder bessere Zeiten abzuwarten, bevor sie 
sich yemehmen lassen. Steht die öffentliche Meinung 
im Höhepunkte ihrer Macht, so ist nur wenigen und 
seltenen Männern die Kraft und der Muth beschieden, 
aus besserer Ueberzeugung einer von ihnen als irrig er- 
kannten y Olksmeinung entgegenzuwirken, w2lhrend die 
Gladiatoren dee Wortgefechtes oder des Federkampfes 
überall zahlreich sich dann einzufinden pflegen, wo die 
öffentliche Meinung im Begriff steht, umzuschlagen und 
alsdann die Schmähungen von Seite ehemaliger Apostel 
in Empfang zu nehmen hat. 

Wie es Menschen gibt, die in ihren Crliedmassen 
einen bevorstehenden Witterungswechsel verspüren, so 
hat es auch Männer gegeben, die ein feines Gefühl für 
einen herannahenden Wechsel der öffentlichen Meinung 
besassen. Tallejraiid war ein solcher Mann. Und 
auch die Tmes, die sich die Aufgabe gestellt hat^ 
ein Organ der öffentlichen Meinung, nicht bestimmter 
Partoidoctrinen zu sein, hat sich wegen ihrer Pein- 
fühligkeit bei der Annäherung eines politischen Wetter- 
umschlags häufig den unberechtigten Vorwurf der 
Charakterlosigkeit zugezogen. 

An welchen Merkmalen das thatsächliche Vorhan- 
densein einer herrschenden Yolksmeinung zu 

4 
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erkennen sei, Iftssi sicli in ein&cher nnd allgemein 

gültiger Weise nicht sagen. Sie besteht unzweifelhaft in 
manchen F&Uen, lange bevor sie sich geäussert hat. Grosse 
Staatsmänner vermögen im Yorans ra erkennen, wie 
die Volksmeinung durch bedeutungsvolle Ereignisse be- 
einflusst werden kann , in welcher Bichtung sie sich 
bei ihrem TJrtheilsspmche bewegen wird. Zuweilen 
erscheint die Yolksmeinnng neutral und abwartend 
gegenüber den Meinungsfehden der öffentlichen Debatte; 
erst durch bestimmte Veranlassungen gereizt, tritt sie 
alsdann, um 8i<di selbst zu äussern, in demonstratiTer 
und allgemein erkennbarer Weise hervor. 

Da das Volk in seiner Gesammtheit, zumal in 
den modernen Grossstaaten, niemals unmittelbar seine 
Meinungen äussern kann, so wird es immer im einzel- 
nen Falle darauf ankommen , zu untersuchen , worin 
sich die Öffentliche Meinung darstellt und verkörpei-t. 
Zu wirkungsvoller H einungsänsserung bedarf 
das Volk regelmässig einer doppelten Bepräsentation: 
Erstens von Seite der Sprechenden und zweitens einer 
richtig auffassenden Interpretation von Seite der Ver- 
nehmenden. Im Allgemeinen dflrfte es wohl richtig 
sein f zu sagen , die Meinung des Volkes komme ' um 
so klarer und deutlicher zum Vorschein, je geringer 
an Zahl und je bedeutsamer an geistiger Kraft deren 
freiwillige Bepräsentanten sind. Des jddisdien Volkes 
Stimme Hess sich am klarsten durch den Mund gewal- 
tiger Propheten den Königen gegenüber vernehmen 
wie es andererseits, natürlich war , dass dieselben Pro- 
pheten anf die Entwickelung oder Befestigung der 
Volksmeinung einen bestimmenden Eiufluss haben 
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mussten. Die Stellung des Priesterthums in orientali- 
fichea Staaten pflegt uoch heute zu Tage neben den 
rein religiösen Functionen aach in der politischen 
Zweckbestimmung zn warzeln, der Stimme des Volkes 
gegen Bedrückung und Missregierung Ausdruck zn leihen. 

Die führeischaft und Leitung, die Vertretung 
und Geltendmachung der Öffentlichen Meinung knflpfke 
sich, wie bereits bemerkt wurde, während des vorigen 
Jahrhunderts vorzugsweise an einzelne gesellschaftlich, 
. literarisch und wissenschaftlich henrorragende Persön- 
lichkeiten, deren moralische oder intellectuelle Erafte 
ausreichend waren, ihrer Stimme in den weitesten Kreisen 
ein entscheidendes Ansehen zu verschaffen, deren Fähig- 
keiten aberall genUgten, der Form ihres Ausdruckes 
ein oft kUnstlerisch eigenartiges Gepräge zn Imhen, 
wodurch das meinende Volk selber wiederum zu einer 
grosseren Lebendigkeit seines Bewusstseins gelangte. 
Von der Wirkung solcher Mftnner konnte büdlich ge- 
sagt werden, dass ihren Worten eine epidemische Macht 
der Ansteckung innegewohnt habe. 

Auf der (sr^enseite erscheint es gewiss, dass die 
Öffentliche Meinung in demselben Masse an klarer Be- 
stimmtheit in ihrer Aeusserung verliert, je grösser die 
Zahl derjenigen ist, die es sich zum berufsmässigen 
Geschäfte machen, unter Verzichtleistung auf eigenes 
Kaehdenken und ohne die Begabung zu kunstvoller 
Formgebung jedes Symptom der flüchtigen Tages- 
meinung in geräuschvoller Weise als Offenbarung der 
Volksmeinung zu erklären. Wie nicht jeder Mensch 
bereit oder befähigt ist, sich über alle möglichen 

Dinge in jedem Augenblick eine Meinung zu bilden 

4* 
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und noch viel weniger zu äussern, so liegt es auch 
in der Natur der Völker, dass sie uicht im Stande und 
nickt Willens sind, allen deigenigen, die sich als Ver- 
treter ihrer Metnnngen anbieten anf bestftndig wieder- 
holte und tagtäglich erneute Anfragen bezüglich der 
mannigfachsten, gleichzeitig in die Erscheinung treten- 
den Thatsachen des Öffentlichen Lebens, eine Qesammt* 
meinung kund zu geben. Die Klarheit der öffent- 
ÜchenMeinung bedingt wesentlich dieVer- 
mittlnng eines fflr seine Meinungsäusser- 
ung persönlich Terantwortlichen Organs. 
Da die Befilbigung , die Volksmeinung zu erkennen, 
überall, vornehmlich aber in den verwickelten Processen 
des nenseitliehen Lebens eine sehr hohe sein muss 
und die Befragung des Volksgeistes gleichsam ein pu 
agendi cum populo zur Voraussetzung hat, so ergibt 
sich mit ^othwendigkeit, dass wirkliche einheitliche 
Volksmeinnng nnr selten Yorhanden ist, wo gewisse 
Meinungen anonym yorgetragen und als Offentlielie 
Meinung angepriesen werden. In despotischen Staaten 
mag das Pasquill oder der Salonwitz, die anspielende 
Bedeutung eines Operntextes oder eine Beifallsspende 
im Theater als Merkzeichen solcher Volksmeinungen 
gelten, denen das Hecht der öüentlichen Darlegung 
entzogen ist Geht man aber davon aus, dass in 
freien Staatswesen die Yolksmeinung sich in der 
Oeücntlichkeit zu äussern berechtigt ist , so ergibt 
sich als Grund der Anonymität entweder der Zweifel 
an der eigenen Berechtigung derer, die fOr das Volk 
in seiner Gesammtheit das Wort ergreifen, oder der 
Mangel an Muth, für die gewählte Porm der 



Meinangsäusserang die persODlicbe Verantworttichkeit 
za tragen. 

Auf die Gegenwart angewendet, bedeutet diese 
Wahrnehmung, dass es mit der Vervielfältigung der 
M einnngsTertretnngen und dem Wachsthum 
der teclmiselien Mittel der Hei nun gST erb reit nng 
schwieriger geworden ist, das Vorliandensein einer 
öffentlichen Meinung in Beziehung auf gewisse öffent- 
lich benrtheilte Angelegenheiten zn erkennen. Nicht 
selten ist das Volk in Wirklichkeit meinungslos oder 
auch andersmeinend, als es durch seine Wortführer 
vorgestellt wird. 

Gleichgültig ffkr den Begriff der Öffentlichen 
Yolksmeinniig ist die Beschaffenheit der Gegenstände, 
mit denen sie sich beschäftigt. Biedermann sagt: 
„Ausgeschlossen Ton dem Bereich der Öffentlichen Mein- 
ung bleiben oder sollten wenigstens bleiben alle solche 
Angelegenheiten, in denen nur die eigenste individuelle 
Ueberzeiigung oberste und alleinige Richterin ist.*' 

Der letzte Theil dieser alternativ gestellten Be- 
hauptung ist richtig. ImlTebrigen aber ist es iklscb, 
7M sagen, dass es znm Wesen der öffentlichen Meinung 
gehöre, nur mit gewissen Gegenständen beschäftigt zu 
sein. Das B echt der öffentlicben Meinungsäusserung 
kann freilich ausnahmsweise hinsichtlich der zu wäh- 
lenden Form oder des zu beurtheilenden Gegenstandes 
durch die Gesetzgebung eingeschränkt sein. Auch 
darf man behaupten, dass die Yolksmeinung gewisse 
Gegenstände ihrer Beurtheilnng nicht unterziehen sollte. 
Für den Begriff, nicht aber für die Werth bestiraraung 
der öffentlichen Meinung ist es jedoch gleichgültig, in 
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welcher Riclitmig sich dieselbe bcthätigen will , und 
eben so wenig kann begrifflich irgend etwas darauf 
aokommoD, ob das Yolksurtheil seinem Inhalt nach 
riclitigr oder fUseh ist. Die Offentliclie Meinnng kann 
und darf sich mit allen Vorgängen bescliäftigen , die 
überhaupt in die Oeffentlichkeit treten und eine Be- 
äehnng zum staatlichen Leben au&eigen. Jede 
Öffentliche ünsittlichkeit verföllt mit Becht ihrem TTr- 
theil und verdient ihre Rüge, auch wenn sie nicht 
in das Gebiet der FoUtik föUt. 

Unter den Yersnchen, das Wesen der OfiFentlichen 
Meinung genauer zu bestimmen, verdient die Auffassung 
von Saverio Scolari Beachtung: 

yyüie Öffentliche Meinnng gehört gleichseitig allen 
nnd niemandem an; allen, weil sie in derselben büiger- 
liehen Gemeinschaft leben, insofern der Zustand eines 
jeden von uns ein verschiedener ist; niemandem, 
wenn wir und in unserer besondem Art zu denken 
und zu handeln betrachten. 7on dem Augenblicke an, 
wo eine Gesellschaft besteht, ist auch bezüglich 
aller Lebensfunctiouen eine auf die zu befriedigenden 
Bedürfiiisse, die anzuwendenden Mittel und die zu er- 
reichenden Ziele bezogene, gemeinsame Meinung vor- 
handen. Unzweifelhaft wirken dazu alle Mitglieder 
der Gesellschaft mit, denn, was immer die Bildung 
und die Thätigkeit eines Individuums zu bedeuten haben 
mag, es wirkt damit auf den Geist nnd das CJcmüth 
der ihm nahe stehenden Personen und auf seine Um- 
gebung nicht nur in positiver Weise mit Wort und 
Beispiel, erziehend und arbeitend; sondern auch durch 
seine Zurückhaltung und sein Schweigen. Die Volks- 
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meiuuüg fopinione popoJoreJ bestellt daher nicht aus- 
schliesslich in einer bestimmten Combination der Yor- 
steUtugeOy sondern vielmehr in einer Verbindung dieser 
Vorstellungen mit einer gewissen ßeihe von Thatsuchen, 
die auf diejenigeu einwirken^ welche sich dieselbe ge- 
büdet haben." 

Nach dieser Ansicht wäre die Ausbildung der 
öffentlichen Meinung ein spontaner Vorgang im Volks- 
geiste, wie in jeder organisch zusammeuhängendeu Ge- 
sellschaftQgruppe, insofern es sich um den Gegensatz 
zum iodividnellen Bewusstsein handelt. Die Aensserung 
der öffentlichen Meinung wäre dagegen gleichbedeutend 
mit der Anwendung eines im Grunde bereits fertigen 
UrtheÜs auf die demselben im Laufe der Geschichte 
auheimfallenden Thatsachen. Gleichzeitig erscheint bei 
Scolari die öffentliche Meinung als eine Offenbarung 
und Darstellung des Y olksrechtsbewusstseins, 
das er in der Yolksmeinung ausgedrflckt findet und 
mit ihr identisch nimmt. 

In der That besteht zwischeu Yolksmeinung 
und Yolksrechtsbewusstsein eine nicht weg zu 
leugnende Yerwandtschaft in Hinsieht des organischen 
Ausbildungsprocesses. Psychologisch genommen, sind 
dieselben Kräfte sowohl in der Yolksmeinung als im 
Yolksrechtsbewusstsein thAtig. Beiden ist von Hause 
aus eigen, dass derProcess ihrer Gestaltung selbst als 
ein unbewusster Vorgaug erscheint. Warum 
das Yolk eine Gewohnheit im engen Zusammenhang 
mit seinem ursprfinglichen Bechtsbewusstsein zuerst 
übte, Itlsst sich meistentbeils, soweit die ältesten Zeiten 
in Betracht kommen, nicht genau ermitteln, jedenfEÜIs 
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aber scheint es, als ob es ohne bewnsste Zweckvor- 
stelliuig geschah. Und ebenso ist die YolksmeinuDg 
in den Sltesten Zeiten nicht der Absdilnss eines dia- 
lektischen Processes, sondern die Fracht geistiger Volks- 
anlage, die sich auf dem Boden der üeberlieferuDg 
fixirt hat. Yolksrechtsbewnsstsein und Yolksmeinnng 
sind Gewebe, in denen die einzelnen geistigen Fftden 
erst nach gowaltsaincr Zertrennung oder eintretendem 
Verfall sichtbar werden, aber doch aus verschiedenen 
Stoffen. Wie dann in seinem späteren Entwicklungs- 
gänge das Bech{ geschichtlich dazu fortschreitet, sich 
in Gesetzesform zu verkörpern und in das Stadium der 
berufsmässigen, sachTezständigen und wissenschaftlichen 
Anwendung durch Juristen überzugehen, so Terh&lt es 
sich auch mit den Volk smei nun gen , die ursprüng- 
lich einheitlich und klar in alten Sagen, als Volks- 
urtheil im Gewände der Dichtung hervortreten. Nach 
und nach verliert aber das Volk die E&higkeit, den 
Schatz seiner überlieferten Gesammtvorstellungen durch 
Neuerwerb nach demselben Massstab der Beschleunigung 
zu bereichern wie jene Thatsachen auf einander folgen, 
die im Öffentlichen Leben eine Bethätigung des ürtheils 
herausfordern. Die Volksiiieinung erscheint alsdann 
Tielmehr als eine Bestätigung dessen, was die ver- 
meinenden, vordenkenden und vomrtheilenden Geister 
als wahr ausgesprochen haben. 

Die Analogie zwischen Volksrechtsbewusstsein und 
öffentlicher Jlleinung zugegeben, muss man jedenfalls 
auch die Verschiedenheit beider ins Auge toen. 

Das Volksrechtsbewusstsein weiss sich 
uothwendiger Weise an eine bestehende positive Bechts- 
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übuDg gebunden und wird seiner selbst erst inne, nach- 
dem 68 seinen scbOpferischen Akt l&ngst ToUendet hat. 
Die y Ol ksni e i n n n g hOit auf selbständig zu sein, wenn 
sie ihre Verwirklichung in Gestalt rechtlicher Ein- 
richtungen fand. Die Yolksmeinung weiss sich in ihrer 
Bethfttigiing Yon der Gewohnheit äusserer Schranken 
thatsftchlich frei, wenn schon sie bei diesem Bewnsst- 
scin einer irrigen Vorstellung unterliegen kann und 
beispielsweise das Vorbandensein einer sittlichen oder 
religiösen Schranke in der Meinungsanssernng nicht 
beachtet wird. Die Yolksmeinung kann eine rechts- 
irrthümliche Auffassung enthalten , was bezüglich des 
Volksrechtsbewosstseins unmöglich ist. Die Yolksmein- 
ung kann in dem Akte der Gesetsgebnng als mitwirkend 
gedacht werden und im weitern Entwicklungsgange 
zum ßechtsbewustsein auf Grundlage des gegebenen 
Gesetzes nch umgestalten. Umgekehrt kann das fiechts- 
bewQsstsein im Yerlanfe der Zeit erloschen, wenn ein 
durch dasselbe ursprünglich erzeugtes Gesetz veraltet 
und dann als Willkar oder als unsittliche Macht em- 
pfunden wird; an seine Stelle tritt alsdann die Yolks- 
meinung, die möglicherweise den anfänglichen Wider- 
stand des Richters überwältigt und in die Praxis des 
Gerichtshofis eindringend» als desueUtdo oder aufhebende 
Gewohnheit endigt. So können Yolksrechtsbewusstsein 
und Yolksmeinung vorübergehend zusamnienfallen , oder 
sie können einander ablösen, aber niemals innerhalb 
desselben Zeitraumes einander widersprechen. Wohl 
aber ist es denkbar, dass die Yolksmeinung eines 
späteren Jahrhunderts, dem Yolksrechtsbewusstsein einer 
Torangegaugenen Periode widerspricht und umgekehrt. 
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Ein anderweitiger Unterschied liegt darin, dass das 
Volksrechtsbewusstsein nur solche Stoffe in sich trägt, 
die entweder Recht geworden sind oder fi^ht werden 
wollen, während die Yolksmeinung, mit dem' Rechtebe- 
wusstsein der J misten vorüberziehend verschmolzen, 
Qesetzesvorschlag und Gesetzentwürfe gutheissen kann, 
aneeerdem jedoch ein viel weiteres Gebiet ihrer Be- 
thatigung vorfindet. Wo im einseinen Fall Volksrechts- 
bewusstsein nicht bestand , als gewisse Gesetze aus 
dem Missbraach der Parteiüberlegenheit hervoigingen, 
kann die Volksmeinnng sich missbilligend verhalten. 
Sie ergreift ausserdem die Gebiete der Volkssitte und 
der Moral ebenso gut, wie die Verhältnisse der ali- 
gemeinen Wohl£»hrt, die ausserhalb der Rechtsordnong 
liegen. 

TJm den Begrifl' der ölTeütli<*hen Meinung richtig 
anzuwenden, ist es wichtig, überall die Gegensätz- 
lichen Bezieh nnjg^en der OffentlichenMein- 
ung ins Ange zn fassen: 

Aus einer derartigen Betrachtungsweise ergibt sich 
Folgendes: 

1. Die Öffentliche Meinung als Gegen- 
satz zur individuelle 11 Meinung. Die wirk- 
liche Meinung des Volkes kauu demgemäss verschieden 
sein von der Summe aller in der Oeffentlichkeit ge- 
äusserten Einzelmeinungen; denn die Yolksmeinung 
braucht ihr Dasein nicht in jedem Aui^eiiblick öffent- 
lich zu beurkunden. Sie kann schweigen. Ebenso- 
wenig ist erforderlich, dass die Volksmeinung alle in- 
dividuellen Meinungen in sich schliesse; sie besteht 
auch dann als Thatsache, weuu sie iu Beziehung auf 
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ihre Berechtignng und ihre Behaaptungen Widersprach 
* erleidet. 

2. Die öffentliche Meinung als Gegen- 
satz zur Meinung der Staatsregieruugs- 
organe. Die Yolksmeinnng tritt hier möglicherweise 
in den Kampf mit der präsumtiv höheren Sachver- 
stäiidigkeit und den Absichten des Staatsoberhaupts. 
Die GrundforderuDg des modernen Verfassungsstaates 
bleibt zwar, dass mit Hftlfe der Öffentlichen 
Heinnng der Staat regiert werden soll. Eine 
freie Regierung ist, wie Bagehot gesagt hat, wesent- 
lich eine solche, die die widerstrebenden Meinungen 
des Volkes nicht unterdrückt oder Terletzt, sondern 
durch TJeberredung für sich zu gewinnen weiss. Im- 
merhin wird ein vorübergehender Gegensatz dieser Art 
auch in freien Staaten um so mehr vorkommen können, 
als nirgends behauptet werden darf, dass ein Staats- 
mann die sittliche Verpflichtung übernimmt, allen For- 
derungen der öffentlichen Meinung zu jeder Zeit Ge- 
nOge zu thun. Im Gegentheil kann es unter Um- 
ständen eine politische Pflicht sein, der öffentlichen 
Meinung Widerstand entgegenzusetzen. 

3. Die öffentliche Meinung als Gegen- 
satz zu den Meinungen der politischen Par- 
teien. Die Volksmeinung kann, wie die Geschichte 
lehrt, in Widerspruch stehen zu den parlamentarischen 
Migoritaten, zumal wenn diese unter dem drückenden 
Emfluss einer intervenirenden Begiemngsmacht ge- 
^vählt worden sind. Der einzelne Wählor, diiiTliTnter- 
esseu privater Art bewogen, kann seine Stimme aus 
Furcht vor Nachtheilen im Gegensatz tai öffentlichen 
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Meinung" und soprar im Widerspnich mit seinen eifjfenen 
Wünschen abgeben. Die Volksmeinung kann derPar- 
teikAmpfe überhaupt übeidrflssig werden und ihre 
Erwählten im Stiche lassen, womit der Boden dem 
Staatsstreiche in Frankreich jedesmal seit dem Ende 
der Bevolution geebnet wurde. Das Wesen der parla« 
roentarisehen Begierahg in England besteht gerade 
darin, dass jede Partei von vornherein die Möglichkeit 
anerkennt, die Stütze der üftontlichen Meinung zu ver- 
lieren und sich stillschweigend verpflichtet» dem un- 
anfechtbaren Schiedsrichteramt der Öffentlichen Mein- 
ung sich zu fügen. Auf dorn politischen Boden der 
Englischen Vorfassung ist daher die öffentliche Mein- 
ung nicht diejenige, welche im einzelnen Falle der 
Farlamentsabstimmung Über eine vielleicht starke Mino- 
rität siegt, sondern in Wahrheit: Die beiden 
sich im ganzen Lande bekämpfenden Par- 
teien gemeinsame und gegenwärtig überall in 
England angenommene Meinung, dass die 
in den Unterhauswahlen ausgedrückte Stim- 
menmehrheit das fiecht der Staatsverwal- 
tung und Staatsleitung den Ministerien ver- 
leihen und entziehen kann, während die con- 
tinentalen Parteien den Begriff der politischen Berech- 
tigung oder Nichtbeiechtigung aus dem Dogma der 
absoluten Yortrefflichkeit und Wahrheit ihrer eigenen 
Parteiprincipien ableiten und die öffentliche Meinung 
umgekehrt für verpflichtet erachten, ihnen zu folgen. 

4. Die öffentliche Meinung als Gegen- 
satz zur Meinung der Sachverständigen. 
Wenn schon Künstler, Schriftsteller und Fachmänner 
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in die Oeffeutlichkeit treteu, um ihre Werke der all- 
gemeinen Beartheilang zu unterbreiten und obgleich 
Aristoteles sogar in Angelegenheiten der Musik 
der Menge eine Fähigkeit des Urtheils zuspricht, so 
kann die Möglichkeit einer sacliverstäudigeu Beurthei- 
lung durch das Volk doch nur insoweit zugegeben 
werde, als innerhalb gewisser Stadtwesen, wie Athen 
und Florenz , ein feines Kunstgefühl durch weite 
Schichten der Bargerschaft verbreitet ist, oder das 
leitendeUrtheil einzelner Eunstverstftndiger die Billigung 
derjenigen findet, die ein Interesse für Kunst hegen. 
Je weiter auf dem Gebiete der Politik der Kreis der 
zur Antheilnahme an Staatssacheu berechtigten Per- 
sonen auegedehnt wird, desto stftrker und häufiger wird 
auch der Gegensatz zwischen der Meinung der Sach- 
verständigen und der V^olksmeinuug sich bemerkbar 
machen. Immerhin ist auch der Yoiksmeinung in 
Sachen der monumentalen Kunst, die geschichtliche 
Ideen und Grossthaten der Helden darstellt, eine ge- 
wisse Bedeutung und Existenzberechtigung insoweit 
nicht abzusprechen I als es fflr Künstler darauf an- 
kommt, ihre Vorwürfe aus dem tiatibnalen Leben so 
zu wählen und zu formen, dass ein Yerstäudniss der 
Menge ermöglicht wird, f'ür das Dasein der Volks- 
meinung ist es übrigens gleichgültig, ob die sachver- 
ständige Ansicht berufener Männer angenommen oder 
verworfen wird. 

6« Die öffentliche Meinung als Gegen- 
satz gegen die Standesmeinung einzelner 
Gesellschaftsklassen. Auf den starken Wider- 
spruch der öfl'entlicheu Meinung gegen die Standes- 



Privilegien des vorigen Jahrhunderts ist bereits hinge- 
wiesen. Dass auch trotz des Widerspruchs nicht nur 
zahlreicher Individaen, sondern auch einzelner Klassen 
das Vorhandensein einer Yolksmeinnngr angmommen 
werden darf, ist nicht zu leugnen. Man wird zugeben 
müssen, dass die Gleichheitsforderangen der französischen 
Berolutionszeit und die Yerkflndong der Menschenrechte 
der öffentlichen Meinung der Franzosen entsprach. 
Entscheidend pflegt dabei immer zweierlei zu sein : 
die Macht der Öffentlichen Meinung, heziehnngsweise 
die Frage, oh sie sich innerhalb der povilegirten 
Stände selbst fühlbar macht oder Anerkennung findet, 
was im französischen Kevolutionszeitalter der Fall war. 
Sodann, ob die Öffentliche Meinung Yon einem Theile 
derjenigen unterstfltzt wird, die einem von ihr ange- 
fochtenen Stande persönlich angehören und somit gegen 
ihr eigenes materielles Interesse sich entscheiden. Ab- 
gesehen yon Jean Jacques Bousseau ward die 
öffentliche Meinung des vorigen Jahrhunderts gegen 
die.Standesprivilegien vornehmlich von Adeligen und 
angesehenen Geistlichen selber gef&hrt Im Uebrigen 
ist es schwer zu sagen, wie sich die Öffentliche Mein- 
ung begriffsmässig zur Klassenmeinung und zu den 
Standesansichteu verhält. 

Einerseits ist nämlich möglich, dass ein einzelner 
Stand (Priestertiinm, Adel, Handeltreibende) die Öffent- 
liche Meinung vertritt, wenn neben ihm geistig und 
politisch thatige Kreise völlig fehlen. Andererseits ist 
möglich, dass eine Öffentliche Meinung des Volkes bei 
einem feindlichen Gegensatz der Stände unter einander 
nicht zu Staude kommt Die Majorität der Individuen 
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innerhalb des einen oder des anderen Standes könnte 
wenigstens kein Recht verleihen, der einen oder der 
anderen Seite die Bundesgenossenschaft der Volke- 
meinuug zuzuspreclien. Endlieh darf anch nicht über- 
sehen werden , dass die Standesmeinung gegen- 
über der Yolksmeinaug, wenn beide auseinander- 
gehen, den Yorrang beh&lt in der Herrschaft über das 
einzelne Individuum. Noch gegenwftrtig ist dies ge- 
legentlich der Fall. Die Volksmeinung verwirft den 
Zweikampf, die Standeemeinnngen fordern in Deutsch- 
land die gesetzlich strafbare That. Der Einzelne un- 
terwirft sich in solchen Fällen meistentheils der Standes- 
meinuug und begeht ein Delikt, das durch das Straf- 
gesetz, die Öffentliche Meinung des Yolkes und mög- 
licherweise auch noch durch sein eigenes Gewissen ge- 
missbilligt wird. Aehnlich verhält es sich zuweilen 
mit localon und provinzialen Ansichten, wenn diese 
von der Yolksmeinung abweidien. Es geht dabei wie 
mit dem Sprachgebrauch. Die Mehrzahl der Bevölker- 
ung bleibt bei ihrer Mundart, obwohl der Vorrang der 
Schriftsprache anerkannt wird. Eine ähnliche Bemerk- 
ung hat J. S. Mill über das Yerhftltniss des Sekten- 
glaubens im Vorhältniss zum allgemeinen Kirchen- 
glauben gemacht. £r hebt hervor, dass die Mitglieder 
kleinerer Sekten entschiedener ihren Lehren zugethan 
sind, als die Angehörigen grosser Kirchengemeinschaften 
und findet den Grund dieser Erscheinung darin, dass 
die von der hergebrachten Eichtschnur abweichenden 
Meinungen der Sekten h&ufiger in Frage gestellt, 
▼on den Bekennem deswegen auch hftnfiger gegen 
ofi'enen Widerspruch vertheidigt und darum tiefer 
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in das BewuaBtsein des Einzelneii aufgeuommen 
werden. 

Uebrigens kann es auch geschehen, dass gewissen 
allgemein zugegebenen Meinungen in der Praxis des 

Lebens doch auch von denjenigen fortdauernd zuwider- 
gehandelt wird y dio denselben Meinungen huldigen. 
Wo die (yffentliohe Meinung die Ausschreitungen der 
Modesneht in den Kleidertrachten rügt, hört man 
häufig solche zustimmen, die nicht die Kraft besitzen, 
der Unsitte zu trotzen und stets im Stillen darauf ver- 
trauen, dass das allgemein hingestellte, abstrakt ge- 
haltene Urtheil der Offentliehen Meinung ihnen persön- 
lich gegenüber nicht angewendet werden wird. 
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(xcgenstand und Inhalt der öffentUelieu 

Meinung. 

Ob die Öffentliche Meinung der LOsung staatlicher 
An^hen und der Erfüllung der Staatszweeke mehr 

schade oder nütze , ist eine Frage , die im einzelnen 
Falle , untersucht werden mnss. ImGrrossen und Ganzen 
ist es nicht zweifelhaft^ dass trotz aller Irnmgen die 
öffentliche Meinung so lange ein Anzeichen geistiger 
Volkskraft, sittlicher Tüchtigkeit, gesteigerten Gemein- 
aunes ist, als sie ihre Gegensätze friedlich neben sich 
duldet. Sie würde erst dann gefthrlich nnd schädlich 
sein, wenn sie die Aeusserung individueller Meinungen 
durch Einschüchterung unterdrückte. Das Gegentheil der 
öffentlichen Meinung ist: Mangel an staatsbQrgerlichem 
Sinn, üebergewicht der Privatinteressen Uber das (Ge- 
meinwohl, gesellschaftliche Anarchie, in der Jeder seinen 
eigenen Yortheil auf Kosten der Gesammtheit verfolgt, 
despetischer Meinnngsterroiismns. 

In den Ang^n der Despoten und nach der frflher 
herrschenden Meinung der Amtskasten war jodermann 
yerdächtigy der sich .mit öffentlichen Angelegenheiten 
beschäftigte. Diejenigen, die sich ruhig zu Hause ver* 
hielten und das patriarchalische Kegiraent ungerügt 
schalten und walten Hessen, heissen noch heute viel- 
fach im Munde ängstlicher Staatsmänner die „wchl- 

gesii unten Leute". Auch in Frankreich nannte 

5 
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man yor der Revolution die politisch meinniigslosen 

Mitglieder der Bürgerschaft les honnetes gcnft. 

Mirabeau erklärte diese Klasse fär das geföbr- 
liebste Moment im Staat: 

^yCmXy quon appelle phihsophes invoquent la UherU 
de la presfte et aouvent ih tont portee jusquä la lüetice, 
done il faut ie garder d$ Imr doetrtne. — Tel est 
targumev^ famri de eeux, quon appelle h$ hamStee 
f/ens, et dont en ejfet Ja mar ah privee. Ja probt te en 
detail est tres-estmable, mais, qui f ante de g^n4^ 
raiteer leura id^ee, et de eaieir Veneemhle 
du eyeteme eoeial, eont vratment de dange^ 
reux citoyens, et les plus funestes ennemts 
peut-etre de V amelior ation de» ehose» hu' 
mainee,** *y 

Ein Zustand, in dem es keine Öffentliche Meinung 

gäbe , wäre nur denkbar nach und mit dem Erlöschen 
des Volksgeistes selber. 

Andrerseits kann nicht verkannt werden, dassdas 
schrankenlose Walten der Volksmeinungen inancli(3ilei 
Gefahren in sich birgt, wenn dadurch die berechtigte 
Selbständigkeit des individuellen Lebens Eintrag erleidet. 
Wie die öffentliche Meinung als eine weise Sehranko 
gegen das Uebermass eines volkswidrf^cn Klassen- und 
Kastengeistes, als Gegengewicht gegen den Eigennutz 
eines übermächtig gewordenen fieamtenthums, als Hem- 
mung despotischer Launen sich wohlthätig erweisen 
kann, so daif sie doch nicht begehren, dass ihr selber 
eine absolute Autorität beigemessen werde. Sie muss 
erkennen, dass auch ihr Schranken gebühren und dessen 
gedenken » dass - es in der menschlichen Gesellschaft 
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eine nnfehlbaro Autoritilt überhaupt nicht gibt und 
die Gefahr des Irrthums durchaus nur gesteigert wird, 
wenn er von yiolen getheüt wird. Das Prineip der 
Majoritäten, das auf dem Boden der Staatshand- 
lungen eine relative Berechtigung hat, darf niemals 
angeführt werden, um im Stadium der Meinungs- 
bildung Andersdenkenden Stillschweigen anfmerlegen. 
Das Beeht der Öffentlichen Meinung kann desswegen 
niemals so weit gehen, die Darlegung individueller 
Meinungen zu hindern. Wo der bedrackende Terrorismns 
der Massenmeinungen so hocb gestiegen ist, dass 
Männer von hervorragenden Fähigkeiten die Unmög- 
lichkeit begreifen, Gehör zu finden, und deswegen von 
öffentlichen Angelegenheiten sich zurückziehen, ist die 
GefiUirdung der Yolkskultur nahezu auf demselben 
Punkte augelangt, den der Mangel des öffentlichen 
Geistes auf der Kehrseite andeutet. Diese Gefahr ist 
es, die den Gegnern der öffentlichen Meinung in neuerer 
Zeit vorschwebt und der J. S. Mi 11 in seiner Schrift 
„über die Freiheit" Ausdruck gegeben hat. Sic kann 
in einer aristokratischen Gesellschaft gelegentlich her- 
vortreten, vornehmlich aber macht sie sich in der 
modernen Demokratie fahlbar. 

Die öffentliche Meinung soll so wenig unterdrückt 
werden, wie sie selber individuelle Uebeizeogungen 
unterdracken darf. 

Jede Meinung, ohne Rücksicht darauf, von wem 

sie ausgeht, muss sich auf ihren Werth und ihre 

Wahrheit prüfen lassen^ es kann keine Einrede gegen 

eine ernsthafte IJnterBuchung damit begründet werden, 

dass man sich darauf beruft, eine vom Volke ange- 

5» 
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nommeoe Ansicht ausgesprochen zu haben. Keinerlei 
allgemeine Prasumption spricht dafür, dass die Menge 
des Volkes richtiger urtbeile, als eine Minderzahl ein- 
sichtiger Männer, wenn diese bei der Bntscheidung 
einer Streitfrage kein persönliches Interesse haben. 
Eine andere Frage aber ist diese: welcher poli- 
tische Werth der Öffentlichen Meinang 
innewohne? Wodnreh ihre Macht thatsftch- 
lich bedingt sei? Gerade in Hinsicht der politi- 
schen Macht unterscheidet sich die öffentliche Meinung 
bestimmter Zeitperioden, auch wo die Wahrscheinlichkeit 
des Irrthums vorliegt, von der Meinung Einzelner, 
auch wenn sie von den weisesten Männern getbeilt 
wird. Der ethische Werth der Offentiichen Meinung 
ist durchaus verschieden ron ihrem Machtwerthe und 
dieser Machtwerth, wo er sich annähernd ermitteln 
lässt, wiederum verschieden von dem thatsächlicb durch 
die öffentiiche Meinung in verschiedenen L&ndem ge- 
übten EinflttsSy der möglicherweise ein übermässiger, 
möglicherweise aber auch ein ungebührlich gering- 
fügiger sein kann. 

Was zunächst bei einer solchen Untersuchung zu 
beachten sein dürfte, ist die gegenständliche Beziehung 
der öffentlichen Meinung und deren Inhalt. Gewisse 
Gegenstände sind der Beurtheilung durch das Volk 
leichter zugänglich als andere. Demgemäss gibt es 
geeignete und ungeeignete Objekte der Meinungs- 
äusserung für das Volk. Wo das allgemeine Stimm- 
recht besteht, geht der Staat von der Präsumption 
ans, dass die Masse des Volks in den Hauptfragen 
des öffentlichen Lebens urtheilsfähig geworden ist. 
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Alle diejenigen fragen , welche zu ihrer Lösung eine 
technische Fertigkeit, ein besonderes Mass von Ein- 
sicht und sachverständiger Uebung erfordern, kOnnen 
von der Volksmeinang nicht beurtheilt werden. Wo 
höchst gebildete Mftnner, wo gelehrte Bichter znrEnt- 
scheidang emer Streitsache des sachveistftndigen Bei« 
rathes bedürfen, kann nicht davon die Bede sein, dass 
der Laie oder Geschworene zu einer Entscheidung 
besser befthigt sein wflrde, wenn dieser anch in der 
hnndertikchen IKffer dem lüchter gegenflbergesteUt 
würde. Wer das Gegentheil behauptete, müsste auch 
zugeben, dass in der Heilpraxis ein massenhaft an- 
gepriesenes Geheimmittel grösseren Werth beanspmchen 
dürfte, als dne ans der Hand erftthreaer Aerzte in Empfang 
genommene und von dem Patienten gebrauchte Arznei. 
Nicht selten unterliegen aber dennoch die Grund- 
principien der sachverständigen Heilmethoden der Be- 
urtheilung durch die Volksmeinung. Jeder Sachver- 
ständige muss darauf gefasst sein, dass seine Leist- 
ungen, sobald sie in das Gebiet der Sinnenwelt hinein- 
reicben, von den Beschauern beurtheilt werden. Die 
Bewohner eines Hauses sind aus eigener Wahrnehmung 
besser, als der Architect befähigt, zu entscheiden, ob 
dasselbe ihren Bedflifnissen, Erwartungen und An- 
sprflchen zusagt, sie würden auch unter Umständen 
über den Entwurf eines Bauplanes eine Meinung ab- 
geben können. Aus den Leistungen und der Persön- 
lidikeit eines Sachverständigen kann sich eme allge- 
meine Meinung auch Uber seinen Werth bilden, die 
in Gestalt des günstigen oder ungünstigen Vorurtbeils 
nachtheilig wirkt. 
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Sogar in der Heerführung kann dieser Factor eine 
einflttssreiche Solle spielen. Blücher war trotz seines 
hohen Alten und mancher gegen ihn herrschenden 
Bedenken, ohwohl er in der Kenntniss der Kriegs- 
wissenschaften und in der Technik des Militärwesens 
Yon anderen Generalen weitaus übertroffen wurde , der 
gefthrlichste Gegner Kapoleon*8, lediglich ans dem 
Grande, weil er eines nnbegränzten Vertrauens genoss. 
Seine persönliche Wirkung auf das Heer war durch 
nichts nnd durch Niemand zu ersetzen. Die Meinung 
des Heeres Uber die Ffthigkeit oder Unfähigheit eines 
Führers kann also wegen ihrer praktischen Rück- 
wirkung auf den Geist der Armee zu Zeiten so wichtig 
weiden, dass ihre Berücksichtigung ein Gebot der 
politischen Klngheit ist. 

Der gemeine Soldat, der aus dem Volke hervor- 
geht und in das Volk zurückkehrt, ist nicht ün Stande, 
die Pläne eines Befehlshabers zu prüfen oder in ihrer 
Motivirnug zu verstehen, aber er bildet sich oft ein 
richtiges Urtheil für die Leistungsfähigkeit seiner Führer 
und über den Grad ihrer Tüchtigkeit. Wo die Ar- 
meen ans dem Volke herauswachsen und auf der all- 
gemeinen Wehrpflicht beruhen, lässt sich sehr wohl 
sagen, dass das Urthcil der Aiineo nach grossen Feld- 
zügen, wo jeder Einzelne mit eigenen Augen und 
Sinnen Wahmehmnngen macht, als eine der bedeutend- 
sten Manifestationen der Volksmeinung gelten muss, 
und dass selbst die Ansicht des gemeinen Mannes 
einen höheren Werth haben kann, als die Au£fiAssang 
eines gelehrten Forschers, der ^ich zum Zwecke der 
Geschichtsschreibung mit militärwiBsenschaftlicheu Stu- 
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dien theoretisch beschäftigt hat. Die Yolksmeinang aber 
einen SachTerständigen hat überall Bedeutung, wo persön- 
liches Vertrauen ein Paktor dos politischen Gelingens ist^ 
Während auf dem Gebiete der militärischen An- 
gelegenheiten, insbesondere nach siegreich geführten 
Kriegen, das technische und sachverständige ürtheü der 
Fachkenner von der öffentlichen Kritik meistentheils 
geachtet wird, verhält es sich auf dorn Gebiete der 
inneren Yerwaltnug einigermassen anders. Technische 
. Erfolge treten hier niemals so augenscheinlich wie im 
Kriege hervor. Volksthiim liehe Heerführer gab es in 
der Kriegsgeschichte aller grösseren Staaten, volks- 
thümliche Finanzminister auf die Dauer niemals, son« 
dem nur so lange, als diese die Erwartung nährten, 
dass die Lasten des Landes erheblich vermindert \ver- 
den könnten. Selten Ifisst sich die Yolksmeinung über 
schwierige Yerwaltungsfiragen vernehmen, und, wo es 
geschieht, in der weniger wirksamen Erscheinung all- 
gemeiner Klagen über das Mass der Staatslasten, die 
Ungleichmässigkeit ihrer Yertheilung, in dem überein- 
stimmenden ürtheü, demgemüss jeder glaubt, zu viel 
leisten zu müssen. 

Eine bedeutungsvolle Ausnahme machte jedoch zu 
allen Zeiten die Stellung der Yolksmeinung gegenüber 
der iPolizei, deren technischer Apparat zwar verhält- 
nissmässig einfach ist, aber in das Gebiet der sittlichen 
Interessen tief eingreift. Jedermann erkennt mit Leichtig- 
keit» dass die Stellung der ö£fentUchen Meinung zur 
Sicherheits- und Criminalpolizei , je nach ihrer Be- 
schaffenheit, den Grad der allgemeinen Sicherheit er- 
höht oder vermindert. 
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INe contiiientale Polizei hat an der Erbschaft ver- 
gangener Jahrhunderte, seit dem Zeitalter LndwigsXIV. 
«eit den Missbrätiehen der Bastille und der leUrw 

de cachet, seit den Verfolgungen der deutschen Dema- 
gogen und den Bandestagscommissionen noch überall 
schwer zu tragen. Auf dem Gebiete der politischen 
Verfolgungen hatte sie regelmässig die öffentliche Mein- 
ung gegen sich. Fast immer war diese auf der Seite 
der Verfolgten. Wie wichtig diese Thatsache ist, zeigt 
in neuester Zeit die Gestaltung sidlianischer Verhält-, 
nisse. Andererseits ist die wesentlich verschiedene (Je- 
staltuDg der Zustande in England dadurch bedingt ge- 
wesen, dass die Veifolgnng des Verbrechers eine Sache 
der localen Selbstverwaltung und der staatsbürger- 
lichen öffentlich erhobenen Anklage bildete. Für die 
politische Moral des Continents ist es bezeichnend, dass 
die gewissenhafteste, dem Staat dienliche Anschuldigung 
Ton Seite einer Priratperson noch immer mit dem ge- 
hässigen Namen des „Denunzirens" gebrandmarkt zu 
werden pflegt, während in England es als eine staats- 
bürgerliche Ehrenpflicht gilt, die Angelegenh^n der 
Öffentlichen Sicherheit zu wahren. Auch das ständige 
Anklageorgan der Staatsanwaltschaft begegnet in den 
Ländern des französischen Bechts einem weit yerbreiteten 
Misstrauen. Bei der Organisation der Polizei und der 
Bemessung der ihr zur Verfügung stehenden Mittel 
sind somit die Forderungen der politischen Moral sehr 
erheblich betheiligt. Gerade diese sind es, die 
nach der gegenständlichen Seite derVolks- 
meinuiig den höchsten Werth verleihen. 
Niemand kann es bedenklich finden, dass auf dem 
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Gebiete der Yolkssitte die Öffentliche Meinung eines 
eensoiisclien Amtes walte, denn gerade hier maeht sich 

im modernen Staatsleben eine bedenkliche Lücke fühl- 
bar. Strafgesetze vermögen die öffentliche Moral nur 
in sehr bescheidenem Umfiinge zn ersetzen, die sitt- 
lichen Wirkungen, welche im Mittelalter der Kirchen- 
glaube erzielen konnte, sind nach dem Verschwinden 
der Kirchenzncht durch kein positives Gegengewicht 
gegen die Ansschreitnngen eines masslosen Individoalis- 
mns und unbeschränkten Eigennutzes ersetzt worden. 
Es fehlt das nachbarschaftliche Ehrenger i cht 
der altgermanischen Gemeindeverfassnngen, der mittel- 
alterlichen Gorporatiohen ; die ehrwürdige Sitte des Volks- 
lebens ist gelockort. Wo Kirchenbekenntnisse einander 
feindlich innerhalb eines und desselben Staates be- 
fehden, droht der Gesellschaft, falls die Öffentliche 
Meinung maditlos bleibt, der Terfül des sittlichen 
Lebens, so) 

Die Verkümmerung und Ohnmacht der Volks- 
meinung auf dem Boden der öffentlichen Moral ist in 

der Mehrzahl der continentalen Länder augenschein- 
lich. Den Ausfall an staatsbürgerlicher und politischer 
Freiheit, den Mangel an Sicherheit in der Ausübung 
natürlicher Grundrechte, suchte man gleichsam dadurch 
zu ersetzen, dass die Freiheit der Privatperson rück- 
sichtlich der öffentlichen Unsittlichkeit erweitert ward. 
Oft genug verwechselten selbst hochgebildete Männer 
die Straflosigkmt gegenüber den Gesetzen mit dem Weg- 
fall jeder sittlichen Verantwortlichkeit vor der Volks- 
meinung. Solche, die den Beruf hatten, in sittlichen 
Bingen deren Führer zu sein, bekämpften nicht nur 
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mit vollem Rechte die alten IjVuchergesetzo als wirth- 
schaftlich schädlich und praktisch erfolglos ^ sondern 
behanpteton auch mit ebenso grossem Unrecht die sitt- 
liche Indifferenz des Wachers, als einer zulässigen Be- 
tliatigung der wirthschaftlichen Ueberlegcnheit. Die 
öffentliche Meinung versäumte es, sich rechtzeitig in 
Kampfbereitschaft zu setzen gegenfiber den wirthschaft- 
lichen Ausschweifungen des Gründerwesens, der Lebens- 
mittelverfiilscbuni.'"en, der betrügerischen Ausbeutungen 
in Handel und Wandel, obgleich aller Wahrscheinlich- 
keit nach ein rechtzeitiges Ehrengericht der öffent- 
lichen Meinung, ausgebildet auf dem Boden dos Vereins- 
wesens, unterstützt von der Wirksamkeit der Presse 
und gewaffnet mit den Mitteln der staatsbürgerlichen 
Anklageberechtigung grosseren Erfolg hAtte erreichen 
können, als die gewissenhafteste Anwendung der Straf- 
gesotze durch ständige Amtsorgane. Ihrer höchst wich- 
tigen Aufgabe eines kräftig eingreifenden Sittenrichter- 
amtes entfremdet, ward die Öffentliche Meinung wesent- 
lich mit Fragen des formalen Yerfassuugsrechtes in 
Deutschland beschäftigt. 

Die grössten culturgeschichtlichen Erfolge, welche 
die öffentliche Meinung in England seit einem Jahr- 
hundert erfochten hat, liegen auf dem Boden der politi- 
schen Moral : die Emancipiation der Juden und Katho- 
liken, die Beseitigung alter grausamer Strafgesetze und 
die a 1 1 gerne i n e I\Iitarbeiterscliaft der ausseramtlichen 
Kreise an der Verbesserung, der Strafanstalten unter 
der FOhrerschafk von Howard, Sir Samuel Bomilly, 
Brougham, Maconochie, Mackintosh, Mathew Dayenport 
Hill, die Bekämpfung der Thierquälerei durch zahl- 
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reiche Privatvereine, die Verdrängung der altou Be- 
siechoiigspraxis ans den Parlamentswahlen die man- 
lugfiiehen Yerbesserangen der Arbeiterrerhftltnisse, die 
Aufhebung des Zweikampfes , vor allen anderen 
Dingen aber die Abschaffung der Nogcrsklave- 
rei*^) sind die Ergebnisse der öffentlichen Meinung, 
die grosse Männer bereit &nd, gleichzeitig ihre Führer 
und ihre Diener zu sein. Die Mehrzahl der grossen 
parlamentarischen Namen ist nicht nur ausgezeichnet 
durch Beden und Abstimmungen in dem mächtigen 
Bathe der Nation, sondern in weit höherem Masse 
durch die unermüdliche, der Förderung der Humani- 
tAtszwecke gewidmeten Arbeit ausserhalb des Parlaments. 

Es mag sein, dass das Sittenrichteramt der öffent- 
lichen Meinung sich gelegentlich in dem Objecto seiner 
Bethätigung vergreift und uns mit einem Eückfalle in 
puritanische Engherzigkeit bedroht. Man kann im 
Zweifel sein, ob die öffentliche Meinung sich stets 
inncrlialb der richtigen Schranken hält, wenn sie in 
England dem Volke geistige Bildungs- und Erholungs- 
mittel an Sonntagen vorenthalt, wenn sie aus ehren- 
werthem Bedauern der Naturwissenschaft das Erkennt- 
nissmittel der Vivisectionen bestreitet und wenn sie in 
einzelnen nordamerikanischen Staaten ein absolutes 
Verbot des Oenusses geistiger Getränke durchzusetzen 
sucht. Aber trotz gelegentlicher Fehler und Missbräucho 
scheint es doch den höchsten und idealen Zielen des 
nationalen Lebens nicht zu genügen, die Wahrung der 
guten Sitte und der öffentlichen Moral lediglich der 
Kanzel, der Staatsanwaltschaft und der Polizeibehörde 
zu überlassen. 
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In den beiden Objecten, in der sachverständig 
technischen Aulgabe des Öffentlichen Lebens und in der 
Staatsmoral haben wir die beiden Gr&nzpole bezeichnet^ 
Ewischen welchen sich der innere Werth der Öffentlichen 
Meinung mannigfach abstuft. 

Je allgemeiner eine FragesteUong gehalten wer- 
den kann, je mehf sich ein im Öffentlichen Leben her- 
vortretendes Problem den rriacipien der Moral anreihen 
lässt, desto eher irisst sich ein praktisch zu verwerthen- 
des Urtheü ans dem Mnnde des YoUces erwarten. Je 
grösser andererseits die Zahl der zweifelhaften Vorfragen 
ist, je schwieriger die Beweiserhebung über streitige 
Thatsachen, desto seltener ist zu hoffen, dass das 
Yolksnrtheil ein zutreffendes sein weide. Die Öffent- 
liche Meinung ist desswegen seltener befähigt, sich 
über den labj rinthischen Gang diplomatischer Verhand- 
lungen und die Fechterkünste des internationalen Noten- 
austausches klar zu werden, wohl aber ist sie im 
Stande, über grosse Angelegenheiten des Völkerrechtes 
und der Yölkermoral aus dem Gesichtspunkt der natio- 
nalen Interessen oder der kosmopolitischen Billigkeit 
zu urtheilen, Uber Krieg nnd Frieden ihre Stimme ver- 
nelimeu zu lassen und, wo andere Nationen als Krieg- 
führende in Betracht kommen, Zuneigung oder Ab- 
neigung in die Wagschale der Neutralität zu werfen. 
Bei solchen Veranlassungen stellt sieh dann freili<^ 
heraus, dass die Meinungen der Völker, wo auswärtige 
Beziehungen zu wf&rdigen sind, nicht bloss von den 
idealen Vorstellungen der Gerechtigkeit, sondern in 
ähnlicher Weise, wie die Meinungen der einzelnen 
Menschen^ auch von den Eindrücken des Staatsvortheils 
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beherrselit werden. Daraus erklärt sicli, dass die Na- 
tionen über geograpliisch entfernte Länder gerechter 
urtheilen, .aU Aber Kachbarstaateu. . Als gegenständ- 
lich nicht nnteitichtet mnss nach dem Standpunkte der 
Gesetzgebung einzelner Länder die öffontliche Meinung 
in solchen Fallen gelten, wo ihr die Mittel der Kennt- 
nissnahme Ton staatsw^n enteogen blieb, weil die 
Grundsätze des Aemterrechts das Amtsgeheimniss vor- 
schreiben. Ist aber einmal durch Verletzung der Amts- 
verschwiegenheit eine ThatsacUe bekannt geworden, auf 
welche ein IJrtheil begrflndet werden kann, so kann 
die Yolksmeinnng nicht getadelt werden, felis sie sich 
vernehmbar macht. Noch heute dauert jenes in der 
Geschichte oft hervorgetretene Misstrauen des Volkes 
gegen die Politik des Yerbergens und Yerschweigens 
überall fort , so dass schon deswegen der modernen 
Staatsverwaltung die Aufgabe gestellt ist, das Princip 
der Oeffentlichkeit bis zu denjenigen Gränzen auszu- 
dehnen, innerhalb deren das Staatswohl überhaupt be- 
stehen kann. Der uncnucsslicho Gewinn, den die 
öffentliche ßechtsptiege mit sich gebracht hat, liegt 
auf der Hand, und es ist heute schwer zu begreifen, 
dass man darfiber so lange Zeit streiten konnte. 

Vornebmlich in der Strafrechtspflege sucht sich 
die öffentliche Meinung mit ihrem ürtheil zu Becht 
oder zu Unrecht zu bethätigen. Obwohl man dem 
(öffentlichen Gerichte und der Yolksstimme bei Ein- 
leitung der ersten Erhebungen gegen bestimmte Per- 
sonen, sogar wahrend der Zeit des alten Inquisitions- 
processes Fingerzeige entahm, und auch heute mit 
gebflhiender Vorsicht darauf achten darf, lehrt die 
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Erfehrang, dass die Offentliclie Meinung sieb straf- 
processualisch in entgegengesetzten Richtungen ab- 
wechselnd bewegt. Bald verlangt sie wirksamen Schatz 
gegen wirküche oder yemeinUiche Uebeigriffe der Straf- 
TerfolgungsbeltOrden, 1>ald yerhftlt sie sieh miiBSgünstlg 
gegen die Rechte des Angeklagten, indem sie auch 
nach erfolgter Freisprechnng, vielleicht sogar nach ver- 
bOsster Strafe ihre feindselige Stimmnng nnverändert 
bewahrt. 

Bei der Anwendung des Strafgesetzes hat sich 
der Bichter nicht darum zu bekümmern, ob sein Ans- 
spmcb von der Öffentlichen Meinung gut gebeissen 
wird oder nicht, wohl aber hat er, wo die Uriinzen 
der Strafbarkeit zweifelhaft sind, die vor- 
herrschende Anffossang des Volkes neben dem Buch- 
staben des Gesetzes zu Bath zu ziehen. Thatsftch- 
lieh unterliegt freilich der Richter in manchen Landern 
dem Druck der öffentlichen Meinung. In solchen Demo- 
kratien, die den Grandsatz der Sachverstandigkeit des 
Bicbters gering schätzen, die lebenslängliche Dauer 
der Amtsstellungen nicht anerkennen und das richter- 
liche Personal aus Yolkswahlen hervoigehen lassen, 
macht sich dieser Druck in hohem Masse fohlbar. 
Geschworene vermögen ihm schwerer zu widerstehen, 
als ständige ßichtercollegien. Aus diesem Grunde scheint 
es nicht wlhischenswerth, dass eine bestimmte öffent- 
liche Meinung Aber Schuld oder Unschuld vorzeitig 
verkündet werde. Nach französischen Vorbildern ge- 
formt, gibt der § 17 des deutschen Reichspressgesetzes 
der Besorgniss Ausdruck, dass die Geschworenen un- 
gebührlich beeinflnsst weiden konnten, und verbietet 
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die Veröffentlichung der Anklageschrift nnd amtlicher 
Schriftstücke vor der öffentlichen Verhandlung, der die 
Priorität der Kundgebung solcher Schriften gewahrt 

Auch nach Verkündung des Urtheilsspruchs darf 
sich die öffentliche Meinung durch Vermittlung der 
an der Gerichtsstelle Anwesenden ebenso wenig ftussem, 
wie in Beziehung auf die Berathungen der Landtags- 
mitglieder. Diese Einscbriiiikuugen bezielicn sich jedoch 
nicht auf die Objekte des Meinens, sondern vielmehr 
nur auf eme unschicklich erachtete Form der Meinungs^ 
äusserung, die unter Umständen, su erregten Zeiten 
wenigstens gefährlich werden könnte. 

Im Uebrigen müssen sich auch gelehrte dichter 
gelallen lassen, dass ihreürtheile von der Öffentlichen 
Meinung gemissbilligt werden. Hat das Urtheil der 
Laien in den Schwur- und SchöfVengerichton einen 
relativ bedeutenden, von den Grerichtsverfassung^esetzen 
anerkannten Werth, so ist es unmöglich, die Stimme 
der Laienkritik in der Presse als völlig werthlos zu 
erachten. Die natürliche G ranze, die die öff^outliche 
Meinung freier und politisch gebildeter Nationen inne 
zu halten hat, ist darin angedeutet, dass das positive 
CJesetz während seines Bestehens, auch wo es allgemein 
getadelt wird, doch überall zu achten ist und die 
Autorität des Bichteramts nicht grundsätzlich beschädigt 
wird, was hei einer ruhigen Kritik einzelner Aussprüche 
keineswegs der Fall ist. Dass richterliche Irrth inner 
thunlichst bald aufgedeckt werden, liegt durchaus im 
Öffentlichen Interesse; es wäre geradezu verwerflich, 
wenn man unsehnidig Yerurtheilte unter einer kurz- 
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sichtigen Politik der Yerochweigangen leiden liesse. 

Die Anforderungen an das Richteramt können nicht 
weiter gehen, als dahin, dass es unabhängig, frei nach 
seiner bessten Einsicht» nnd sorg&ltiger Prüfung sach- 
verständig nrtheile. Unfehlbarkeit von ihm zu erwarten, 
ist Niemand berechtigt. Der Nachweis richterlicher 
Irrthümer ist daher geeignet, erheblichen Nutzen zu 
bringen, insbesondere wenn durch die Presse, daigethan 
werden kann, dass wichtige Mittel der Wahrheitser- 
forschung unbenutzt blieben oder übersehen wurden. 
Ohne wahrheitsgetreue Berichterstattung über Gerichts^ 
Yerhandlnngen ist Oeffentiichkeit der Bechtspflege über- 
haupt nicht gegeben. 

Beligiöse Meinungen Einzelner oder anerkannter 
fieligionagesellschaften missbilligend oder lobend benr- 
theilen zn dürfen, kann die Öffentliche Meinung nicht 
beanspruchen, nachdem die Gewissensfreiheit im vollsten 
Masse fiberall anerkannt wurde. Etwas ganz anderes 
aber ist die Kritik der kirchlichen Zustände, soweit 
diese über dasOebiet desGultns und der Olanbenslehre 
hinausgreifen und gesellschaftliche oder politische Be- 
ziehungen berühren. Selbst das Mittelalter liess es 
sich nicht beschranken, die Ausschreitungen der Geist- 
lichkeit SU rügen. Als eine höchst wichtige Aufgabe 
der öffentlichen Meinung scheint es aber auch umge- 
kehrt, leichtfertige Angriffe auf die Glaubenslehre der 
EirchengeseUschaften abzuwehren nnd dafür einzutreten, 
dass die Würde des religiösen Lebens nicht herab- 
gesetzt werde. Die Discussion der Glaubenssätze ist 
wissenschaftlich überall aufrecht zu erhalten, zwischen 
der wissenschaftlichen Forschung und der grundsätzlich 
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Angesichts der Volksmenge in Blättern niedrigsten 
Bildungsgrades betriebenen Herabwürdigung jedweder 
Beligionslehre isfc ein weiter Abstand. Knr zu billigen 
iflt es daher, wenn die Offentliclie Meinung in England 
erfolgreich in der Richtung wirkt, dass gchildoto Mtlnner 
die Discussion religiöser Fragen nicht an die unrechte 
Stelle verpflanzen. Wie nicht jedes G^esprftch in 
Gesellschaft von Kindern berechtigt ist, so darf auch 
nicht jede Frage vor der Volksmonge discutirt werden. 
Das Gesetz kanu hier keine Schranken ziehen, wohl 
aber die Offeptliche Meinung. 

Von den gegenstftndliehen Beziehungen der Öffent- 
lichen Meinung unabhängig bleibt in der Hauptsache 
die Macht, mit der sie sich im einzelnen Fall zur 
Oeltung bringt. Allenfidls liesse sich behaupten, dass 
dieselbige naturgemäss im Gegensatze gegen mächtige 
Stände weniger vermag, als gegenüber einzelnen Per- 
sonen oder Behörden. Den Standesprivilegien des Adels 
und der Geistlichkeit hat die öffentliche Meinung vor 
hundert Jahren mehr Eintrag gethan, als gewissen Aus- 
nahmestellungen des Mililärwesens in der Gegenwart. 
Denn schwerlich lAsst sich leugnen, dass die öffentliche 
Meinung ein geheimes und schriftliches Straf« 
verfahren gegen Soldaten schon seit langer 
Zeit als einen ungerechtfertigten Widerspruch gegen 
die allgemein gebilligten Grundsatze jeglicher Bechts- 
pflege erachtet. 

Im Uebrigen hängt die thaisächlichc Maclit der 
.öffentlichen Meinung von einer Beihe von Umständea 
ab, die mit ihrem ethischen und inteUectuellen Gehalt 
nicht in nothweudiger Verbindung stehen. 

6 
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In erster Linie ist hier noch einmal an das zu 
eriimeTn, was beieits von Bluntschli bemerkt wurde: 
IMe Offenfliclie Meioong ist in der negativeii Biditmig 
des Widerstandes gegen die Ausführung bestimmter 
Kegieruugshandluugen mächtiger als in der positiven 
Bichtnng der Darchsetsnng ihrer Foidernngen. Es ist 
leicht erUftrlioh, dass ohne ihre Mitwirkung solche 
Staatshandlungen nicht zum Ziele gelangen , die einer 
positiven Unterstützimg durch das Volk bedürfen. Die 
Oräoze des Staatszwanges ist dann immer auch die 
QränzedesErrdchbaren. Grosse statistische Eihehnngen, 
bei denen auf die Mitwirkung der einzelnen Staatsbürger 
zu zählen ist, bleiben in Mitten einer misstrauiscben, 
gleichgflltigen , des Gemeinsinnes entbehrenden BeyOl- 
kemng, in orientalischen Staaten beispielsweise, wenn 
übciliaupt ausführbar, jedenfalls ohne die Bürgschaften 
der ZuTerlassigkeit. 

Dass die Negationen der Öffentlichen Meinung 
stärker sind als ihre Positionen , erklärt sich zuvör- 
derst daraus, dass es viel leichter ist, eine grosse An- 
zahl von Menschen in der Verneinung bestimmter Be- 
hauptungen zu vereinigen. Es bedarf in der Begel 
keiner grossen Anstrengungen, um den Vorzugsrechten 
einzelner Klassen bei geschickter Benutzung der mensch- 
lichen Leidenschaften, insbesondere durch Erregung des 
Neides llberm&chtige Feindschaften von Seiten aller 
nicht Bevorzugten entgegenzustellen. Der üebergang 
von der Aristokratie zu demokratischen Begierungs- 
mazimen ist aus diesem Grunde yiel eher ausfahrbar, 
als der umgekehrte Weg. Die Einzelnen sind schwer 
zu überreden und noch schwerer zum Eingestündniss 
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lu bringen, dass die Staatsgesammtheit bei einer Theil- 
nng und Organisation der politischen Fnnctionen irgend 

etwas gewinnen könnte. 

Als ein Beispiel für die Möglichkeit , auch posi- 
tive Foidemngen mit Hülfe der Öffentlichen Meinung 
dnrchzasefaEen , pflegt man in der Begel die englische 
Keformbill anzuführen. Dabei ist aber nicht zu ver- 
gessen, dass der Kern dieser Hassregei sich gegen die 
Privil^en der „Ter&nlten Bnrgflecken'* richtete, die 
Aufregung einen hohen und Besorgniss erregenden 
Charakter angenommen hatte, die Furcht vor der Ge- 
waltth&tigkeit der Menge eine berechtigte war, und 
der englischen Staatsregiemng gegendber einer immer- 
hin möglichen Volkserhebung die physischen Macht- 
mittel fehlten, worüber contiuentale Regierungen meisten- 
theils veifogen. Die Öffentliche Meinung wtlrde ohne 
Hinzutreten jener bedenklichen Anzeigen tief gehender 
Erregung den Widerspruch des Englischen Oberhauses 
schwerlich besiegt haben. 

Die Ueberlegenheit der Öffentlichen Meinung in 
der negativen Bichtung erklärt sich ausserdem tmsk 
daraus, dass die Verhältnisse der zeitlichen Dauer 
andere sind, als im entgegengesetzten Falle. Vernein- 
ungen lassen sich leichter festhalten und bedflifen 
knner weiteren Bethatigung des Willens auf Seiten 
der Meinenden, um sich in ihrem Dasein zu behaupten. 
Andererseits ist es eine bekannte politische Maxime 
aller Zeiten gewesen, dass man den unbequemen oder 
unberechtigten Forderungen der Yolksmeinung am 
besten begegnet, wenn man andere Interessen in den 

Yoxdeigrund des Öffentlichen Lebens schiebt oder die 

6* 
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allgemeine Aufmerksamkeit auf andere Gegenstände 
lenkt. Auch ist es für einflossreiche Staatsmänner 
leicht , der öffentlichen Meinung scheinbare Zugeständ- 
nisse 211 machen, die von einem minder thatlrräftigen 
Theil des Volkes genügend erachtet, von anderen Ver- 
tretern der Öffentlichen Meinung dagegen als nicht hin- 
reichend angesehen werden. 

Die Erfahrung dürfte überdies zeigen , dass heut 
zu Tage die öffentliche Meinung in politischen Ange- 
legenheiten häufiger dem Wechsel unterliegt, als in 
früheren Zeiten. Mit der Verrielftltigung der Objecte, 
denen sich unsere Aufmerksamkeit zuwendet, mit der 
Theilung der geistigen Arbeit, die den Einzelnen dazu 
nöthigt, sich mit gewissen Aufgaben des Denkens vor- 
zugsweise zu beschäftigen , mit der Schnelligkeit , in 
der die uns beherrschenden Eindrücke der Aussenwelt 
wechseln, verliert auch die öffentliche Meinung an 
Nachhaltigkeit und Beständigkeit, folglich auch an 
Aussicht auf Erfolg in allen solchen Fällen, in denen 
Beharrlichkeit entscheidend wirkt. Die ötfentliche 
Meinung mag unter solchen Umständen frOher zur 
Beife gelangen, aber de welkt auch frtlher dahin. 
Nicht 'selten verflüchtigt sich dieselbe nach kurzer 
Zeit. Sellen diese Erscheinungen der grösseren Ver- 
änderlichkeit oder Beständigkeit der öffentlichen Mein- 
.ung nOthigen dazu , die Frage nach ihrem Ursprünge 
und ihrer Entstehung gleichfalls ins Auge zu fassen. 
Es scheint klar, dass die Art, wie sie sich gebildet hat, 
auf ihren inneren Werth und auf die Bemessung der 
ihr zu gewährenden Anerkennung von einigem Einfluss 
sein muss. 
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EntstehuDffsproef SS der öffentlichen Meinnnjr, 

Ueber den Gang, den die öffentliche Meinung in 
ihrer allgemeinen geschichtlichen Entwicklung genom- 
men hat, sind im zweiten und dritten Abschnitt dicisiT 
Untersnchung bereits einige Andeutungen gi^gobon wor- 
den. Aus ihnen geht herror, dass die Bedingungen, 
unter denen die öffentliche Meinung eut^iteht, thoils 
allgemeiner Art sind, theils als eigenthümlichc, histo- 
rische, räumliche, nationale Verhältnisse aufgefusst wor- 
den müssen. 

Die selbstverständliche Voraussetzung jeder C\d- 
lectivmeinung ist das Vorhandensein eines CieselKsohrtftjj- 
zustandes, einer socialen Grundlage dos nionschlichon 
Lebens. Auf ihr vollzieht sich die naturgoniässo Somlo- 
rung und die nothwendigo Wechselwirkung zwischen 
Gesammtrecht und Einzelrecht, Gcsaninitintoresson und 
Einzelinteressen, folglich auch Gesamnitnioinungen und 
Einzelmeiuungen. 

Als das Ursprüngliche im GosoUschaftslobon der 
Menschheit erscheint stets und überall das lldhor- 
gewicht der Gesammtvorstellungen über die Kigiuiuriig- 
keit des Gedankenvorrathes Einzelner. Hält man die 
ehemalige, gegenwärtig aufgegebene Kategorie üino« 
„geistigen Eigenthums" zum Zwecke der VoranHcliati- 
lichung fest, so würde man bei genauer UiitorHuclning 
wahrscheinlich finden, dass bei der Ablösung der 
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indiTidaelleii Lebenssphäre ans dem G«eaiiimtlebens- 

process der alten Gesellschaftsfornien der Familie, der 
Geschlechter, der Stämme, der Gemeinden und des 
Staates die Privateigenthumsbildiing sich Ton 
bewegliehen Gütern auf den GmndbeeiiK ansddinte nnd 
die geistigen Güter zuletzt ergriff. Das Erste in den 
alten Gesellscbaftszuständen war unzweifelhaft das Vor- 
handensein Ton Gollectivmeinnngen» die Differenz in 
dem Inhalt der indiYidnellen Meinungen also eine ge- 
ringe. 

Der Process in der fortschreitenden Individuali- 
sining der Meinungen ist gleichbedeutend mit dem 
Process der menschlichen Cnltnr. Abhängig erscheint 
derselbe in seinem geschichtlichen Fortgang, soweit 
der Staat in Betracht kommt: von der Eigenartigkeit 
geistiger Begabung bei einzelnen YOlkem, Ton den 
Formen des staatlichen Lebens und den Grund^erfiiss- 
ungeu der Geraeinwesen, von den Mitteln des örtlichen 
und gesellschaftlichen Verkehrs und ihrem jeweiligen 
Entwiddungsstande. 

Für die antike Welt ist es vergleichungsweise 
leicht, auf dem räumlich begränzten Bezirke der Com- 
munalstaatsbildungen den Process der Collectivmein- 
ungsbildung zu analysiren. Das Ergebniss bleibt, das» 
neben der Ueberlieferung der Gesammtineinungen von 
einem vorangegangenen Geschlechte auf das nachfol- 
gende, die Ausbildung der coUectiven Meinungen durch- 
aus beherrscht blieb Ton dem persönlichen Mein- 
ungsaustausch unter den Staatsbürgern freier Gemein- 
wesen. Jeder Einzelne trug soweit auch einen auf 
dem Wege eigener Beobachtung und selbständiger Er- 
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lahrang gewonnenen Massstab für die relative Stärke 
der GesammtmeiüUDgen gegenüber der eigenen Mein- 
ung in sich. 

Ungemein yerwickelt nnd schwer darzustellen er- 
scheint dagegen der Entwicklungsprocess der Gesanimt- 
meinungen in der modernen Welt. Dass die Analyse 
der Öffentlichen Meinung für die Psychologie ein 
Problem stellt, dessen LOsung nur bei sorgftltigster 
Beobachtung erreichbar scheint, ist von verschiedenen 
Seiten anerkannt: 

Biedermann meint mit Recht, es gehOre su 
einer der wichtigsten und interessantesten, freilich auch 
schwierigsten Aufgabe der Culturgeschichte, den Fort- 
gang der öffentlichen Meinung bei einem einzelnen 
Volk oder bei vielen YOlkem zu beobachten und Uar- 
Kustellen. 

Aus leicht erklärlichen Gründen ist dieses Pro- 
blem in denjenigen Ländern von der Geschichtsschrei- 
bung am genauesten beobachtet worden, in denen die 
Phtlnomoiie der öffentlichen Meinung sich am meisten 
bemerkbar machten und für das öffentliche Leben un- 
mittelbar einflussreich erwiesen. In erster Linie stand 
dabei England. Macaula j, Buckle, Lecky und 
Greene haben daher den Offeubarungen der öffent- 
lichen Meinung überall die gebührende Beachtung ge- 
schenkt und gelegentlich auf Eactoren der Meinungs- 
bildung in England, auf die Bedeutung von Theatern, 
Kaffeehäusern, Clubs, Zeitschriften und wirthschaft- 
liche Interessenfragen hingewiesen. 

Eine Geschichte des neueren englischen Yer&ss- 
ungsrechtes ist undenkbar, ohne eine Beachtung der 
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Bewegungen und Verändeniiigeii in den Faetoren der 

öfifentlichen Meinung. Die bis jetzt noch zu behaup- 
tende Uunachahmlichkeit des Englischen Farlamentaris- 
mns wnnelt unter anderem andi darin, dass die ein- 
fachen Grundstoffe, aus denen die öffentliche If^nng 
sich ehemals zusammensetzte, anderwärts heute nicht 
mehr r^rodncirt werden kOnnen: Die geechichtliehe 
üeberliefemng nationaler Einheit, frOhzeitig ausge- 
prägt in festen Verfassungsformen, der Fortbestand 
einer gesellschaftlich, politisch und intellectuell leiten- 
den Klaese neben dem Princip der bürgerlichen Gleich- 
heit Tor dem Gesetse, nnd endlich die Schranke des 
corporativon Lebens und des self-government gegenüber 
der Macht des Centralismus. 

Das Eigenthümliche der modernen Meinnngebü- 
dnng im Vergleich zn Tergangenen Zeiten besteht 
überall darin , dass die räumlichen Verhältnisse der , 
Grussstaatenge biete so völlig verändert sind gegen 
früher. Die öffentliche Meinung des StaatsYolkes, 
mit der wir es zum Unterschiede anderer Collectiy- 
meinuugen innerhalb der Gemeinde, der Provinz und 
der Bemfisstände allein zu thun haben, kann also nicht 
mehr durch personlichen Meinungsaustausch 
wie in städtischen oder ländlichen Gemeinden vermit- 
telt werden. Aeuderte sich in den mittelalterlichen 
oder antiken Staatswesen unter den Augen der Zeit- 
genossen eine CoUectiymeinung, so war es vermuthlich 
nicht allzu schwer, etliche Individuen zu kcnnzeichucD, 
deren Einfluss eine Kcuirung in dem Stande der An- 
sichten veranlasst oder befördert hatte. In den mo- 
dernen Staattti mag es dem Historiker oder Literaten 
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möglich sein, einzelne Männer zn entdecken, die auf 
die Bildung der Meinungen einwirken. Fttr die Massen 
des Volkes ist es dagegen unmöglich, irgend einen 
Namen sn nennen, der gleichsam durch seine Unter- 
schrift die Bürgschaft für die Wahrheit der öffent- 
lichen Meinung übernähme. 

Die öffentliche Meinung ist daher in einem doppel- 
ten Sinne unpersönlich. Der Einzelne weiss sich 
nnhetheiligt an der Entstehung solcher Meinungen 
und er kennt auch nicht die Urheber der öflentlichen 
Meinung oder diejenigen, die ihr auf dem W^e der 
Verbreitung als Gehlllfen dienstbar sind. Zwischen 
dem Continente und England besteht jedoch der wei- 
tere Unterschied, dass in England die Volksmeinung 
wesentlich im Gefolge der leitenden KlassOi der gmUnry, 
einherschreitet und daher immer noch ein gewisser, 
wenn schon unklarer Rest von Personalität in der 
öffentlichen Meinung wirksam erscheint. 

Ein zweites, in der Entstehung der öffentlichen 
Meinung wichtiges Moment ist die der neuesten Zeit 
augehorigo Vervielfältigung der technischen Verkehrs- 
mittel. Einer besonderen eingehenden Untersuchung 
wtrde es bedftrfen, um den Einfluss darlegen zu kön- 
nen, den Eisenbahnen und Danipferlinien , Telegrafie 
und Po&tverkehr nicht nur auf den Process der M e i u - 
u ngs y er b r e it u n g, sondern auch auf die collectiven 
Vorstellungen unter den Menschen ausgeübt haben. 
Können auf dem politischen Gebiete die Menschen sich 
heut zu Tage nicht mehr zur gemeinsamen Besorgung 
staatlicher Angelegenheiten in ürrersammlungen, an- 
ders als zum Zwecke der blossen Abstünmung ohne 
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IMseiiflnoii nMammenfinden, so haben doGh in der (Ge- 
wohnheit, dem Luxusbedürfiiiss oder der wirthschaft- 
lichen Bewegung des fieisens Berübrungen zwischen 
Menschen Statt, die vor einem halben Jahrhundert 
durch weiteste Entfernungen von einander getrennt ge- 
blieben wären. Aermere rersoneu der niederen Stände, 
die trotz der Aufhebung der Leibeigenschaft thatsäch- 
lich in Ermangelung der modernen Verkehrsmittel an 
die Scholle gebunden geblieben wären , gerathen in 
Bewegung. Die gesellschaftlichen Autoritäts- 
yerh&ltnisse, zn einem Theile unzweifelhaft auf Ortlicher 
Oewohnheit des Znsammenlebens und Nachbarsdiaft 
beruhend, sind nicht nur in Städten, sondern auch in 
ländlichen Gemeinden überall aufgelockert. Auf grossen 
und zahlreichen Wanderrersammlungen, bei Yolksfeeten 
nnd Ausstellungen finden sich, aus weiter Perne hom- 
mond, Volksmassen mit einander vereinigt, deren Ver- 
kehrsweise und Lebensform * sich in derselben Weise 
auszugleichen scheint, wie die Ortlichen AbstAnde in 
den Volkssitten und den wirthschaftlichen Bedürfnissen. 
Gleich der äusserlichen Kleidung des Menschen wird 
auch die Eigenthümlichkeit in der geistigen Tracht, 
die dem Gedanken eine eigenthfindiche Form leiht» 
mehr und mehr verdrängt durch den Process der all- 
gemeinen Einebnung aller socialen Höhenprofile. 

Die Mittel und die Wege der Meinungsverbreitung 
sind in beispielloser Weise gewachsen. Gleichzeitig 
haben sich aber auch die wirthschaftlichen Grundlagen 
der Existenz für die mittleren Klassen wesentlich um- 
gestaltet, seitdem jede Arbeitsleistung Ton der Oon- 
currenz des Weltmarktes beherrscht, jeder Erwerb in 
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seinem Beotande dnrcli die alljährlicli sieb mehrende 
Zahl wichtiger Erfindiingon und technisch er Vorbesser- 
tmgen bedroht wird und endlieh die Noihwendigkeit 
gegeben ist, der Yorbereitong durch eine yerbesserte 
Fachbildung in allen höheren Lebenskreison ein ehemals 
nicht erforderlich gewesenes Mass an Zeitaufwand za 
widmen. Die Folge daTon ist, dass den Vorkommnissen 
des ((ffnitlicben Lobens, den wichtigsten Objecten der 
Volksmeinung weniger Aufmerksamkeit auf kürzere Zeit 
zugewendet werden kann. l)er Process der öfTentlichen 
Meinangsbildang gelangt daher gegenwärtig häufig nicht 
zu einem Abschlnss. 

Gleichzeitigkeit in dem Eintritt mehrerer 
wichtiger Ereignisse auf dem Weltschauplatze verhindert 
den mlugen Gang der Meinungsbildung, die oft genug 
durch widersprechende Gerüchte und durch Widerruf 
als sicher angenommener Thatsachen durchkreuzt wird. 
Im Grossea und Ganzen scheint es daher, als ob die 
feste Ausgestaltung bestunmter und klarer, dauernder 
Volksmeinuugen in der Gegenwart trotz der Erleichter- 
ung in der Benützung der Verkehrsmittel schwerer von 
Statten gehe, als früher. 

War ehemals die Volksmeinung ein Product ge- 
gebener staatlicher Ueberlioferuiigen, der Volksgewohn- 
heiten und Volkssitten, der Autorität des Alten und 
nebenher auch des Bedürfiusses der Neuheit, so ist für die 
Gegenwart das Keue in Thatsachen und das Bedürfnis« 
der Abwechselung so sehr das Entscheidende geworden, 
dass die Volksmeinung des festen Haltes an geschicht- 
licher Veberliefemng in den continentalen Staaten eben- 
so sehr entbehrt, wie jener eigenthOmlich thatkräftigen 
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Vorarbeit in der Gedankenwerkstätie groeser Hftimer, 

die an Principien glaubten und ihnen alles zum Opfer 
brachten. Was Yor hundert Jahren nach dem Glauben 
der Zeitgenossen ein den Einzelnen yerpflichtendeB Piincip 
in der Gesellsohaft war, ist im Yerlanfe der Zelt nun 
ein Schlagwort geworden , wodurch der bequemen 
und geistig trägen Menge der Yorwand geboten wird, 
flieh der eigenen (Gedankenarbeit zu entziehen. Die 
Autorität der politischen Phrase, die niemals gering- 
fügig war, hat unter den dargelegten Verhältnissen 
für die breiten Schichten der Mittelmassigkeit und der 
Gleichgaitigkeit anter der StaatsbevOlkening eine höhere 
Bedeutung gewonnen, als je. 

Schliossen sich daher heute zahlreiche Individuen 
einer Meinong an, die ihnen als die ein&chste ein- 
lenchtet, weil sie als Gonseqnenz eines nicht wider- 
legbaren Schlagwortes oder einer Phrase in geschickter 
Verpackung verabreicht wird, so geschieht dies zu- 
nächst aus dem Bedürfniss entweder der Trägheit, die 
geistige Arbeit scheut, oder der Buhe nach der Er- 
müdung in Folge wirthschaftlicher Ueberanstrengung, 

Die Hauptfrage wird, wenn man die Entstehung 
der öffentlichen Meinung erforscht^ immer diese bleiben: 
Welche Beziehungen bestanden zwischen den alten Ueber- 
lieferungen des nationalen Lebens, dem Inhalt der neu 
entstandenen Meinung und den leitenden Persönlich- 
keiten des öffentlichen Lebens? Ob ein contradiktori-* 
bches Verfahren durch öil'cntliche Discussion der Mein- 
ungsbildung voranging? Welche Personen daran Theil 
hatten ? Wie viel den Yorurtheilen der Menge und anderer- 
seits der gewissenhaften Prüfung derjenigen Thatsadien 
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zuzumessen ist, die die Grundlage eines öffentlichen 
Uriheils abgeben? 

Dass die iJffentliclie Meinung der Hassen in der 
Begel nicht das Werk sorgfältiger Prflfting nnd Sicht- 
ung der Thatsachen sein kann, ist bereits hervorge- 
hoben worden. Die Meinungen, die sich nach nnd 
nach bei wichtigen Veranlassungen als die herrschenden 
heransstellen, bilden sich vieliiiohr aus dem Zusaranien- 
wirken einer Reihe theils aktiver theils passiver Factoren. 
Unter den letzteren steht in erster fieihe der Nach- 
ahmungstrieb, der, nicht blos auf dem Boden der 
Aeusserlichkeiten, der gesellschaftliclieii V-erkehrsfornien, 
der Kleidung und Tracht, sondern auch auf dem Ge- 
biete der Meinungen eine grosse Bolle spielt Die 
Mehrzahl der Menschen tou niederer oder mittlerer 
Bildungsstufe eignet sich diejenigen Ansichten Aber 
öffentliche Angelegenheiten willig an, die sie am häufig- 
sten in ihrer Umgebung aussprechen und am lautesten 
verkünden hOren. Sie glauben alsdann, dass der Mangel 
an Widerspiuch innerhalb der ilinen iialiesteliendeu 
Kreise gleichbedeutend sei mit der Unmöglichkeit einer 
Widerlegung. Die öffentliche Meinung ent- 
steht in nicht wenigen Füllen aus dem 
Scheine einer bereits fertigen Volksmein- 
ung, an der Antheil zu haben , der Einzelne um so 
begieriger ist, als er sich dessen bewusst bleibt, mit 
den Mitteln seiner Erkenntniss und dem Maasse seiner 
Einsicht zu einem selbständigen Urtheil in öffentlichen 
Angelegenheiten nicht leicht gelangen zu können. Je 
passiver sich der Einzelne verhält, je eifriger er darauf 
Bedacht nimmt, diejenige Meinung zu adoptircn, die 
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ihm in seiner ümgebnngr die hemeliende m sein scheint, 
desto weniger ist für ihn überdies der Vorwurf des 
indifiduellen Meinongswechsels zu besoigen, dessen 
Beftrdiiiuig so viele Menschen abhslt, ihre Ansichten 
als eigene zn bekennen. Spricht man dagegen eine 
Meinung gleichsam im Namen Anderer als eine öffent- 
liche ans, so kann der Vorwurf der Unrichiigk^t den 
Einzelnen nicht mehr treffen. 

Wirksamer, als öffentliche Discussion ist zu allen 
Zeiten auch der Erfolg gewesen, den gewaltige, tiefer in 
das Volksleben eingreifende Thatsachen anf den Stand 
der Meinungen gehabt haben. In vielen Fallen ist 
die öffentliche Meinung das Echo der Kanonenschüsse, 
die eine siegreiche Armee auf dem Schlachtfelde ab- 
fenert. Die öffentliche Meinung in Prenssen erlitt 
während des Jahres 1866 nach den Böhmischen Siegen 
einen augenscheinlichen und nachhaltigen Umschwung, 
der, im Jahre 1870 ganz Deutschland ergreifend, seine 
Vollendung erhielt. In gleicher Weise vollzog sich 
der Wechsel in der öffentlichen Meinung Frankreichs 
zu Ungunsten Napoleons im Jahre 1870 ausserordent- 
lich schnell, sobald man annimmt, dass in dem Flebiscit 
vom Mm desselben Jahres die öffentliche Meinung ihren 
ganz oder beinahe zutrefTentlen Ausdruck gefunden hatte. 

Die Erfahrungen der französischen Geschichte seit 
dem Ende des vorigen Jahrhunderts weisen übrigens 
darauf hin, dass in den modernen Grossstaaten der 
politische und gesellschaftliche Einfluss der Haupt- 
städte auch hinsichtlich der Meinungsbildung ein 
sehr bedeutender ist Es ist oft wiederholt worden und 
trägt gewiss vid WahiiieH in sich, dass die Meinung 
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von Paris nahezu gleichbedentend ist mit der Meinung 
Yon Prankreich. Eine Begierung, die gleich derjenigen 
des dritten Napoleon » die Meinung Yon Paris gegen 
sieh hat, darf nieht daranf rechnen, dass sie doreh 
andere Mittel als ihre physische Macht, aufrecht bleiben 
kann. Das Abbängigkeitsverhältniss der Provinzen and 
die Keignngy der hauptstädtischen Meinnng zu folgen, 
wird nm so grösser sein, je weiter die politische und 
administrative Centralisatiou eines Staates vorgeschritten 
ist und je mehr der Einfluss solcher Grossstädte wie 
Paris, sich auf den verschiedenartigsten Gebieten der 
Kunst und Wissenschaft, des Geschmacks und der Mode, 
der Industrie und des Handels gleichzeitig fühlbar 
macht. Der Prozess, mittels dessen sich herrschende 
Meinungen auf dem Gebiete der Politik bilden, ist 
in seiner Methode nicht erheblich verschieden von 
demjenigen, der den Geschmack einer bestimmten Periode 
zeitigt. 

In Frankreich wechselt auch in der That die 

Popularität leitender Männer und die ihnen günstige 
Yolksmeinung ebenso schnell wie die Kleideriaracht; 
yielleicht noch schneller. Die unenueasliche Beliebtheit, 
der sich Lamartine nach der Vertreibung des Hauses 
Orleans an der Spitze der provisorischen Kegierung 
Yon 1848 zu erfreuen hatte, war ausserhalb Frank- 
reichs beinahe ebenso unbegreiflich, wie die Schnellig- 
keit, mit der dieser Liebling eines ganzen Volkes dem 
öffentlichen Spott verfallen konnte. 

Aehnlich, wie in Frankreich, Yerhftlt es sich in 
England, wo London als der Mittelpunkt des ge- 
sammten öffentlichen Lebens auch als die centrale 
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Reprftsentation der allgemeinen Landesmeinung gelten 
kauü, während Deutschland, Italien und Oesterreich ia 
gleich starkem BCasse dem Eiufluss des hauptstädtischen 
Lebens nicht nnterliegen. 

Es wäre freilich irrig, wenn man die Olfontliebe 
Meinung nur als Ergebniss eines tonangebenden Bei- 
spiels im Volksleben ansehen wollte. Mag der Nach- 
ahmungstrieb auch noch so stark sein, so gibt es 
doch auch Fälle, in denen sie sich gleichsam spontan 
aus dem Volke kund gibt. Dies ist roeistentheils 
dann sn erwarten, wenn die moralische Empfindungs- 
weise Angesichts sinnlich wahrnehmbarer, das Yolks- 
gefühl verletzender Vorgänge sich äussert. Grösser, 
als auf dem Gebiete der Meinungen, ist die Selbstän- 
digkeit nnd Einheitlichkeit in den Aeusseningen des 
Volks gern (Iths. Es scheint sogar, als ob nach- 
haltig ausdauernde Volksmeinnngeu in der Gegenwart 
nur dann zur Erscheinung kommen, wenn das Volks- 
gemflth an dem Gegenstande des Meinens irgendwie 
betheiligt ist. Daraus erklärt sich vor allem die 
Festigkeit und Entschiedenheit, mit der die öffentliche 
Meinung in Nordamerika die Negersklarerei verwarf, 
nachdem die Grundsätze der (öffentlichen Moral, die 
Anfangs nur in den Neu-England-Staaten entschiedene 
Verfechter gefunden hatten, sich im Zusammenhalt mit 
den Europäischen Ueberliefemngen zahlreicher Ein- 
wanderer Aber das ünionsgebiet yerbreitet hatten. Un- 
zweifelhaft darf man behaupten, dass die Sklaverei 
trotz gelegentlicher Vertheidignng von Seiten einzelner 
und trotz der ihr erwiesenen gesetzlichen Duldung, 
durch die Yolksmeinung aller freien Staaten der Nord- 
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amerikaiiiscbeu üiiiuii und der gesammteu gebildeten 
Welt gerichtet war, als ihre Aufhebung während des 
grossen Amerikanischeji Bürgerkrieges erfolgte. 

Die activen Fäctoren, die in der Bildung einer 
übei einstimmenden Volksmeinung thätig sind, haben 
auch gleichzeitig die Eigenschaft als Mittel «der Mein- 
ungsäusserung und als Bepifisentationen der aUgemein 
herrschenden Ansicht zu gelteu. Dies galt beispiels- 
weise früher von den Massen Petitionen, die in 
der Geschichte des Englischen Parlamentarismus ihre 
Bolle spielen. Die Sammlung von Unterschriften wirkte 
in solclien Füllen , zumal wenn sie durch tbatkräftige 
Männer von localer liedeutuug betrieben ward, als 
Mittel der Meinungsbildung in einer Bevölkerung, die 
es liebt, politische Kräfte in Zahlen auszudrücken. 
Andererseits kommen Petitionen als Kepräsentatiunen be- 
stimmter Meinungen in Betracht. Neuerdings ist der 
Werth solcher Demonstrationen freilieh gesunken; jede 
irgendwie nach ihrem Zwecke als erheblich geltende 
Petition pflegt eine Gegehbewegung hervorzurufen. 

Das Gleiche gilt auch in der Hauptsache vom 

Vereins reichte, das nach beiden Bichtungen lun 

wirksam wird. Herrschende Meinung zu erzeugen, wird 

die Discussion in öffentlichen Versammlungen nur dann 

geeignet sein, wenn eine gewissenhafte Berichterstattung 

für die Verbreitung aller bedeutenden Kundgebungen 

bemüht war und wenn in öfTentlichen Versammlungen 

von annähernd gleich starken Gegnern zweifelhafte 

Meinungen oder streitige Sätze verfochten wurden, 

während es auf der Hand liegt, dass die oft einstimmig 

gefassten lieschlüsso politischer Parteiversamuilungeu 

7 
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einen Beweis ftr oder gegen den Stand der Offentlielien 

Meinung nicht zu erbringen vermögen. Der Zweck 
derartiger Kondgeboiigen pflegt auch in Wirkliclikeit 
nur darin zn bestehen , von Zeit zn Zat eineMnster- 
nng über die Heerschaaren der Parteien abzuhalten, 
diePüicbten der Parteitreue einzuschärfen und Wankende 
in ihrer Meinung su bestärken. . Immeihin ist sosii- 
geben y dass der energische Gebrauch des Versamnw 
lungsrechts und die persönliche Anwesenheit zahlreicher 
Mitglieder in den Augen vieler unentschlossenen Zu- 
schauer den Schein einer starken Meinungsfwtretiuig 
entstehen lässt und damit auch auf den Nachahmungs- 
trieb anregend einwirkt ^ also auch Meinungen weiter 
verbreiten kann. 

Unter allen Faetoren, die gleichseitig die doppelte 
Eigenschaft haben, sowohl Meinungen in der Volks- 
menge zu erzeugen, als eine Vertretung der öffentlichen 
Meinung darzustellen, nimmt ohne jede Frage die 
Presse den ersten Bang ein. 
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Die öffeutlielie Meinung und die Presse. 

Das Pressrecht beruht, seiner geschichtlichen Ent- 
wickelung nach auf dem Gredanken, dass eineiseits jeder 
Einzelne das Becht haben soll, seine Meinungen frei 
und ungehindert dorn Staat gegenüber zum Ausdruck 
zu bringen, andrerseits aber auch in Druckschriften 
die Meinungen der Einzelnen die weiteste Verbreitung 
finden können, wenn sie als Aeusserongen der Öffent- 
lichen Meinung erscheinen, 

Mit gutem Bechte bat man der Pressfreibeit eine 
höhere Bedeutung beigemessen, als dem Yersammlungs- 
reehte. Die Forderung, dass staatliche Censur in die 
Darlegung der Meinung durch den Druck nicht ein- 
greifen solle, gehört einer Zeit an, in der Fing- 
schriften oder Bücher die Yermittelung abgaben 
für die Ausbreitung politischer Meinungen, während 
die periodische Presse damals verhältnissmässig wenig 
entwickelt war. 

Thatsftchlich ergab sich daraus dieses: Der Ereis 
der Lesenden war, als in England die Pressfreiheit 
durchgesetzt wurde, ein vergleichuags weise geringerer, 
als in der Gegenwart. Er war beschr&nkt durch die 
jeweilig bestehende, meistentheils unroUkommene Orga- 
nisation des Buchhandels. Die Zahl der schreibenden 
Autoren war gleichfalls unbedeutend im Yorgleich zur 

literarischen Massenproduktion der Gegenwart. In den 

7* 
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meisten Fällen bedingte die Drucklegung einer Schrift 
eine wirthschaftliche Yerantwortlicbkeit des Autors im 
Hinblick auf den möglichen Misserfolg des Absatzes. 
Immerhin konnte der Einzelne, wenn er sich eines 
besonderen Geschickes in der Darstellung bewusst war, 
oder einen angesehenen Namen führte, der iloffnnng 
hingeben, dass es ihm gelingen kOnnto, durch einzelne 
Rücher und Schriften Kinfluss auf den Entwicklungs- 
gang der öffentlichen Meinung zu gewinnen. 

Diese Verhältnisse haben sich im Zusammenhang 
mit dem nnermesslichen Anfechwung des modernen 
Zeitungswesens erheblich verändert: Die Zahl derer 
die sich mit der Lektüre politischer Zeitschriften » vor- 
nehmlich der Tagesbiatter be&ssen, hat sich nach allen 
Seiten ausgedehnt. Unberechenbar ist die Masse der- 
jenigen, die ausser den Tagesblättern überhaupt gar 
nichts oder doch nichts Politisches lesen. Die Wirk- 
ungen politischer Plugschriften und ausfKhrlicher Ab- 
handlungen sind im Vergleich zu früheren Zeiten er- 
heblich abgeschwächt. Selbst auf solche, die gar nicht 
lesen können oder mOgen, üben die TagesblAtter einen 
bedeutenden Einfiuss, denn die Yon diesen vertretenen 
Meinungen sind es, wodurch auch die Ansichten Lesens- 
unkundiger bestimmt werden können, wenn ihnen be- 
richtet wird, was eine Zeitung geschrieben hat. Die 
höhere Verehrung des gedruckten Wortes vor dem ge- 
sprochenen ist ein Kennzeichen jener weit verbreiteten 
Unbildung, welche glaubt, die Thatsache der Druck- 
legung beweise eine relativ grössere Bedeutung des 
gedruckt vorliegenden Inhalts. Was gedruckt ist, findet 
grösseren Glauben. „Wie gedruckt lugen'' heisst nach 
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der flblich gewordenen Bedewendang: 80 geschickt Iflgen, 

dass dem Lügenden geglaubt wird. 

Wie die Zahl der Lesenden, so bat sich auch 
die Zahl der Schreibenden in annähernd gleicher Pro- 
gression gegen frflher vermehrt. Die Schriftsteller der 
modernen Presse unterscheiden sich von ihren Vor- 
gäügerii dadurch, dass jene keine wirthschaftliche Ver- 
antwortlichkeit fOr den Absatz ihrer Geistosproducte 
zn tragen haben. Wegen der Dmckkosten fOr eine 
politische Meinungsäusserung können sie niemals in 
Anspruch genommen werden. Im Gegeutheil ist di® 
Regel allgemein diese, dass die ständige Mitarbeitelschaft 
an allen bedeutenderen , weit verbreiteten Tagesblättem 
hoüorirt und für die meisten Schriftsteller zur Grundlage 
ihrer wirthschaftUchen Xäxistenz geworden ist. 

Abgesehen von der Person des Bedactenrs, tragen 
aber auch die Journalisten keinerlei literarische 'Ver- 
antwortlichkeit gegenüber dem lesenden rublicum. Ohne 
zu besorgen, erkannt za werden, sind sie dagegen ge- 
schätzt, wegen unrichtiger Barstellong thatsächlicher 
* Verhältnisse, wegen persönlich gehässiger Angriffe gegen 
Gegner, wegen Verletzung sittlicher Gefühle, wegen 
Hisshandlung der Sprachgesetze zur Verantwortung ge- 
zogen zu werden. Nicht bloss dem Strafrichter gegen- 
über, sondern auch im Verhältniss zu den ethischen 
Interessen des lesenden Publikums kommt Ihnen die 
Anonymität zu 0ute. Die thatsächlicb herrschende 
Regel der journalistischen Produktion ist: Schnelligkeit 
in der Mittheilung der Tagesneuigkeiten, Erklärung 
der politischen Vorgänge nach den Grundsätzen der 
Hermeneutik, die die Parteistellung des Leserkreises 
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haltnngsbedtLifnisses in dem vorauszusehenden Pablicom, 

thunlicbste Verschw eiguug oder Verdunkelung unan- 
genehmer Wahrheiten, Herabminderuug des persönlichen 
Werthes politischer Gegner , Emporhebong politischer 
Freunde, in beiden Fallen also Uebeischreitung der 
durchschnittlichen Linie der Gerechtigkeit; das Bestreben 
endlich, im Widerspruch zu thatsächlichen Vorgängen 
alle Oonseqnenzen früher ausgesprochener Ansichten 
featsnbalten. 

Gegenttber dem Einzelnen, nicht berufesmassig 

und ständig angenommenen Tagesschriftsteller ist an 
Stelle der alten Sta«'itscensur , die missliebige Bücher 
zu unterdrücken verstand, die Oensurbehörde der Be- 
daetion getreten, welche alles dasjenige zurflckweist, 
was in den Kähmen der jeweiligen Parteidoctrinen der 
Tagesblätter nicht hiueinpasst. Daraus ergibt sich, 
dass allen denjenigen, die ausserhalb der engeren Par- 
teigenossenschaften stehen, der Weg versperrt oder 
doch erschwert ist, der eine Einwirkung auf die öffent- 
liche Meinung ermöglichen würde, wenn nicht etwa be- « 
zahlte Inserate ausserhalb des redacUonellen Theils der 
Zeitungen ziiiielassen werden. 

Die Gesammtpresse setzt sich, soweit sie politi- 
schen Aufgaben dient, von gelegentlichen, nicht in das 
Gewicht fallenden Ausnahmen abgesehen, aus zwei 
Klassen periodischer Literatur zusammen : Aus Zeit- 
ungen, die in ihrer Haltung durch das wirthschaftliche 
Interesse der Einträglichkeit bestimmt werden, was an 
und f&r sich gegenüber dem heute überall nothwen- 
digen Einsatz grosser Kapitalien keineswegs tadelus- 
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würdig enchemt nad anderoneits aus solchen Blftttern» 

die ohne die Aussicht auf Greldgewinn durch das Bc- 
düifiiiss der Paiteiagitation aufrecht erhalteu werden. 
Auch ist 68 häufig, dass diese beiden Zweckbestim- 
mungen in der Weise vereinigt sind, dass ein ausge- 
sprochenes und entschiedenes Parteiblatt wegen ander- 
weitiger Interessen eines Leserkreises auch von solchen 
gehalten wird, die ausserhalb der bethefligten Fartei- 
verbindung stehen. 

Als Thatsache des öffentlichen Lebens kann aber 
immerhin das gelten: Die grosse Masse des 
lesenden Puhlicums hält nur eine Zeitung. 
Wo eine Auswahl unter mehrorcu an demselben Orte 
erscheinenden Tagesblättern möglich ist, wird dasjenige 
boYorvog^ welches Parteimeinnngen am entschiedensten 
vertritt und nebenher eine Beihe anderer Interessen, 
z. B. des gewerblichen oder kaufmännischen Marktes, 
der Billigkeit, der Unterhaltung, des localen Mitthei- 
lungsbedürfiüsses befriedigt Das unzwei^dhafte Er- 
gebniss ist daher: dass politische Bildung auf der 
Basis einer allen Meinungen gerechten Discussion 
ausserhalb der Zweckbestimmungen der Tagesbl&tter 
liegt. 

Für die Beurtheilung der Leistungsfähigkeit, die 
die Tagespresse eines Landes entfaltet, ist es überdies 
nothwendig, unge&hr den Bildungsgrad deijenigen zu 
kennen, die als leitende oder ständig mitwirkende Kräfte 
in Betracht kommen. Mancherlei Verschiedenheiten 
werden dabei in den einzelnen Ländern in Erwägung 
zu ziehen sein. Es ist zu prfifen, ob der Journalis- 
mus nach der ihm im öffentlichen Leben beigemessenen 
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die er Yorfindet, bedeutende Charaktere oder hochlw- 
gabte Männer deswegen anzieht, weil diese aus einer 
anerkannten schriftstellerischen Thätigkeit zu persön- 
lichem Ansehen in der C^llschaft oder zn höheren 
Staatsämtern gelangen können, oder ob er der Specn- 
lation auf eine erfolirreirho Peniairoc-ie in den niederen 
Volksschichten Vorschub leistet; ob endlich dieTages- 
schriftstellerei dadurch abschreckend wirkt, dass Stoats- 
regierungen das Werk der Piesse mit grundsätzlichem 
Misstrauen verfolgen, die Staatsanwaltschaften die Zeilen 
missliebiger Bl&tter mit der Lupe in der Hand be* 
schauen und die Bichtereollegien in tadelnden Kritiken 
der ßegieningshandlungen die unverständige Einmischung 
unberufener Laien und das rechtswidrige Bewusstsein 
der Beleidigung präsumiren. 

In denjenigen Staaten, in denen das ständige 
Beamtenthum eine der öffentlichen Discussion feind- 
selige Stellung festhält und es für scharMnnige Juristen 
schwer hält, die haarfeinen Gränzlinien erlaubter 
Kritik und strafgesetzwidriger Meinungsäusserungen zu 
unterscheiden, niuss sich die Klasse derjenigen, die 
innerhalb des Beamtenthums selber politische Erfahr- 
ungen gesammelt haben und über den reichsten Schatz 
von Kenntnissen verfügen , meistentheils von der Be- 
theiligung an der Tagespresse deswegen fern halten, 
weil sie, gleichviel ob mit Eecht oder Unrecht, die 
Missgunst ihrer Vorgesetzten oder die Missbilligung 
ihrer Standesgenosseu befürchten. Abseits bleiben ferner- 
hin solche, die aus Mangel an journalistischer Uebung 
besorgen, eine wohlbegründete und sachlich richtige 
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Meinung nicht in der Weise vortragen zu kÖnnoD, die 
der redaktionellen Censur genebm sein würde. 

Wofern daher die Leitung der Presse überhaupt 
noch in den Händen wissenschaftlich gebildeter Männer 
bleibt, was allerdings beute noch der häufigere Fall 
ist, werden diese Torwiegend der Art sein, dass ent- 
weder das formale Geschick der Darstellung oder die 
Gabe der Unterlialtung eiitscheidend war für ihre jour- 
nalistische Berufswahl. Dagegen darf man als Kegel 
vermuthen, dass inhaltlich gewürdigt, ihre Bildung vor- 
wiegend als eine philosophische und ästhetische sich 
kennzeichnet. Ihre Neigung wird alsdann darin her- 
vortreten, dass selbst iu der gut geleiteten Tresse das 
rein doctrinftre und abstrakt philosophische Element 
oder auch das dialektische Geschick der Polemik in der 
Würdigung der Zeitverhältuisse stärker erscheint, als 
die genaue Berichterstattung über thatsächliche Yer- 
hftltnisse, die schnelle Yerwerthung statistischer Ma^ 
terialien, die Discussion solcher Streitfragen, die nur 
mit Hülfe praktischer Krfahrung entschieden werden 
kennen. 

Da staatswissenschaftliche Bildung erfahrungsmassig 

weit weniger in der Mehrzahl der Europnischeii Staaten 
• gcsuclit wird, als rein ästhetisch literarische Kenntnisse 
oder als Fachbildung zum Zwecke der Erlangung von 
Staatsümtern, so kann es nicht Wunder nehmen, wenn 
die Presse vielfach den Bildungsgang ihres leitenden 
Personals widerspiegelt : Entweder neben dem schroffen 
Parteigeiste jene Neigung zur Formulirung allgemdner 
Principien des menschlichen Handelns, die Vorliebe für 
Geueralisirung von vermeintlich absolut unanfechtbaren 
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Lehisätsen , oder auch eine einseitig privatrechiliGlie 

Fachbildung als herrschende Richtung. 

Die Neigung, ein System von politischen Glaubens- 
artikeln zu formuliren, theilt sieh im Verlauf der Dinge 
allen solchen mit, die der inneren geistigen Selhstftn- 
diirkeit ermangeln und dem gesellschaftlichen Kach- 
abmuDgsthebe huldigen. Der Meinungskrieg unter den 
Blättern Terschiedenartiger Parteistellung yerlftuft unter 
solchen Umständen ergebnisslos. Denn er wird nicht 
nach den Regeln der Beweisführung für oder gegen 
thatsächliche Anführungen ausgekämpft, sondern in 
einer Manier, der zu Folge sich jene siegreich glauben, 
die dem Gegner durch den Nachweis logischer Incon- 
sequenzen, gelegentlicher Widersprüche, Herabwürdig- 
ung seiner Absichten, Verdächtigung seiner Charakter- 
eigenschaften am tiefsten yerwundeten. 

Zu allen Zeiten gering, ist die geistige Selbstän- 
digkeit der Menge durch das moderne Zeitungswesen 
noch mehr verringert worden. Wenn nämlich auch 
fOr die Vertretung aller Hauptrichtungen des politi- 
schen Parteilobens thatsächlich in freieren Staatswesen 
gesorgt ist, so kann doch eine individuell selbständige, 
ausserhalb der Parteibestrebungen stehende Meinung 
auf deiQselben Boden der Presse nur äusserst schwer • 
zu Worte kommen. 

Der höchst wichtige Gegensatz und die für den 
Bildungsprocess der Öffentlichen Meinung bedeutsame 
Wechselwirkung zwischen Einzelmeinung und Volks- 
meinung geht demgemäss verloren. Ebenso wenig ist 
SEU erwarten, dass die Öffentliche Meinung als Schianke 
der Farteiausschreitungen sich rechtzeitig äussern kann. 
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Die Presse, welche Alles in den Bereich ihrer 
Kritik zieht, ist sehr empfindlich , wenn, nehen den 
Wohlthaten, die sie spenden kann nnd ausser dem 
von ihr zu hoffoncjen Nutzen, auch auf ihre Schatten- 
seite hingewiesen wird. Diejenigen» welche die Technik 
des Zeitnngswesens am genauesten kennen, und die 
Macht der Presse gelegentlich ihre Gegner empfinden 
Hessen, nehmen am meisten Anstand, die formalen 
Wirkungen des Zeitungswesens zum Gegenstand einer 
tadelnden Kritik* zu machen , weil sie die Wucht der 
Feindschaften kennen , die sie sich zuziehen würden, 
wenn sie die Mängel der Tagespresse aufdecken wollten. 

Die Presse selbst kann gelegentlich in einen un- 
mittelbaren Gegensatz gegen die Öffentliche Meinung 
treten , ohne dass sie alsdann immer der Pflicht sich 
bewusst würde, nun auch ihreraeits der so rückhaltlos 
empfohlenen Yolksstimme irgend eine Nachgiebigkeit 
JEU erzeigen. Unzweifelhaft lässt' sich behaupten, dass 
die Volksmeinung in allen gesitteten Staaten geschlecht- 
lich und wirthschaftlich unsittliche Anzeigen, die An- 
empfehlung eines wucherischen Geschäftsbetriebes, die 
Ausbietung von schwindelhaften Geheimmitteln und 
Aehnlichcs entschieden verwirft. Dieselben Blätter 
jedoch, die jederzeit bereit sind, ein strenges Sitten- 
gericht über politische Gegner abzuhslten, nehmen 
keinen Anstand, um des Geldgewinnes wegen Annoncen 
abzudrucken, die allgemein verwerflich sind, und sich 
damit zu entschuldigen, dass solche Unsitte fast allge- 
mein geflbt wird. Dass hier in jedem Lande ehren- 
volle Ausnaliuien vorkommen, versteht sich von selbst. 
Gewiss ist aber auch die Wahrnehmung festzustellen. 
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dass gegenüber der Parteipresse zwischen der Macht 
der Volksaieinuiig in England and derjenigen in con- 
tinentalen Staaten ein wesentlicher Unterschied obwaltet. 

Man kann nicht sagen , dass die Tagespresse in 
der Mehrzahl der Staaten sich eines andern Abhängig- 
keitsverhältnisses als de^enigen zu ihrer Partei tind 
eines anderen Zieles, als der Vergrösser ung ihres politi- 
schen Einflusses durch Wachsthum ihres Leserkreises 
bewusst zu sein pflegt. Sie ist daher in der Gogeji- 
wart nicht sowohl Organ der Öffentlichen Heinong als 
vielmehr Darstellung des Uebergewichts , das in nicht 
wenigen Staaten der Parteigeist über den Gemein- 
geist des Volkes bereits erlangt hat. Die Presse 
macht die Öffentliche Meinung in der 
Mehrzahl der Fälle. Schwer würde es sicher- 
lich sein, das Vorhandensein einer Volksmeiaung zu 
erweisen, die sich unabhängig von jeglicher Vertretung 
in der Presse zu behaupten vermochte. Ohne allen 
Zusamriiciiliang mit der Presse haben sich in neuerer 
Zeit nur in den grossen Centren mancher Städte 
Bewegungen politischer Art vollzogen, die von der 
Tagespresse entweder nicht bemerkt, oder nicht geför- 
dert worden sind. Beispiele dieser Art liefert die 
amerikanische Staatspraxis. Die Knownothing- 
Partei war zu überraschender Bedeutung gelangt, 
ehe die l^esse in New-York davon Notiz genommen 
hatte, und in dem Wahlfeldzuge von 1856 hatten fast 
alle Tagesblätter dieser Stadt für Eremont Partei 
genommen, der zur allgemeinen Ueberraschung nur 
eine unbedeutende Anzahl von Stimmen bei seiner 
Präsidentschaftscandidatar erhielt. 
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Aneh nach der moralischen Seite wird das Volks- 
leben dnrch die herrschend gewordene Sitte der Ano- 
nymität nicht weuig beeiutiächtigt. Die Presse, die 
ihr geschichtliches Dasein gerade in dem Gegensatz 
gegen die heimliche Staatspraxis begrandete, die Presse, 
als die wichtigste Gnnidlage des alles ergreifenden 
Geistes der Oetleutlirlikeit, bekennt sich selber in ihrer 
Einrichtung zn der £egel des Geheimnisses. Und 
doch ist das Anfireten namenloser Schriftsteller gegen- 
über dem lesenden Publicum kaum anders zu be- 
urtheilen, als wenn etwa in einer öffentlichen Ver- 
sammlang die Praxis herrschend wäre» alle Bedner in 
einer Maske , gleich antiken Schanspielem oder gleich 
den in strenger Zellenhaft gefangenen Sträflingen, er- 
scheinen zu lassen. Vom Standpunkt einer Presse, 
die Ton der Staatsregiemng nach allen Seiten hin an- 
gefochten und gehindert wird, lässt sich die Anonymität 
als unentbehrlich behaupten, wenn es darauf ankommt, 
Tbatsachen zn erfahren, die der Oeffentlichkeit ohne 
genügenden Gmnd vorenthalten bleiben, Männer als 
Gebülfen zu gewinnen, die sich vor der OelTentlichkeit 
scheu zurückziehen würden und endlich Mittheilungeu 
zu yerwerthen, die in ihrer Form unbrauchbar sind, 
Tom Bedacteur also erst umgearbeitet werden mnssten. 
In freien Staatswesen hingegen ist die Anonymität, als 
Bogel genommen, vorwiegend uachtheilig für die 
Interessen des Publicums und für die Bildung der 
Öffentlichen Meinung. 

In erster Linie erscheint es überall dem Gerechtig- 
keitsgefühl entsprechend, dass solche, die öffentlich 
Kritik üben, auch ihrerseits einer Entgegnung sich 
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anssetsen. Um so nOthiger u/t diese persOnUche Ver- 
antwortlichkeit auf dem Boden der Offentliclien Moral, 

als einerseits die juristische Verantwortlichkeit des 
Bedacteurs dem Stra^g;esetzbach gegendber vielfeush zu 
weit ausgedehnt worden ist nnd thatsachUeh eineYer- 
theidigung öffentlicher Interessen gegen die Ent- 
stellung wichtiger Vorgänge durch den sogenannten Be- 
richtigungszwang nicht ermöglicht wird. Aosserdem 
kommt in Betracht, dass der Werth einer in den Zeit- 
nugoii geäusserten Meinung ganz wesentlich bedingt 
ist durch den Charakter der schreibenden Person. Dies 
gilt unzweifelhaft von solchen Gegenständen, deren Be- 
urtheilung ein bestimmtes Mass von Erfohrung oder sach- 
verständige Kenntnisse erfordert, nächst dem auch bei der 
Abschätzung des Gewichtes, welches der zur Wahrong der 
Öffentlichen Moral nothwendigen Büge zukommen wfirde. 

Nicht nur der Inhalt, sondern auch die Form 
der Darstellung würde gewinnen, wenn jeder Autor in 
der Kegel die persönliche Verantwortlichkeit fOr seine 
Meinungen zu tthemehmen hätte , während es sehr 
wohl möglich bliebe, die strafrechtliche Verantwortlich- 
keit vor den Gesetzen dem Kedacteur allein aufzuerlegen, 
der als Censor aller widerrechtlichen Fablicationen haft- 
bar erklärt werden konnte. Endlich würde durch den 
Ornndsatz der moralischen und literarischen Verant- 
wortlichkeit die journalistische Begabung ein erweitertes 
Feld der Beth&tigung finden kOnnen ; grosse Zeitungen 
konnten sich bemflhen, diejenigen Männer rechtzMtig 
für sich zu gewinnen, die in kleineren Verhältnissen 
ihre Hefähigung als Tagesschriftsteller, Berichterstatter 
und Kritiker erwiesen haben. 
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Der zwar nicht augenscheinlich hervortretende, 
aber doch nicht unbedeutende Nachtheil der Anonymität 
best^tdaiin» dass die gesellschaftlichen Yerkehissitten 
der besseren YolksUassen durch den rCLckBiclitslosen' 
Ton anonymer Zeitungsfehden nach und nach ver- 
schlechtert werden und auch die Discussion im persön- 
lichen Verkehr sich mehr und mehr dem Grund- 
sätze der Waffengleichheit entzieht. Anonymitftt er- 
schwert die 'Unterscheidung zwischen dem was herr- 
schende Meinung im Volke ist und dem was dasPar- 
teünteresse oder ein Schriftsteller von unbekannter 
Beobachtungsgabe dafür ausgibt. Nicht wenige Leser 
glauben, dass hinter anonymen Meinungsäusserungen 
ein bedeutender Mann stehe, ein J^Orst im Beiche 
der Gedanken, der Incognito zu reisen wünscht, um 
sich den lästigen Huldigungen seiner Bewunderer zu 
entziehen. Aus diesem Grunde wird anonymen Artikelu 
durch die Einbildungskraft, oder durch gelegentlich 
ausgesprengte Gerfichte eine Wichtigkeit beigelegt, die 
sie in Wirklichkeit nicht haben. Dergestalt vorge- 
tragene Meinungen Jünden Abnehmer, die ihnen sicher- 
lich fehlen wfirden, wenn man wOsste, dass die Ano- 
nymität in der grossen Unzahl ihrer Verwendung der 
Wahrheit dadurch nahe kommt, dass es sich um die 
Verhüllung dieser Thatsache handelt: der anonyme Schrei- 
ber ist regelm&ssig ein Mann ohne literarischen 
Namen und ohne politische Erfahrung. Wenn 
auch das Recht der Anonymität von Staats wegen nicht 
zu unterdrücken ist, so sind es doch heute vorzugs- 
weise die politisch fireiesten Länder, wie England und 
Amerika, in dienen Torurtheilslose Staatsmänner es 
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offen anerkeunen, dass die Anonymität den Process der 

öffeutlicheu Meiuuugijbildung in Verwirrung bringt und 
die UebuDg einer gegentheiligeu Praxis im höchsten 
Haasse wttnsclienswerth wäre. 

Schädlicher als in der unabhängigen Presse wirkt 
die Anonymität in der amtlichen oder halbamtlichen 
Presse der Staatsregiernngen, soweit diese aus öffent- 
lichen Mitteln nnterstCltzt und mit boTorzugten Kaeh- 
ricliten versorgt wird, vorausgesetzt, dass' es sich da- 
bei nicht bloss um Publicatiou von Regieruiigsanord- 
nungen, oder um Constatirang amtlich wichtiger That- 
sachen in solchen Blättern handelt. Die Wahruehmungr, 
dass Staatsregieiungcn ausser »Stande sind, angesehene 
Männer zu linden, die rückhaltlos und offen unter ihrer 
persönlichen Verantwortlichkeit die Ansichten derselben 
▼or dem Pablicum vertreten, wirkt der Antorität der 
Staatsverwaltung entgegen. Die amtlich unterstützte 
Begierungspresse hat in der Mehrsahl der Fälle die 
öffentliche Meinung gegen sich, wenn sieh nicht in 
der unabhängigen Presse gleichzeitig Stimmen vernehm- 
bar machen, die der von jeuer verfochtenen Sache 
günstig sind. Glaubt man hinter dem Schleier der 
Namenlosigkeit bei unabhängigen Blättern oft mit Un- 
recht bedeutende Männer vermuthen zu dürfen, so 
macht sich im gleichen Falle bei der abhängigen Presse 
eine entgegengesetzte Auffassung geltend* Die Charak- 
tereigenschaften, die in der Presse halbfreier Staaten 
uothwendig sind, wo Schriftsteller wegen geringfügiger 
Verstösse mit Pressprocesseu sich bedioht sehen, sind 
hier entscheidend, um das grössere Ansehen unab- 
hängiger Schriftsteller zu erklären. Solche Literaten, 
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die die Gefahr eines Pressj^rocesses übernehmen, sind, 
auch wenn sie zu den staatsfeindlichen Parteien ge- 
boren, in ihrer gesellschaftlichen Stellung immer höher 
angesehen als Schriftsteller, die man von der Regierung 
geistig abhängig und gegen etwaige Verfolgungen ge- 
schützt glaubt. Der Einfloss auf die öffentliche Mein- 
ung ist daher in beiden Fällen ein nngleicher. Es 
wäre zwar thöricht, einem Tagesschriftsteller lediglich 
deswegen einen Vorwurf zu machen, weil er für eine 
bera&mftssige Arbeit seine Besoldang nicht ans den 
Händen eines Gewerbetreibenden, sondern aus dem 
Säckel des Staates bezieht. Die Vorstellung jedoch, 
dass die Mitarbeiter an den Organen der amtlichen 
Presse selten ein Princip zu verfechten pflegen, son- 
dern von Fall zn Fall jede Massnahme ihrer Auftrag- 
geber zu rechtfertigen haben, entschiedene Missbilligung 
nirgends aussprechen dürfen und auch nicht einmal 
schweigen können, wo ihre Feder gebraucht wird, raubt 
ihrer schriftstellerischen Wirksamkeit das moralische 
Ansehen und mit diesem den Einliuss auf das Volk. 

Treten alsdann in der halbamtlichen oder amt- 
liehen Presse noch dieselben Erscheinungen hervor, die 
in der Parteipresse schlechterer Grattung üblich sind, 
findet man in jener densellion Grad persönlicher Ge- 
reiztheit gegen Andersdenkende, ungenaue Darstellungen 
thatsächlieher Vorgänge, Ungerechtigkeit in der Be- 
urtheilung anerkanuter Leistungen, Verschweigung be- 
deutenderer Kundgebungen der Oi)position , so ist alle 
Wahrscheinlichkeit vorhanden, dass die fiegierung durch 
eine von ihr abhängige Presse auf Kosten des Staates 

nur die Zwecke ihrer Gegner fördert. Dieselbe Staats- 

8 
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regiening, die, wo sie handelnd und befehlend auftritt, 
Gehorsam findet uud allgemein gefürchtet ist, erlangt 
keinerlei Gehör, wofern sie mit denselben Mitteln, die 
sie in der nnabbängigen Presse misstraniseb ftberwachen 
lässt, sich auf dem Gebiet der Meinungen Anhänger 
za erwerben sucht. Sie bewirkt damit nur^ dass die 
Besorgniss» zu den geheimen Meinangsagenten der 
. Staatsregierung gezählt zu werden, nnabbängige Männer 
davon abhält, in der politischen Literatur die Ver- 
tretung von Ausichten derselben Kichtung zu über- 
nehmen. In der Mehrzahl der continentalen Staaten 
ist die öffentliche Meinung, die yon allen unabhängigen 
Parteiblättern übereinstinuneud vertreten zu sein pflegt, 
den Kundgebungen der amtlichen und halbamtlichen 
Presse ungflnstig gestimmt, und vielfiMh besteht der 
möglicherweise TöUig unbegründete, aber doch für die 
Ausgestaltung der Volksmeinung sehr einflussreiche, 
selten zn beweisende und ebenso s^ten zu widerlegende 
Verdacht, als ob die in der amtlichen Presse geäusser- 
ten Meinungen mehr, als anderswo, das Werk der Be- 
stechung, der geheimen Einflüsse oder einer unwider- 
stehlichen, in geistigen Bingen ungehörigen Oberbefebls- 
haberschaft darstellen. Ist ein solcher Verdacht ein- 
mal weit verbreitet, so genügt sein Dasein ohne alle 
Bücksicht auf seine Berechtigung, den leitenden Ein- 
flnss der Begiemngsmeinong auf ein niedriges Maass 
herabzusetzen. 

Wie die französische Pressgesetzgebung in anderen 
Europäischen Gesetzgebuugeu eine oft gedankenlose 
Nachahmung fand, gerade so verhält es sich mit 
den Mitteln der Ptessrerderbniss, die das zweite 
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Kaiserihiim Torzugsweise in Anwendung zu bringen 

verstand. 

Im grossen Ganzeu wird das Urtheü über den 
Znstand der Yolksmeinnng in bestimmten Ländern im- 
mer znsammenfollen mit dem IJrtheil tlber die Lei- 
stungsfähigkeit und moralische Tüchtigkeit der Tages- 
presse. Trotz zahlreicher Anklagen und Verfolgungen 
von Seiten bestimmter Staatsregiernngen kann die Presse 
einen hohen Eutwickelungsstand einnehmen und als 
ächte Vertretung der öffentlichen Meinung gelten. Trotz 
zahlreicher Begünstigungen Ton amtlicher Seite kann 
sie sehr schlecht geartet sein. Nii^nds aber hat sich 
bisher gezeigt , dass die amtliche oder halbamtliche 
Presse eine höhere Stellung im geistigen Leben der 
Nationen eingenommen hatte, als die von ihr bekämpfte 
Parteipresse. 

Die einseitige Regierungspresse ist naturgemäss 
das Gegenstück der einseitigen Parteipresse, wenn man 
nicht, was ebenso berechtigt sein kann, sie als eine 
Art Gesindepresse im Dienst einzelner Ministerien an- 
sehen will. 

Soweit die Presse der herrschenden Stimmung im 
Yolke und den Ansichten leitender Männer ohneBflek- 
sicht auf deren Parteist ellun g, Ausdruck gibt, 
wird jedermann den Dienst würdigen , den sie nicht 
nur dem Staatswohl, sondern auch dem künftigen Ge- 
schichtsschreiber zu leisten vermag. Anders aber ver- 
hält es sich mit der Wirksamkeit solcher einseitigen 
Parteipresse, die ihren Machtgelüsten zur Herrschaft 
ZU verhelfen sucht, indem sie SchUigwörter ihres Pro- 
gramms als allein berechtigte Staatsrechtsdogmen ver- 
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kündet, die Gegengrflnde ihrer politisclieii Wdersaclier 

ei u fach todtschweigt, eine ohrliche Polemik verschmäht, 
die zu ihren Uugonsten s]>iecheaden Verhältnisse ent- 
weder ans Unachtsamkeit übersieht oder vers&tzlich 
▼erschweigt, die Absichten oder Bestrebungen Anders- 
meinendcr anschuldigt, den persönlichen Werth aller 
ausserhalb des l*arteigetriebes verharrenden Männer 
herabsetzt nnd. die Urheber ihrer eigenen AusfOhnuigen 
nnter dem Plnralis derMigestat einer anonymen Litera- 
tur verl)irgt. 

Die einseitig in ihren Parteidoctriuen befangene 
Tage^presse ist durch ihre Natnr verhindert» die 0 f f en t- 

■ 

liehe Meinnng da anznerkennen , wo dieselbe der 

Verwirkiichunij^ der bisher verfochtenen Partcigrund- 
, Sätze entgegensteht. Sie wird, je nach dem Interesse 
des Tages, der öffentlichen Meinnng ohne Bflcksicht 
auf deren inneren Werth, entweder Huldigungen dar- 
bringen oder Vorbehalte entgegensetzen , keinenfalls 
aber zur Läuterung, Klärung und Befestigung der 
Öffentlichen Meinung unabhängig vom Parteünteresse 
irgend etwas beitragen. 

Selbst solche Männer, die grundsätzlich dem Sy- 
stem der englischen Parteiregierung und des englischen 
Parlamentarismus ihre Stimme leihen, selbst diejenigen, 
die die Lehren der Volksfivihcit auf das Entschiedenste 
vertheidigt'n, haben sicli verpflichtet gefühlt, heutzutage 
auf die Gefahren der in der Parteipresse waltenden 
Einseitigkeit gegenüber dem Aufklärungsbedfirfhiss und 
dem gesicherten Üesttindo der öH'eutlicheu Meinung hin- 
zuweisen. 

Besondere Beachtung verdient, was LordBroag- 
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harn in seiner Darstellung des Englischen Verfassongs- 
rechtes angesichts jener Presse sagt, die nach ihrer 
technischen Vollkommenheit, nach dem Masse gesetz- 
licher Freiheit, nach dem Gewicht des von ihr be- 
thätigten moralischen Verantwortlichkeitsgefühls den 
ersten Bang einnimmt: 

„Die Folge des Missbrauchs der Presse ist eine 
zweifache. Oft wird der öffentlichen Meinung eine 
falsche Bichtang gegeben, die lange genng andauert, 
am der Annahme wichtiger Massregeln Verzögerungen 
in den Weg zu legen oder sogar einen dauern- 
den Eindruck in der Denkweise des Volkes hervorzu- 
bringen. 

Noch hftufiger werden der Pflichterfüllung von 

Seiten der Minister und Volksvertreter dadurch Hinder- 
nisse bereitet, dass innerhalb der Wählerschaften und 
solcher BevOlkerungsklassen, deren ünterstutzung er- 
wartet werden dürfte, Aufregung und Lftrm hervorge- 
rufen wird. Weder Massnahmen noch Männer finden dann 
die ihnen gebührende Waffeugleichheit in der Dis- 
cussion. N&hme das Volk wirklich nach reiflicher 
Erwägung die ihr vorgetragenen Grundsätze an, so 
könnte man sich darüber nicht beschweren, denn das 
wäre nur eines unter den Ergebnissen einer freien und 
Yolksthfimlichen Begierungsweise. Wordber wir uns 
aber mit gutem Grunde beschweren müssen, ist die 
Wirkung, die vo n sehr wenigen Personen her- 
beigeführt wird, die um den Zwecken ihrer 
GOnner zu dienen, das Volk irre leiten, in- 
dem sie durch grundlose Aufiihruiigcn in betrüge- 
rischer Weise irrthümliche Meinuugen im Volke er- 
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zeugen oder dasselbe durch wohl überlegten Terrorismos 
zum Starrsinii anreizen . . 

Die gefiUiTlieliste Gesellschaft politischer Sophisten, 
deren Treiben zur Verderb niss öffentlicher Zustände in 
der Gegenwart mehr beizutragen vermag, als die alten 
Sophisten auf dem Markt zu Athen, wo es ihnen ge- 
lang die alte Demokratie zu zerstören, findet heute ihre 
Zuflucht in der Tresse und verbirgt sich unter dem 
Deckmantel der Anonymität, ohne jene Verantwortlich- 
keit zu tragen, die der antike Demagoge durch seine 
Bhetorik fihemahm. Die Schädlichkeit, die durch dieses 
System in weiten Kreisen verbreitet wird, gereicht keiner 
bestimmten i'artei zum besonderen Vorwurf. Staats- 
männer, die sich üher die hergehrachte Anonymitat 
beschweren, leisten ihr selber Vorschub, indem sie 
durch Zwischenpersonen ihre Ansichten in die Presse 
tragen lassen, ihren Unwillen und ihre Sympathien ab- 
wechselnd abhängigen, dienstbereiten, politisch nnselb- 
ständigen und geistig unbedeutenden Menschen inspiriren 
und das von ilinen gertigte Unwesen in sogenannten 
Begierungsblättem nachahmen. 

Die Pressgesetzgebnng der continentalen Lftnder, 
die in unüberlegter Weise dem französischen Muster 
folgte und es vera])sriumte , für das Ueberwachen des 
politischen Lehramts in der periodischen 
Presse dieselben wissenschaftlichen und moralischen 
Garantien der Befähigung an die leitende Stellung der 
Zeitungsredaction zu knüpfen, hat diese fehlerhafte 
Entwickelung yerarsacht, gestützt von der Bondes- 
genossenschaft einer den wirklichen Verhältnissen nicht 
entsprechenden, meistentheils egoistischen Strafgesetz- 
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gebnng) die es nicht vermochte, in der Presse hin- 
reichend zu unterscheiden zwischen der boshaften Ver- 
leamdnng Ton PiiTatpersonen und der entschuldbaren 
Flüchtigkeit, die im Beruf des Tagesschriftstellers hftnfig 
uiiveniicidlich ist und im guten Glauben eine objectiv 
nicht berechtigte Kritik übt. Die Geßihrdung wahr- 
heitsgernftsser nnd ehrlicher Meinungsbildung im Volke 
wflrde keine so grosse sein, wenn eine mit ttlchtigen 
Kräften ausgestattete Parteipresse der öffentlichen Dis- 
cussion ausschliesslich zur Vermittlerin diente und 
neben den Tagesblättem, wie in England, eine grossere 
Anzahl weit yerbreiteter Wochenblätter bemüht wäre, 
das Unwesentliche aus den Tagesereignissen auszuscheiden 
und die wichtigen Ereignisse in geordnetem Zusammen- 
hange der ruhigeren Prüfung des Lesers vorzuführen. 

Wenn heut zu Tage in continentalen Ländern so 
häufig von der Fälschung der öffentlichen Meinung 
die Bede ist und eine ächte Meinung des Volkes der 
fiilschen Meinung gegenübergestellt wird, so geschieht 
dies vornehmlich im Zusammenhang mit der Thatsacho, 
dafis gewisse Blätter entweder von der Staatsregierung 
zur Ausstreuung Ton Meinungen und Thatsachen ge- 
braucht werden, oder sich den glaubhaften Ansehein 
geben, von leitenden Staatsmännern durch tliatsäch- 
liche Mittheilungen begünstigt zu sein. Nicht wenige 
unter den. charakterschwachen Lesern solcher BiAtter 
eignen sich politische Mdnungen nnr deswegen an, 
weil sie glauben, in gewissen Zeitungen die Ansicht 
der Staatsregierung zu finden, der sie sich in ihrem 
eigenen Interesse, aus Eigennutz oder aus Unterwürfig- 
keit zu folgen verpfliclitet halten. Gelänge es einer 
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Staatsregiemng, auf solchem Wege eine Öffentliche 

Meinung in einer politisch unreifen Bevölkennig zu 
erzeugen, so wäre das erreichte Besultat jedenfalls 
werthlos. W&re eine solche Meinung an sich richtig, 
so wäre sie doch ohne moralische Kraft, weil ihr die 
Grundlage des eigenen Denkens und der Selbständigkeit 
im Volke abgeht. Wäre sie falsch, so trüge die Ko- 
gierung überdies die Verantwortlichkeit dafftr, dass der 
geistige Entwickelnngsgang des Volkes durch ihre 
eigene Autorität gehemmt würde. 
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Die Attijgiabe des Staats gcgenfiber der Offeut- 

liehen Meiniuig. 

Es ist undenkbar, dass in irgend einem Gultur- 

Staate der öffentlichen Meinung jede Bcthätigung unter- 
sagt sein sollte. Welches Maass von Anerkennung ihr 
aber zu gewähren sei, darüber lässt sich eine allgemeine 
Begel nirgends antisteilen. 

Das au sich wünscheuswerthe wäre , ohne Rück- 
sicht auf Begierungsweise und Verfassungsform der 
Staaten darin zu finden , dass der Ofiiantlichen Mein- 
ung auf politischem Gebiete hinreichend Zeit belassen 
würde , um sich selbst zu prüfen und innerlich im 
Yolksgeiste zu befestigen , ehe sie endgültig in den 
Wahlen ihre entscheidende Stimme geltend machen 
kann. Die psychologische Aufgabe des Staatsmannes 
ist überall die gleiche. Er hat ohne Rücksicht auf 
auf seine eigene Ansicht sorg&ltig zu prüfen, was 
aus den mannigfiichen Verdunkelungen, Vüdersprüchen 
und Irrthümern, die die Aeusserungen der Parteimein- 
ungen umgeben, als wahre und wirkliche Meinung des 
Volkes zu ermitteln ist. Ihm liegt es ob, zu erkenneui 
ob dies Ergebniss der Cffentlichen Discussion erheblich 
beeinfiiisst war durch ungewöhnliche Erregungen und 
Leidenschaften, also in seinem intellectuellen Werthe 
beeinträchtigt ist. Damach wird er sein eigenes Ver- 
halten einzurichten haben: entweder unter Aufopferung 
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seinor eignen Stellung den Forderungen der Volks- 
nicinung Widerstand leisten und anderen die Verant- 
worüicbkeit aberlassen, wo er schwere Nachtheile fOr 
den Staat zu besorgen glaubt» oder im Smne eines 
Aufschubes wirken , um durch Vertaj^ung wichtiger 
Entscheidungen eine nochmalige Untersuchung zweifel- 
hafter Fragen zu ermöglichen, oder sich im rechten 
Augenblick nachgiebig erweisen. Zwei andere Mög- 
lichkeiten, die von der alten Staatspraxis angerathen 
wurden, sind für die heutige Zeit ausgeschlossen. Die 
Öffentliche Meinung kann auf die Dauer weder unbe- 
achtet bleiben , noch auch gewaltsam unterdrückt 
werden. Hegel sagt in seiner Kechtsphilosophie mit 
fiecht: 

,»In der öffentlichen Meinung ist alles Falsch und 

Wahr, aber das Wahre in ihr zu finden, ist die Sache 
des grossen Mannes. Wer, was seiue Zeit will und 
ausspricht I ihr sagt und vollbringt, ist der grosse 
Mann der Zmt.« 

Wäre es mit den Mitteln, über welche der abso- 
lute Staat ehemals verfügte, heute noch möglich, alle 
Aensserungen der öffentlichen Meinung gewaltsam 
niederzuhalten oder die entschieden dargelegte Yolks- 
ansicht dauernd unbeachtet zu lassen, so würde das 
Besultat, zu dem solche Staatsmaximen hinführen, kein 
anderes sein als dieses: entweder eine gewaltsame 
Auflehnung gegen schwache Regierungen, herror- 
gegangen aus der Verzweiflung an der Möglichkeit 
dringend begehrter Beformen, oder die allmfthlige Ab- 
stumpfung des Yolksgeistes, nachdem dessen Thätigkeits- 
bedürfniss aus dem öffentlichen Leben verdrängt wurde. 
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Welche Entscheidung aber auch iu jedem ein- 
zelnen Falle in freien Staatswesen gegenüber dem 
jeweiligen Stand der Öffentlichen Meinung zu treffen 
sein mag, iiuiiior wird es eine wichtige Aufgabe der 
Staatsregierung sein, die öffentliche Meinung nicht nur 
ungehindert walten zu lassen» sondern auch recht- 
zeitig zu erkennen, sobald sie thatsftchlich ihren 
Bildungsprocess vollendet hat. 

Jene Möglichkeiten, die das Verhalten der Ke- 
gierungsorgane zur Yolksmeinung andeuten, beruhen 
auf der Voraussetzung, dass die Staatsregierung eine 
ihr gegnerische Stimmung vorfand. Aber auch der 
andere Fall ist denkbar: Die Staatsregieruug kann im 
Kampfe gegen politische und kirchliche Parteien die 
öffentliche Meinung auf ihrer Seite haben. Von der 
richtigen Prüfung und Erkenntniss der öffentlichen 
Meinung h&ngt der Erfolg ab, wenn es gilt, die 
Wahlkammer nach ihrer Auflösung durch eine Volks- 
vertretung mit veränderten Majoritäten zu ersetzen. Die 
• ütl entliehe Meinung kann die Bundesgenossin der 
Staatsregierung werden, wenn es gilt, einer Entartung 
und Verirrung des Parteiwesens entgegenzuarbeiten. 

Denkt man sich die Volksmeinung völlig ab- 
hängig von der Tagespresse, und diese lediglich wirk- 
sam f&r Parteizweoke, so würde eine unmittelbare^ 
durch Kammerauflösung wirkende Beziehung der Re- 
gierung zu den wählenden Volksmassen iu constitutio- 
nellen Monarchien unmöglich sein. 

Staaten, die auf repräsentativen Ein- 
richtungen beruhen, haben daher das gleiche 
Interesse und die gleiche Aufgabe: der 
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Volksmeinuii g nicht nur ungehinderte Dar- 
legung ihres Urtbeils zu gewähren, sondern, 
was im der heutigen Zeit,' Tiel wichtiger 

geworden ist, die Mittel sn ihrer freien 
Ausbildung zu verschaffen und anzubieten. 

Es, genügt also nicht, die Crründe erkannt zu 
haben, aus denen die öffentliche Meinung in ein schäd- 
liches Abhängigkcitsverhiiltniss von der Tagespresse ge- 
rathen ist. Die Fia^^c muss vielmehr gestellt werden: 
ob es iigend noch Mittel gebe» die Selbständigkeit und 
Unabhängigkeit des yolksthflnilichen ürtheilsyennOgens in 
politischen Dingen wieder herzustellen? Ein Volk, das zur 
Selbstverwaltung seiner eigenen Angelegenheiten 
in Gemeinde und Staat befähigt sein soll, muss auch 
im Stande sein, eigen geistig seine Wahrnehmungen und 
Beobachtungen zu richtigen Schlussfolgerungen zu ver- 
werthen. Das denkbar grösste Unheil wäre es sicher- 
lich, wenn auch die Anwendung der Yerwaltungietgesetae 
Ton dem Partei^nflnss der Lokalblätter abhängig ge- 
macht würde; eine Besorgniss, deren Berechtigung im 
Hinblick auf die Administration mancher Grossstädte, 
Yomehmlidi in der Nordamerikanischen Union, 
nicht ganz von der Hand zu weisen ist. 

Obschou die örtliche Vereinigung einer, durch 
das Wachsthum unserer Grossstädte mehr und mehr 
erschwerten, auf den Grundsätzen demokratischer Wahl* 
berechtiguiig begründeten Lokalverwaltung, mit einer 
mächtigen, ebenfalls in den Hauptstädten contralisirteu 
Farteipresse als höchst bedrohlich bezeichnet werden 
darf, so liegt doch gleichzeitig, so weit die ländlichen 
und kleinstädtischen Verwaltungsbezirke in Betracht 
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kommen, gerade in der S e l b s t v e r w a 1 1 u ii g s p r a x i s 
selbst schon die Hindeutung auf eines derjenigen Mittel, 
wodurch die geistige Unabhängigkeit der Staatshaiger 
gegenflber den Herrsehaftsbestrebungen der Farteipresse 
gewahrt werden kann. 

Bisher hat man nicht gehöH, dass die englische 
Presse, die zeitweise Ministerien eingeschttchtert hat, 
dnrch ihr Eingreifen die Verwaltung der Oity von 
London im entferntesten so beeinträchtigt hätte, wie 
das gelegentlich durch die herrschenden Strömungen 
der Tagesmeinnng bei der Verwaltung von New-Tork 
geschah. Durch tägliche Geschäftsübung geschult, an 
selbständige Prüfung vorliegender Thatsacheu gewöhnt, 
zur Bechenschaftslegung angehalten, ihre Beobachtungs- 
gabe übend, werden die in der Selbstverwaltung thfttigen 
Elemente des Volkes nicht nur die literarische Inter- 
vention anonymer Personen in ihr eigenes Gebiet 
auf den wirklichen Werth zurflckzufOhren wissen, 
sondern auch gleichzeitig die Bedeutung deijenigeii 
Kritik besser würdigen , die sich gegen den Gang der 
allgemeinen Staatsangelegenheiten, gegen Krone, Mini- 
sterium und Volksvertretungen richtet. Ohnehin fehlen 
der kleineren Presse auch die geistigen Kräfte, die 
erforderlich wären, um ausserhalb der (Jrossstädte einen 
nachhaltigen EinÜuss auf den Gang der Selbstver- 
waltungsgeschäfte auszuflben. 

Der Üeberroaeht der Tagespresse über andere Fac- 
to ren der oHentliclien Meinung ergab sich allmählig 
aus den Traditionen willkürlicher Censur, aus der 
üngebflhr engherziger Pressprocesse, aus den Erinner- 
ungen an das strafprocessualische Martyrium, dem die 
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fr«i6 Heinungsäiissertiiig in despotisch regierten Staaten 
oder unter dem System des Scheiucoustitutioualismus 
auagesetzt war. 

Geschichtlieh dllrfte wohl erwiesen sein, dass die 
Volksmenge trots des juristisch correkt gehandhabten 
Formalismus der Processformen , in dem Kampfe der 
Staatsregierungen gegen die AusschreituDgeu der freien 
Bede, meistentheils doch su Gunsten der Kritiker Partei 
nimmt und die öffentliche Meinung durch ihr eigenstes 
Wesen getrieben wird, sicii auf die Seite der gegen 
die physische Macht der Gewalthaber aniingenden 
Kritik zu stellen. Die Öffentliche Meinung der Ver- 
gangenheit war auf dem Contiuent grundsätzlich 
gegen die Regierungen gestimmt. 

Nach dem Aufkommen staatsfeindlicher Parteien, 
die die Freiheit der Meinungsäusserung nicht fftr das 
öffentliche Wohl ausnützen , sondern im Sinne des 
Meinungsterrorismus handhaben, ist zu erwarten, dass 
die schädlichen Wirkungen der Parteipresse in dem- 
selben Maasse yerringert werden können, als sieh in 
breiten Schichten des Vollies die durch politische 
GeschaftsfOhruDg iu self-govemment, durch geistige 
Arbeit erworbenen Meinungen in Verwaltungs- 
handlungen umsetzen. 

Indem der Staat alle Organisationen der Selbst- 
verwaltung und des korporativen Lebens kräftigt, er- 
reicht er weitaus mehr, als eine nur ftusserliche Ent- 
lastung seiner eigenen Arbeitskräfte. Er gewinnt ein 
höheres Maass von Freiheit für die Bethätigung seiner 
centralen Macht, in dem er mittelbar auch das Ver- 
ständniss seiner eigenthflmlichen Au^be innerhalb 
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solcher Kreise befördert, die erfahren haben, dass die 
Zauberformeln der Parteidebatte zwar als weithin 
tönender Schlachtruf das Nahen des Feindes Terkftnden, 
aber fftr die Entscheidung von Streitfragen eine ge- 
rechte Entscheidung nicht verbürgen können. Jeden- 
fsiXla wird es jedoch wahr bleiben, dass die Selbst- 
yerwaltnng der Ortsverb&nde bestimmter Staaten 
nm so mehr erschwert wird, je stärker sich im Za- 
samraenhang mit ccntralistisch wirkenden Parteien die 
kleine Lokalpresse entwickelt hat. Und umgekehrt lässt 
sieh nicht verkennen, dass ein Theil der praktischen 
Einwirkungen, die die Englische Presse seit Jahr- 
hunderten auf den Gang der Staatsangelegenheiten aus- 
geübt .hat, auf den Umstand zurückgeführt werden 
musSy dass in ihrer Mitarbeiterschaft stets ein literari- 
sches Element vertreten war, das in dem Englischen 
Belf-government ein gewisses Maass praktischer politi- 
scher Erfahrungen einzusammeln Gelegenheit fand und 
e1)en deswegen der absoluten Universalherischaft rein 
doctrinärer Abstraktion in der Presse entgegen zu 
wirken vermochte. 

Kur eine langjährige Eingewöhnung des Volkes 
in die Selbstverwaltungspraxis konnte flbrigens ermög- 
lichen, dass jenes geistige Gleichgewicht in der politi- 
schen Debatte wieder hergestellt wird, ohne dessen 
Vorhandensein die Öffentliche Meinung in Staatsange- 
legenheiten keinen Werth hat. Und selbst dann wäre 
zur Ermöglichung grösserer politischer ßeife immer 
noch vorauszusetzen, dass das Volk noch nicht von der 
blind geglaubten Autorität der ParteipressO seines orga- 
nischen Zusammenhangs beraubt, in seinen Denkorganen 
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noch nnbMcbftdigt , in seinem Beehtssinn nocli nnrer» 

letzt geblieben ist. 

Im Hinblick auf solche Voraussetzungen muss 
der Zweifel entstehen, ob die Verbreitung der bisherigen 
Elementarbüdnng neben gleichseitiger Hemmung der 
politischen Bildung im Volke und neben der Ausübung 
einer sich stets weiter ausbreitenden Lokalparteipresse 
als ein wirklicher Yortheil für den Staat anfgefiisst 
werden kann. 

Schwerlich dürfte der Satz widerle^^t werden können, 
dass die Benachtheüignng des Volkslebens überall da am 
grossesten sein muss, wo die der Staatscultur feind- 
lichen Parteien den günstigen Boden allgemeiner Ele- 
mentarbildung für ihre eigene Zwecke in gescliickter 
Weise auszunützen verstehen. Angesichts der reforma- 
torischen Cnlturaufgaben der nächsten Zukunft könnten 
solche Staaten einen bessern Stand heben , deren Be- 
völkerungsmassen zwar des Unterrichtes bisher entbehrt 
haben, aber dennoch in ihrem Geiste lebenskräftige 
Ueberliefemngen nationaler Einheit und gesellschaft- 
lichen Friedens bewahrten, weil sie den Einwirkungen 
der staatsfeindlichen Presse aus dem einfachen Grunde 
der Lesensunkunde entzogen waren. 

Abgesehen von den XJeberlieferungen des %«ilf- 
(jovernment, das in England Jahrhunderte hindurch auf 
den Geist der Nation gewirkt hatte, bevor das moderne 
Zeitungswesen sich ent&ltet hatte, ist es wahrschein- 
lich nicht bedeutungslos gewesen, dass die englische 
Presse Anfangs keine Volksniasseu vorfand, die der 
elementaren Schulung theilhaftig waren, ohne gleich- 
zeitig an der politischen Yolkserziehung Theil gehabt 
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zu haben; währeud andrerseits in Deutschland die 
Presse schon bei ihrer ersten Entstehung alB Objekt 
ihrer Einwirkungen Yolksmassen Tor&nd, deren politi- 
sche Unreife unter der absoluten Monarchie ebenso 
begünstigt worden war, wie ihre Unterwerfung unter 
den Schulzwang des Staates. 

Bs hatte einen guten Sinn, wenn im XVI. Jahr- 
hundert in protestantischen Gemeinwesen die Volks- 
bildung thatkraftig gefördert wurde, um Christen in 
den Stand zu setzen, ihren Gewissenspflichten zu ge^ 
nUgen, indem sie befilhigt wurden, die Bibel zu lesen. 
Zweifelhaft aber erscheint es, ob es einen gleich guten 
Sinn hat, ohne Vorsorge für Volksbibliotheken und 
politische Fortbildung, ohne staatiidlie Begftnsftigung 
einer Tolksthllmliehen, die politische Erziehung fördernden 
Literatur, mit ungeheuren Opfern einen Boden herzu- 
richten, den eine schlechte, der Entsittlichung Vorschub 
leistende Schriftstellerei und die einseitig nur in ihrem 
Interesse arbeitende Parteipresse ausnützt. 

Dass die politische Bildung des Volkes in den 
modernen Demokratien mit der extensiven Verbreitung 
deir periodischen Presse keineswegs gleichen Schritt 
gehalten hat, ist eine Thatsache, die von tiefer blicken- 
den Männern überall zugegeben wird. Mit Kücksicht 
auf geschichtliche Ueberlieferung wEre man wohl he- 
leohtigt in der Schweiz ein höheres Durehschnitts- 
maass politischer Bildung in den Volksmassen voraus- 
zusetzen. Dennoch erblickte der Bundesrichter Dubs 
in der geradezu erschreckenden und beschämenden Un- 
wissenheit der grossen Masse eine ernste Gefehr für 

die Demokratie. Nicht von den Gegueru, sondern 

9 
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▼OD wohlmeinenden Freunden repräsentativer Staats- 
einrichtungen wird das Gleiche in Beziehung auf Nord- 
amerika,^^) auf Holland und England behauptet, 
obwohl in diesen Staaten die volle Freiheit der Mein- 
ungsäusserung und das Versammlungsrecht seit langer 
Zeit gesichert sind. 

Die Organisation des Yolksschnlwesens ist daher 
nicht blos ans dem Gesichtspunkte der allgemein mensch- 
lichen und beruflichen, der religiösen und kirchlichen 
Interessen der Einzelnen, sondern ebenso sehr im Hin- 
blicke auf die nationalen und politischen Gesammt- 
zwecke des Volkes zu wtkidigen. Insbesondere kann 
die Wichtigkeit eines, den naturgeschichtlichen oder 
naturwissenschaftlichen Sto£[ erweiternden Unterrichts 
sdion aus dem Grunde nicht übersehen werden', weil 
es heut zu Tage wichtiger erscheint, in breiten Schichten 
der Bevölkerung die Gabe der Beobachtung und Wahr- 
nehmung st&rker su pflegen, als dies bisher geschehen 
ist, indem man vielleicht zu eifrig bemüht war, die 
Autorität der Gedächtnisskraft zu pflegen , ohne die 
Selbständigkeit der Urtheilskraft in gleichem 
Ifaasse zu üben. Bie Ffthigkeit des Bücherlesens, die 
im späteren Leben freilich der Entwicklung der Indivi- 
dualität sehr dienlich sein könnte, wirkt in dem niederen 
Volke heute vorwiegend in gerade entgegengesetzter 
Bichtung zur Frei^ebung der eigenen PersOnlidikeit 
an die Knechtschaft der Tagesmeinung. 

War man früher vorzugsweise darauf bedacht, die 
Yolkserziehung zu benutzen, um den blinden Autori- 
tätsglauben an die Berechtigung der absoluten Macht 
in Staat und Kirche zu stärken, so passt eine solche 
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Richtung zu dem Zeitalter der allgemein staatsbürger- 
lichen Gleichheit und dem System des allgemeinen 
Stimmrechts dnrchans nicht. Bas kflnstlich genfihrte 
Autoritätsbedürfniss kann heute nur bewirken, dass die 
Macht der Demagogie und der Parteipresse gesteigert 
irird. Ganz im Gegentheil kommt es hent zn Tage dar- 
auf an, neben der Pflege des geschichtlich Taterlftndi- 
schen Sinnes, auch diejenigen persönlichen Anlagen, 
die zur Bethätigung des ' kritischen Uuterscheidungs- 
▼ermOgens dienlich sind, mehr als bisher zn entwickeln, 
den Sinn für Beobachtung der Thatsachen an den Ton 
der Natur dargebotenen Hilfsmitteln zu schärfen und 
die Selbständigkeit des Charakters za fördern. 

Auch der Ton Bluntschli gemachte , in seiner 
„Politik'* eingehend begründete Yorsehlag einer „B Ar- 
ger weihe" verdient im Zusammenhang mit der Ver- 
besserung unseres Yolksschulwesens eine sorgfältigere 
Prflfnng, als ihm bisher zu Theil geworden ist Schon 
deswegen wäre dies zu wünschen, weil der Werth der 
öffentlichen Meinung nicht blos durch den Grad der 
in einem Volk Yorhandenen Intelligenz , sondern auch 
durch die Beschaffenheit des Yolksoharakteis bedingt ist.^) 

Die Hauptsache bleibt jedoch, dass zwischen den 
wahlberechtigten Volksmassen und den im geistigen 
Leb€(^ fahrenden Mftnnem eine lebendige Wechselwir- 
kung hergestellt werde. Die Erfethrung zeigt leider, 
dass das iiedürfniss politischer Volkserziehung in den 
höheren Gesellschaftsklassen selten gewürdigt wird. In 
demokratisch regierten Yolkswesen» zumal ip Nord- 
amerika, ziehen sich viele von der Betheiligung an 

öffentlichen Angelegenheiten aus dem Grunde zurück, 
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weil ihnen die Mittel und Wege der Demagogie und 
der bera&massigeii Parteipolitik widerstehen, ansserdem 
auch die F^rteipresse wenig geneigt irt, unabhängigen 
Stimmen Gehör zu geben. Von allergrösster Wichtig- 
keit ist aber, dass die Parteien nicht blos gegenseitig 
befehden, sondern auch einer unbefangenen sach- 
lichen Kritik von Seiten «solcher nnteraogen werden, 
denen daran gelegen ist, politische Massregeln ausser- 
halb des Zusammenhanges mit den jeweiligen Partei- 
bestrebnngen lediglich nach dem sachlichen Werth sn 
prflfen. 

Eben deswegen erscheint es nothwendig, 
dass die Staatswissenschaften in höherem 
Maasse, als bisher der Fall war, tu einem 
Gemeingut der gebildeten Glassen erhoben 
werden. Bei genauerer Betrachtung der obwaltenden 
Verhältnisse findet man YielfiMsh, dass auch in den 
höchsten Kreisen unseres Volkes das Maass der politi- 
schen Bildung, die Selbständigkeit des Urtheils und die 
Unabhängigkeit der Charaktere in weitaus geringerer 
Ausdehnung Torhanden sind, als im öffentlichen Interesse 
zu fordern wäre, um eine stärkere Einwirkung auf die 
Denkweise der Massen zu ermöglichen. 

Während in England die Mitglieder der höchsten 
Aristokratie und praktisch erfahrene Staatsmänner von 
dem Bange eines Lord Brougham, Lord John 
Rüssel und Eaii Grcy es für ehrenvoll erachteten, 
das Yerfassttugsiecht ihres Landes in anziehender Dar- 
stellung und im Zusammenhange mit den Gesichts- 
punkten des allgemeinen Staatsrechts einem weiten 
Leserkreise vorzufahren und zu erklären, sieht mau sich 
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anderwärts vergeblich nach höheren Staatsbeamten um, 
die die Besitzthümer reicher politischer Erfahrung und 
staatsmftimischer Weisheit in das Volk tragen und das 
Amt des politischen VollcslebTers übernehmen. Fflr 
die Verbreitung naturwissenscbuftlichcr Kenntnisse ist 
durch grosse Namen in der Mehrzahl der Kuropriischen 
Staaten Tiel geschehen; ftkr die Yerbreitong nnd Ver- 
besserung der politischen Kldnng ausserordentlieb wenig. 

Ein Theil der Presse scheint geflissentlich der 
Meinung Vorschub zu leisten, als ob die Tagesblätter 
Tollkommen ansreicbend seien, nmfttrdennothwendigen 
Yorrath an politiscber Volksbildung sn sorgen. Be- 
rufsmässige Lehrer der Staatswissenschaft werden ge- 
legentlich von StaatsmAnnem, die in diesem Stücke 
mit der Tagespresse wetteifem, alsMAnner beceiebnet»- 
die wegen theoretischer Studien unfähig geworden sind, 
über öffentliche Angelegenheiten ein brauchbares ür- 
theil abzugeben. Die herkömmliche Amtsroutine, der 
es darum tu tbun ist, ihren Willen möglichst schnell 
durch die Stadien der öffentlichen Kritik hindurch- 
schlüpfen zu lassen und die Oberflächlichkeit mancher 
Journalisten Tereinigen sich zu einem Bündniss in ge- 
meinsamer Geringschätzung staatswissenschaftlicher For- 
schungen. 

Wenn die öffentliche Meinung thatsächlich ^ine 
Macht ist, die bald im Guten, bald im Schlimmen sidi 
bethätigt, so bat der Staat in der G^egenwart unzweifel- 
haft alles aufzubieten, um der Wissenschaft ausserhalb 
des Parteigetriehes eine Einwirkung im Sinne der Er- 
ziehung der Öffentlichen Meinung zu erleich- 
tem. Er muss den Beruf der Staatswissenschaften in 
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anderem Lidite betrachten, als sn jenen Zeiten, da die 

Universitäten in dem ehrenvollen Verdachte standen, 
als Stätten der Unabhängigkeit einen dem absoluten 
Staatswesen abgeneigten Geist in der Jngend zvl 
kräftigen. 

Vor fünfzig Jahren fiel die volle Wucht dieses 
Verdachtes auf die Staatswissenschaften, weil ihre Ziele 
Aber die Erklämng und Bechtfertigong positiver Ge- 
setzeszustände weit hinausreichten. So geschah es denn 
ehemals, dass die Staatsregierungen eifrig darauf bedacht 
waren, ihre Bichter und Verwaltungsbeamten selbst von 
der Berflhmng mit dem freieren Geiste der PrUfong 
fern zu halten. Der Werth der staatswisseuschaftlichen 
Studien ward im Verhältniss zur Civilrechtsjurisprudenz 
UberaU unter den gerechten Maassstab herabgedrackty 
bis man späterhin aus dem Munde wichtiger Staats- 
männer darüber klagen hörte, dass die Zahl der Juristen 
in parlamentarischen Versammlungen zu stark ange- 
wachsen sei und eine unbefieuigene Entscheidung aber 
allgemein politische Fragen erschwere. 

In dem grössten der deutschen Staaten ist das 
amtliche Studium des öffentlichen Bechts und der Volks- 
wirthschaft auf einem Punkte stehen geblieben, der 
lange vor dem Jahre 1848 erreicht war. ^i) Haben 
doch in Deutschland trotz eindringlicher Mahnungen 
von Seite Döllinger*s die Staatswissenschaften im 
Schoosse der Academien nicht einmal die Anerkennung 
gefunden , die ihnen in anderen Ländern längst zu 
Theil geworden war. Ein ürklärungsgrund , warum 
die sorgfältige und streng wissenschaftliche Beobacht- 
ung der staatlichen Bildungsprocesse nicht gleicher Auf- 
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merksamkeit wflrdig sein sollte, wie die Beobadhtang der 

Lebensvorzüge einzelner Insekten oder ägyptischer Alter- 
thümer, würde nur darin za vermuthen sein, dass man ehe- 
mals politisclLe Discnssioiien in der Mitte der Academien 
befftrchtete und die Wissenschaft des Staates för gleich- 
bedeutend nahm mit der oberflächlichen Darlegung 
sabjeciiTer Kritik gegenüber den Massregeln der Staats- 
regierongy eine Anffiissnng, die in der Gegenwart keinen 
'Boden mehr haben kann. 

Wenn den Universitäten die Aufgabe zu wahren 
isty für die Vertiefung der staatswissenschafUichen For- 
schung zn sorgen nnd dnreh ihren Unterricht dem ge- 
lehrten Staatsbeamtenthum zum höchsten Maasse politisch 
allgemeiner Bildung neben der juristischen Fachbildung 
za verhelfen, so zeigt sich um so dringender das Be- 
dürfuiss zwischen den Anstalten der gelehrten Forschung 
und der thatsächlich geübten Beherrschung der Volks- 
meinungen durch die Tagespresse vermittelnde PJinrich- 
tnngen herzustellen, wodurch es möglich wäre, die wich- 
tigsten Ergebnisse und einfiichsten Methoden der Staats- 
wissenschaften den mittleren und niederen Schichten 
der Bevölkerung zugänglich zu machen. Kur auf die- 
sem Wege kann die Freiheit des Denkens fttr alle Ele- 
mente gewonnen werden, die an dem Bildungsprocesse 
der öffentlichen Meinung sich thätig betheiligen müssen« 
Der Presse selbst würde nicht nur ein nützliches G^en- 
gewicbt gegeben, sondern auch ein besseres Yerständ- 
niss ihrer tüchtigen Leistungen, eine gerechtere Würdi- 
gung ihrer gemeinnützigen Bestrebungen gesichert sein. 

Was ständige Anstalten für die ^Verallgemeiner- 
ung der politiscben Bflduug zu leisten berufen and» 
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kann in keiner Weise durch planlose und unzusammen- 
hängende Einzelvorträge ersetzt worden. Vorauszusetzen 
ist freilich, dass derartige Einriohfeangen darchans nicht 
nach der Analogie halbamtlicher oder amtlicher Press* 
Organe in geistiger Abliangigkeit von administrativen 
Interessen gehalten werden, sondern im vollen Sinne des 
Wortes der freien Wissenschaft zu dienen hätten. Soig- 
ftltige Beachtung yerdient es, dass in Florenz und in 
Paris im Verlaufe des letzten Jahrzehnts höhere' 
Lehranstalten für eine allgemein staats- 
wissenschaftliche Bildung ausserhalb der 
Üniy ersitftten geschaffen worden sind, so- 
mit eine Gelegenheit geboten ist, das Bedürfniss nach 
Belehrung bei denen zu befriedigen, die entweder keinen 
Zutritt zu den Universitäten erlangen können, oder der 
wohlhegründeten Meinung sind, dass zusammenhanglose 
Kinzelvorträge ungenügend sind. Schon für die Kate- 
gorien des nicht gelehiien, der Selbstverwaltung dienen- 
den Staatsbeamtenthums wäre eine Ergänzung ihrer 
politischen Bildung dringend geboten.^*) 

Nicht zu übersehen ist auch, dass in Deutschland 
der Process der Öffentlichen Meinungsbildung durch 
die auf dem Gebiete der Fachwissenschaften weit vor- 
geschrittene Arbcitstbeilung erschwert ist. Einseitige 
Ueberschätzung des sachverständig gelehrten Elements in 
Fragen der allgemdn politischen Staatspraxis ist ebenso 
nachtheilig wie das unbedingte Vertrauen in die Weisheit 
der mit dem Wahlrecht ausgestatteten Volksmenge. 
Die öffentliche Meinung fordert^ wenn sie einen brauch- 
baren Factor der Politik abgeben soll, wesentlich eine 
ausgleichende Wechselwirkung zwischen Sachverständigen 



Digitized by 



— 137 — 

und Laien, zwischen Einzelmeinung und Volksmeinung. 
Gelehrte DoctriDen, die kein Verständniss in den Kreisen 
der Gebildeten finden, sind Ar die Staatspraxis ebenso 
werthlos, wie die schnell fertigen Tagesmeinungen, 
denen es an bedeutenden Männern zur Abfassung der 
UrtheÜQgrOnde fehlt. 

Soviel Yortheile die Theorie und die Wissenschaft 
auch aus dem Grundsatze der Specialforschung und 
der ArboitstheiUiug gezogen haben, so fordert das Be- 
dtlrfhiss des Öffentlichen Lebens doch immer eine 
Concentration solcher Erftffce, die eine Nntsan- 
Wendung wissonschaftlicher Lehren auf die Staatspraxis 
erstreben. Aus diesem Grunde sind in continentalen 
Staaten mn sachyerst&ndige Wanderreisammlnngen 
der Juristen, Vollrawirthe, Schnlmänner, Gefängniss- 
reformfroundo, der Anwälte der öffentlichen Gesund- 
heitspflege, trotz ihres technischen Wissens, dem Staat 
gegenüber viel weniger einflnssreich, als die „Engli- 
sche Nat i 0 nalassociation für die Beförder- 
ung der i^taatswissenschaften" , in der sich 
die Interessenten der Gesundheitspflege, der Yolks- 
wirthschaft, des Erziehnngswesens , gleichseitig mit- 
einander vereinigen , um in planmässigera Zusammen- 
wirken angesehener Tjaien mit sachverständigen Ele- 
menten die öffentliche Meinung aofzuklftren und zn 
leiten. 

Ist grössere Sicherstclluiig der öffentlichen Meinung 
gegen den Einfluss gefährlicher Irrthümer und gegen 
die Vorherrschaft der Parteileidenschaften in Wirklich- ( 
keit eine Aufgabe freier Ghemeinwesen, denen daran ge- 
legen ist, den uuklareu Triebfedern der an die Wahl- 
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turne berufenen Volksmassen ein Gegengewicht zu geben 
durch die Möglichkeit freier Discussion, worin alle 
wesentlichen Tbatsaclien, voigeführt werden» beTOi ein 
{»elitiflchesIJrtlieÜ über Staatsangelegenheiten gesproehen 
wird, so ist es schwerlich für alle Zukunft zu ver- 
meiden, dass die gewohnheitsmässig bereits fest einge* 
wurzelte Fonn der periodisdien Pablication als Yolks- 
bfldungsmittel in den Staatsdienst genommen wird. Voll- 
endete Thatsache ist heute, dass die besten Bundes- 
genossen der staatsb ärgerlichen Freiheit und der Öffent- 
lichen Ordnung weder durch das Yeisammlungsrecht» 
noch durch die Herausgabe von Bttchem und Einzel- 
schriften Gehör vor dem grossen Publicum erlangen 
hOnnen. 

Als ein yon den Parteien wie von der Staats- 

verwaltung unabhängiges Lehrmittel muss daher an 
Stelle der auf Anonymität beruhenden und wenig ein- 
flussreichen Begierungspresse in solchen Staaten, wo 
es an nothwendigen Oorrekturen der Öffentlichen Mein- 
ung fehlt, ein staatliches Organ hergestellt werden, 
mit dem Zwecke freier ungehinderter, zugleich sach- 
Terstftndiger und allgemein fiissbarer Kritik aller Offent- 
tichen Vorgänge von Seite derer, denen die Parteipresse 
entweder versperrt oder doch schwor zugänglich ist. Denn 
nicht wenigen Männern, die über ein reiches Maass 
von Erfiihrungen TerfOgen und die Gabe geschmack- 
voller Darstellung besitzen, widerstrebt es sich um die 
Aufnahme ihrer Artikel bei Parteiblättern zu bewerben. 

Erst dann wird die Pressfreiheit der politischen 
Volksbildung den weitesten Vorschub leisten, wenn alle 
schriftstellerisch be&higten, im dffentlichen Leben be- 




Oigitized by GoCHlIe 



— 139 — 



währten, von Charakter unabhängigen und gemein- 
nützig wirkenden Kräfte vom Staat selbst zur Jüitik 
seiner Maassregeln und zur Erziehung der Öffentlichen 
Meinung berufen werden nnd in der Presse den Weg 
eröffnet finden, um zu einem grossen Publicum zu 
sprechen» das alsdann besser in den Stand gesetzt w&re» 
sich dardber anftnklAren, ob es bereits an der Zeit 
sei, über bestimmte Staatsangelegenheiten ein End- 
urtheü zu fällen oder weitere Aufklärungen abzu- 
warten. 

Vieles von dem, was jetzt in der Masse des 

Büchermarktes spurlos und schnell vorschwindet, ob- 
wohl es werthvoll ist, würde an geeigneter Stelle vor- 
getragen , nicht ohne Wirkung auf die Denkweise des 
Volkes bleiben. 

Schon absolute Monarchien hielten es für wichtig, 
bedeutende Gesetzentwürfe vor endgültiger Feststellung 
dem Öffentlichen Urtheü zu unterbreiten. Heute ist 
das Bedüifiiiss frmmflthiger nnd sachverständiger Xritik 
gewachsen. Die unvermeidliche Eilo, mit der Gesetzes- 
projekte die Stadien der parlamentarischen Derathung 
in vielen IWen dnrchwandem mflssen, das Vorhanden* 
sein einer zahlreichen Gruppe sachverständiger Männer, 
deren Dienste für das öflentliche Wohl nutzbar ge- 
macht werden konnten, dasBedOr&iss sorgfältiger Vor- 
bereitnng der legislatorischen Arbeiten, alle Verhältnisse 
drängen dahin, eine rechtzeitige, mit positiven Ver- 
besseruugsvorschlägen verbundene Kritik dadurch zu 
sichern, dass ihr von Staatswegen selber die Mittel 
wirksamer Meinnngsänsserung gesichert werden. 

Die Zukunft repräsentativer Staatsformen und der 
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parlamentarischen Kc^nerungsweise selbst hängt zu einem 
nicht gerin^n Theil davon ab, dass die YolksvertretuDgen 
rieh der Schlanken ihres KGnnens auf dem Gebiete 
der Gesetzgebung bewusst bleiben, gegen die Möglich- 
keit übereilter Bescblussfassungen sich sichern und die 
Mitarbeiterschaft alier solcher willkommen heissen, die 
dafür sorgen, dass die Öffentliche Meinung rieh vor dem 
Schlussakt der Abstimmung über die entscheidenden 
Gesichtspunkte rechtzeitig äussert. Die Bitterkeiten 
der nachträglichen, auf das ünab&nderliche surück- 
schanenden Kritik könnten emftsrigt, der Gegensats 
zwischen zwei um die Stimmenmehrheit ringenden Partei- 
meinungen verringert werden, wenn angesehene Männer 
unter der Verantwortlichkeit eines geachteten Namens, 
glrich unabhängig von dem Drucke der Amtrinteressen 
wie der Parteivorurtheile, öffentlich zu zeigen vermögen, 
dass jeder Meinung ein bestimmtes Maass der Berech- 
tigung innewohne, oder dass noch andere Aufhssungen 
möglich sind, zu deren Begründung der Gang der parla- 
mentarischen Debatte vielleicht keine ausreichende Ge- 
legenheit darbot. 

Nur erwünscht kann es gewissenhaften Yolksver- 
tretem sein, möglichst frühzeitig über den Bildungsgang 
der öffentlichen Meinung unterrichtet zu werden. 

Ueber das Yerhältniss der Volksvertretung zur 
Presse urthrilt Lord Brougham: „Wenn die frri 
verkündeten Meinungen erleuchteter Männer verbreitet 
werden und in der Gesellschaft allgemeine Billigung 
finden, wenn die Irrthfimer rines politischen Systems 
furchtlos au^i^eckt werden, wenn die Ungeduld des 
Volkes Angesichts tiefer eingewurzelter Schäden in 
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Klagen gegen die herrschenden Gewalten sich Luft 
macht» so wird dem Öffentlichen Wohle ein wirklicher 
Dienst geleistet und kein Yorwiurf kann alsdann gegen 
das Volk erhohen werden , weil es sein Vertrauens- 
mandat von den Vertretern zurückfordert oder diesen 
das Ansehen missgönnt, mit denen sie bekleidet wurden. 
In der That sollten die Yolksrertreter alsdann zu- 
frieden damit sein, dass die Sache der Wahrheit und 
guten Staatsleitung befördert und das allgemeine Inter- 
esse zu Bathe gezogen wird. Sie selbst weiden nicht 
eingeschränkt oder gehemmt, sondern finden ihre Ab* 
sichten eher unterstützt als durchkreuzt. 

„Wenn das Gift personlicher Angriffe einen Volks- 
yertreter daran hindert, die Bahn zu yerfolgen, die 
sein eignes ehrliches und wohlüberlegtes Urtheil ihm 
vorzeichnet, wenn Furcht vor dem gedruckten Tadel ihn 
Ton seiner Pflicht zurückscheucht, wie er sie nach seinen 
eignen Begriffen erkannt hat, wenn er aus Liebe zum 
Beifall der leitenden Pressorgane oder, um ihre Feind- 
schaft zu entwaffnen, sein Betragen nach ihren Wünschen 
einrichtet, dann yerr&th er sein anvertrautes Amt auf 
schmachvolle Weise ; diejenigen, die ihn bedrängen und 
er selbst, welcher durch seine Furchtsamkeit sich ein- 
schüchtern lässt, begehen zusammen in den Augen 
aller vernünftigen Leute ein schweres Verbrechen." 

Obwohl auch die strengen Methoden statistischer, 
philosophischer und völkerpsjchologischer Untersuchung 
die Möglichkeit des Irrens nicht ausschliessen, erscheint 
es doch kaum zweifelhaft, dass unter den geistigen 
Autoritäten der menschlichen Gesellschaft die Wissen- 
schaft gegenwärtig den ersten ßang einnimmt. Der 
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Benif ihrer Vertreter scheint es daher zu sein', nicht 
nur fftr die Bereicherung des Wissens zu sorgeu oder 
f&r den Böhm der gelehrten Forschung bemtiit zu 
sein, sondern auch dazu zu helfen, dass die grossen 
Wahrheiten, deren Erwerb hinreichend gesichert scheint, 
zum Nutzen des Gemeinwohls verwerthet werden und 
zu einem Gesammtgut der Kationen heranreifen. Fem 
Ton dem Kampfe der Parteien, frei Yon dem Wahne 
der Unfehlbarkeit, misstrauisch gegen die Selbstzuver- 
sicht, die dem Gegner das Wort abschneidet oder 
wegen Termmntlich unumstOsslicher Lehrsätze den 
Schlussruf gegen das Bedürfniss weiterer Aufklärung 
erhebt, bereit, jede Wahrheit von neuem zu prüfen 
oder zu beweisen, jeden Irrthum einzugestehen, unbe- 
rührt von der Parteidisciplin , die ein Festhalten an 
der Rechtskraft einmal gefasster Beschlüsse fordert, 
haben die Vertreter der Wissenschaft auch den Beruf, 
Bildner der Öffentlichen Meinung nach dem Maasse 
ihrer Krftfte und ihrer besten Einsicht zu werden. 

Nicht nur die Naturwissenschaften, auch die 
Staatswissenschaften mtkssen in der Gegenwart darnach 
trachten, ausserhalb ihrer strengen und gewissenhaften 
BemÜMirbeit in den Hörsälen gelehrter Anstalten, auf 
den weiten Gefilden des öffentlichen Lebens eine Macht 
zu werden, sich als Stützen des staatsbürgerlichen 
Gemeinsinns zu bewähren und zu zeigen, dass sie 
stärker sind, als die Lehren der dem Staate feindlichen 
Gegensätze. Die in letzer Instanz allein berechtigten 
Bestandtheile der Öffentlichen Meinung sind das sitt- 
liche Pflichtgelahl der Staatsbürger und die allgemein 
empfundeiiü Macht der Wissenschaft, deren nach dem 
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jeweiligeii Stande der Foncliiuig als walur antanelimeBift 

Lehren über Torurtheil, Aberglauben und Leidenschaften 
rieh siegreich erwiesen haben. 

Bestehen in WirkUchkeit sehweie Gefiüuren ÜBr 
die Znlnmft der GesittHng, nnd jene Bedrohungen, 
deren Wachsthum von so vielen Seiten mit Ent- 
schiedenheit behaiq^tet wird, so kann uns weder die 
BQckkehr lu d«i Ißttein der Gewaltthätigkeit gege& 
den freien Ausdruck der Meinungen, noch die Ein- 
schränkung der staatsbürgerlichen Freiheitsrechte irgend 
wie gegen den Yei&U schützen. Vielmehr gilt, was 
J. H. Fichte in der Vorrede zu seinem „System der 
Ethik" unmittelbar nach den Erschütterungen des 
Jahres 1848 gesagt hat, mit viel grösserem fechte 
fax die (xegenwart: 

„Nnr die Wissenschaft, gegrOndet anf den Glauben 
an die Wirksamkeit der Ideen im Menschengeschlecht, 
kann uns erretten." 

Damit ist nicht gesagt^ dass gelehrte Mftnner einen 
hervorragenden Ansprach anf politische Anszeichnnng 
hätten, wie ein solcher von der Priesterkaste erhoben 
ward. 

Damit kann auch nicht gesagt sdn, dass es 
darauf ankomme, neue Staatstheorien zu erdenken, 

mit deren Hülfe die Räthsel der praktischen Politik 
zu lösen wären, sondern yielmehr dies : Nur die Auto- 
rität der Wissenschaft ist stark genug, um als ein 
Gegengewicht zu dienen gegen den Wahn der ITnfehl- 
barkeit oder die Experimentalpolitik solcher Macht- 
haber, die auf die persönlichen Eingebungen des 
Genies den Einsatz des Volkswohles wagen. Nur die 
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Wissenschaft remag, wenn alle ihre Yertreter nicht 

nur darauf bedacht sind, den Ruhm der gelehrten 
Forschung zu mehren, sondern auch die Pflicht der 
Yolksbelehmng mit staatsbfligerlichem Gemeinsinn be- 
tfaätigen, dieVolksmeinnng zu einer Macht su erheben, 
die sittlichen Werth hat. 

Die Wissenschaft hat den Beruf, Erzieherin der 
öffentlichen Meinung zu sdn. Nicht nur das Er- 
kennen, sondern auch das sittliche Wollen des Tolkes 
auf politischem Gebiete hat sie zu pflegen. 

Die Kriegswissenschaft war es, die Deutsch- 
lands Heere zu ihren grossen Siegen geleitet hat und 
sich als Führerin der Tapferkeit und Mannestugenden 
bewährte. 

MOgen die Staatswissenschaften gleichfalls 
ihren Beruf erfUlen und die friedliche Gultur unseres 

Zeitalters dadurch sichern , dass sie die berechtigte 
Führerschaft der öffeiitlicheu Meinung übernehmen. 

Einer der Ersten, die im Zeitalter der absoluten 
Monarchie diese Yolksthümliche Aufgabe der Staats- 
wissenschaften erkannten, war Justus Möser. Fast 
ein Jahrhundert hindurch blieb sein Beispiel wenig 
beachtet, bis uns Bluntschli durch seine „Deutsche 
Staatslehre für Gebildete" wiederum daran ge- 
mahnt hat, was wir unserem Volke schuldig sind. 
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Anmerkuigen. 

1) S.StaatBwOrterbaehyhenni^g. YtmBliintsclLli 
und Brater, B. 711 8. 345—347. 

2) S. Blnntschli, Politik (dritter Xhefl der Lehre 
vom modemen Staat) a 186 tl 187.) 

3) S. Niebuhr, Heber geheime Verbindungen im preus- 

ßisclien Staat und deren Denunziation (1815) S. 10. 

4) Hegel, Grundlinien der Philosophie des Hechts, 
herausg. von Gans, Berlin 1833. S. 411. 

5) Perd. Lassalle, Bastiat-Sclmlze, 1864, S. 249. 

6) P i e t r 0 E 1 1 e r 0 , La Tirannido Borghese, Bologna 1879. 

7) Schäffle, Bau und I^ben des socialen Korpora, 
Tübingen 1875, Band I S. 452 ff. lieber die psychologisclie 
Seite der 0. M. siehe auch: Cattaneo, Deila pxsicologia 
delle,menti associate in denAtü delBegioIstituto Lombarde, 
vol. 3, 1862. 

8) Diesen Gesichtspunkt verwerthete insbesondere J. 8. 
• Mill in seinen CanaideEatiionB on Bepieeentative Government 

(London, 2^ ed. 1861) a 1—43. 

9) ^gi* Vico , Scimza nuova Y, 2, 2, wo er die sapienza 
volgare, das heiast fl senso oonunnne di eiaseon popolo o 
.nazione als haaptsächlielistes Oigan der Cnltnrentwiekelnng 
betmvßlitet. * 

10) Bomagnosi in seinen licerohe sulla validitik dei 
giudizi del pnbblioo a disoemere il vero dal falao: Quest' opi- 
nione pubblica, le cui ra^oni, leggi, direzioni, forze, ajuti, 
aumento e decremento sono oggetti i quali iion sono aeco 
stati ne l)en compresi, ne apprezzati, ne sviluppati; quest' 
opiuiune, die e la part/e precipua (Jella legislaziono, della qutdö 
pare lüpendure (j[iu'llo dolh; altro inolte, questa ehe sembra 
ranimo e lo scopo, del (pialr 11 graiide n filautropo legialatore 
si oceupa in segreti», iiunitrc ein» egli seuibra liuiitariiii a par- 
lioolare regolamenti, questa benche tanto importaute tanto 
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eateea, tanto possento, non puo partccipare per Taspotto suo 
totale o rompleaaivo, alle presenti nostre licexche. 

11) Gabba, Int^)mo ad alcuni piü generali problemi 
delle Seienze sociale (Torino 1870) p. 73. 

12) Hefftcr, das EuiopSische Volkeirecht der Gegen- 
wart, & AuBg. (1873) § 107. 

13) Der Ostraeismns ist als fonnloses Gericht der 
öffentlieheii Meinung aber die politische GefilhiMchkeit 
eines StaatsbOigen aufisufassen. Gegen die Berechtigung 
fertiger Meinungen oder die Macht des Vdlksvomrtheils 
konnte daher auch eine processnalische Yertheidigung des 
Betroffenen oonaequenter Weise nicht zugelassen werden. 
8. fkher das Y(Mfahren: Sohoanami, Griech. Alterthüm. (3. AufL) 
I, 420 ff. 

14) Politik, III, II. (Nach der Uebers. von Jacob 
Bcrnays). TTflxT das Verhältnis« dor aristotflisclicn Staats- 
lelire zur Dfinokratic s. ausser den bckanut^'u alteren Arbeiten 
Von H i I d cn ]»ra ud u. s. w. : W. Onclven, Die St;iatslehre 
dü8 Aristoteles in liist^>risch-politisehen TTmrissen. T/'i]»zig 
1870-1875, Bd. II, H. 154 ff.: 220 ff. Filomusi Guelfi, 
ha. dottrina dello Stato nell' antichita Greca nei suoi rapporti 
oon retica, NapoU 1873. S. 117 ff. 

15) 13 eher die Censur s. neuerdings : P a d e 1 1 e 1 1 i , Storia 
del diritto Bomano, 1878 S. 23. Auffallend erscheint und 
bisher ungenflgiend erklärt ist der Zusammonhang der auf die 
Steuerverfassung beaogenen Competenz mit dem sittenrichter- 
lichen Amt in einer und derselben Magistratof . Be8ll|^ch 
der Etile, die der Büge unterhigen, s. die Au&Xhlung bei 
Mommsen, Böm. Staatsrecht (2. AufL 1877) a 364 

16) Zahlreiche literarisdie Nachweisungen ttber die Feind- 
schaft der öff. Mein, gegen das Privilegienwesen des iLVlll. 
Jahih. s. bei G.W. Yreede, de regering en de natie sedert 
1672 tot 1795. Amsterdam 1845. 

17) Darauf verweiset in wohl begründeter Ausflilmmg 
P. El 1 ero in seinem Absehnitt ,,Monopolio del giornalismo** 
{Tirannide horghese S. 425) indem er hervorhebt, dass die 
irrigen Eiudrückü, die telegraphische Depeschen hervorrufen, 
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ilnrch spator nachfolgende Zt'itiiiij^scorresjvaiJonzon nicht immer 
comgirt worden können. Auch gelieu die in gewisser Rieht- 
ung unter dem Einflüsse der Staatsregierong^ stUisirten 
Depeschen in alle Zeitim^n üher. Nicht wenige Zeitiings- 
leser hegnflgen sich üherdies mit der Leccuie dei Depefldm 
und — Annonce oder Bonencourae und mögen von den aiga- 
mentiieiideD Artikeln flberhaapt nichts wissen. Die späteren 
Gesohiditsschreiber der Presse werden Tielleicht darthnn 
können, dass der Einfluss der gut geleiteten und nnab- 
hängigen Fresse mit der elektrischen Tel^gxafie sich eihebtich 
Tennindert hat Amerikanisehe Depeschen heispielsweiae 
kennen im günstigsten Falle nach zehn Tagen einen Commentar 
ans Europa erhalten. 

18) De Lolme, The Constitution «»f Enj^'land (a new 
edition, corrected. liondon 1790) S. 194: We niay thereforo 
l<«)k ujK»n it ;i iarther pro^tf of tlic soundness of tiie prin- 
cipk'S, (»n wliicli tlie Enju'lish Constitution is founded, that is 
has allottt't] t<> iho Po« .}»](» themsclvcs the province of opcnly 
canvassiiiL,' an<l arraiLniinir the conduct of tliosc, wlio are in- 
vostcd witli any brauch of public autliority and that it hos 
thus delivered into the hands of tlie People the exercise of 
the eensorial power, Every .subjcct in England han not 
only a right, to priesen t petitions to the Kin^r, or to the Houses 
of Parhament, hut he has a right also, to lay his oomplaints 
and observations before the public j by means of an open. 
press. A foimidable right this to those, who lole mankind, 
and which, oontmnaUy dispelling the dond of migeety, by 
which they are surrounded biings them to a leyel witii the 
rest of the people, and shakes at he veiy being of their 
anthority. 

19) Ueber die ältesten Zeit s. Edward Freeman, 
Comperative Folitics, London 1873. Als nranfllngliche Kegio- 
nmgsweise aller Arischen Völker bezeichnet er die volks- 

th ü m 1 i ch e Monarchie (S. 65): There is one form of govem- 

ment, which undcr varions modificatious, is set hofore ns in 
the earlirsi gliuipsos, which wc got of the ])olitical life of at 
least all the European members of tho Aryan famly. Thero 
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is that of the sin^rle Kinof or cliief, first niler in peace, lirst 
capüiin in war, but lulin»; not by Iiis own arbitrary will, but 
with the adviso of a Council of chiefs, eminent for a^^'e or 
birth or i)ersonal exploits, and fnrther bringing all matters 
of ß})ecijil moment f(»r tlie ßmU aj^provcU of the general 
assembly of tho wh<ilo ]M'ople. 

20) Vgl. darüber M ay (übers. v(»n 0|)])oiilieim) Verfassungs 
geschichte Englands sott der Thronbesteigung Geoq^'s HL 
(Lf^ipzig 1862) Bd. I, S. 339 ff. vu Gneist, Selfgovemment^ 
3. Aufl. (Berlin 1871) §. 45. 

21) Uebor das Parteiwesen im Parlament s. G. W. Cooke, 
Hifltoiy of Paitjr, 3. Bd. LoncUm 1837, u. Hay, Yei&MBuiigs- 
ge8ohiGht(H Bd. n, S. 1—80. 

22) YgL Staatslexikon, 3. AnfL Bd. 10, a 740. 

23) üeber das PEindp der geBetdichen EiimchTftnknng 
freier Metnnngaftasfleniiig TomStandpankt der moderaenStaap 
ten 8. Lorbeer, Die Grttnzlmie der Bede- und PreBsfreOieit 
in England. Eriangen 1851. L. Stein, Yenvaltungslehie 
(1868) YI. 124 ff. L. Buyn, Het Begt tot eene yolkomen 
onbelommerdo Gedachte -üiting. Amsterdam 1867. 

24) S. Scolari, Istitii/ioni di scienze politica, S. 702: 
Opinione Pubblica, la (piale o})inionc v di tutti, o di nessimo 
ncllo stcsso t<^nipo: tli tutti, pcrche viventi nella stessa com- 
muniono civile, per quanto sia diverso lo stato d'ognuiiu tra 
noi: di nessuno, sc ei con.sidiTianio ncl nustro distint»^ nuxlo 
di jM-nsare e di agire. Dal momento, che v' una Kocieta, v' e 
in essa, riguardo ad ogni ]>arte della vita, una opinione comr 
mnne circa i bisogni da soddiafiaie, i mem da pone in opera» 
ei fini da otteneie. 

25) Lord Brougham,The British (Konstitution, 2"** ed. 
London 1861. & 109: While the legislatiTO power Ib con- 
fided to the popnlar representatiTeB in wbole or in part^ aoooi^ 
ding 88 the DemocnM^ is pnie or nuzed and while the exe- 
entire power is entnisted either tho hereditaiy or eleetive 
magistrates, there ia an impotiant u^nunetf ähnott amotm' , 
fing to a düreet power, easereiaed fry Üue düeiusüm of dU 
pMU meantna thirough Uk» BnsB, Thia ü^nnmet d^enda 
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wUrdy upon <fte tffeeta whiA mud^ äisemsion pnänees cn 
pMie opinionf that is upon the minds of the people by 
afiTectinj? whom it affects their representatives and their ma- 

gistraU'S; som*itiuio8 excitiiig thciii t« adopt mciisiires , for 
wliich the pcoplo feol oxccedinf^dy anxious, soinotimes detenüng 
them tliem froui pursumg courses te wliicli tho poople feel 
exceedingly averso. 

26) J. S. Mill, On lihorty (PoopKs edition 1865) S. 24 ff, 

27) Mirabeau, Sur la liberte de la presse. Imite de 
TAnglais do Milton. Londres 1787. 

28) lieber die Tyrannei der öjSiontlichea Mai'^M'^g in 
Amflrika s. das interessante Zcugniss eines jungen Ameri- 
kaners in „Tbc Intelligence of American publica opinion'*, 
1870. S. 32 : „You may ooont in five seconds the statesmcn 
of to-day who woold daie to defy public prejudice for the 
salce of saying the right You may easily seat on this floor 
the dergymen of to-day, who would biave unpopularitgr by 
denouncing the ungodly politics of a wealüiy oongxegation* 
You may put in your poofcet aQ the newspapeis of to-day 
whidi are bold enough to publish the honest tnith in deflanoe 
of partisan alUes and sapporters. Our public men are afiraid 
of each-other, afinddof the newspapers, afraid of unpopularity, 
but not afraid of the dofiant, shanieless ^vrong which domi- 
natcs in our legislative lobbios and parades mir public tlio- 
rouglifares witb the coniidciit iiiien of a propri<'t,(>r. 

Als liauptsächlicbsto Scbädon der öffontlicbon Moiming 
in Ainorika bezeichnet der Verfasser die Verachtnnt^ der klas- 
sischen Studien , die übertriebene Werthsrhatzuii«^ d'T mate- 
riellen Güter, das absolute Vertrauen auf tlic glänzende Zu- 
kunft des Landes, die Gleichgültigkeit gegen die schnell an- 
wachsenden Gefahren des Bomanismus in einer geschlossenen 
ultramontanen Parteibüdung, die Zersetzung des Familien- 
lebens im Zusammenhang mit der Frauenrecbtsagitation und 
die Corraption der Gesetzgebung durch die Uebennacht des 
groMon Kapitals. 

Damit ftberelnstimmend Chase Gmiie, Legal nominationB 
in den Essays on pditical orgamsation by the TTnion Leagoe 
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(tf Fluladelphia. 1868 S. 19 ff. „The nsiial lesolt (at the 
polk) will always be^ to sobmit to a lesult whieh, stated 
in ItB mfldest form, »9 <^ poMmment o/ tke cmmmity by 
ihe minofity of a party. — 

The simplest method is to get toprether a niimerical 
majority of tho eauciis to accomplish im viXevt (■ontrarv to 
tho wislics of a inujoritry of the political orj^aiiisation ttoiiceriied. 

Foraor Go('j)p, on tho or<^anisation of tho peoplc to 
Beloct candidntcs for offico, 1808. (In don Essays on political 
or^^anisation) S. 27. Das Hauptintorosso, womit Parteien nnd 
Pressor^ano besehiiftigt sind, liefert die Personalf ra^^e in den 
Aeiiitem während der Prasidentschaftsperiode. Goepp sagt: 
Tiiesü Short (Prosidcntial) terms cut off aU opportiinity of 
reqniring a regidar trainmp: of those, who desiie to livo 
by condueting tho detjiilg of adniinistrati«!, — fhei/ make the 
poUticianj whether in or out of offioe, an adventuror, they 
abiorb aU poUUeal acUm and aU pciitical thous^, into 
the Single f unction of offioe-hnnting. They edncate a nuneronB 
olasa of men, otfaerwise useful to aooiety, intobabite of unthrifti 
dependenoe, inainoerify, bad faith and onBcrapulouBneBB; give 
thie veiy dass an nndne influence on the public weal — 
fnake every dtiMen impotent who cannot or will not apend 
erery waking honr of his lifo in plotting and oonnterplottmg 
and ])lay the nltimate oontrol of the repubUc Into the handa 
of a gang, intondod by nature for common gamostcrs, who 
buy and seil, not the poliüciana only, but tho people, who 
vote for them. 

29) lieber die bedingto Bereclitigimg des Laien, eine 
Leistung der Sachverständigen zu beurtheilen siehe aueli 
L. Palma, Corso di diritto coätituzionaio (Kom 1877) B. II, 
S. 1 ff. 

30) Sehr bcmerkenswertli ist das Urtlieil eines Amerikaners 
Über den moralischen Sinn in den YolksmaBsen. S. Putnam's 
Magazine, March 1868, S. 334 : 

A veiy notioeable feature of all the manisfestations et 
popnlai aentiment is, they aro almost always ineited by tlio 
better inatincta of hnman nataze and that the objecto to 
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wtaA tiüj tad, m a dmterofad oneu Mups ttw don 
diMt of an aodiaMe alatiiMlic; lint instyieed IvrlfMmilaj« 
is » finr sample of the mode m wfaich public amtimHit ex- 
pw M M itBdt Go to tliat tiMstn», wliieli u pAtnniwd 
the lowcst of the popoktko, and it will be fonnd« In a le- 
preeentatkn od tibe sti^ of tiie contost betveen vke and 
Tirtue, the triamph of Ttrtne is ahrsTS applandfid bj the 
gods of the pallerr. — Jim acting in masses lose the nieiaiier 
and more selfiäh attribut^^ which •listinjriiish thoiu indirt- 
duiils and are c -lupt-lled to j«'in in tho ory for some \A\h\w 
good, thouj^h it may be of uo special beuetit to tliom 
individuak. 

31) Von Wichti;:koit fiir dio lri's«'hi»-hto dor nouou 
C'riininidrechtsrefonn in Enirland ist dio kiirzlirli orsi-lnonone 
Biogn^pbie von >[. D. Hill • Tlie Kiv.'rdi r of Binnini;lj;»n. 
A memoir of Mathew Davenport Hill. \\"\\\\ <elections froni 
bis oorrespondence. By his daughteis üoaaiuoud and lloreuoo 
Davenport HilL Ix.udon 187a 

32> Dies bemngtt 

Disraeli, Speeches on oonservatiTepoliGy (20 Juni 1848): 
Why, befoie Ihe American war the Secretaiy of the Tfeasnry 
nsed to rat at the gangway at a stated period of the aession 
gave, in Ihe Honse, to the membere, who supported goyem- 
ment a nmtme douceur of a 500 note, which was as 
fitde looked npon as bribeiy, as head-money hy a freeman 
— So yon see, how frivolons and unfonnded are those reiterated 
assertioDs, that tMs House is dayly moro comipt, and is 
gro\\ing moro and more ro every day. The fact is, that it 
is bocunmig purer aud niore pure cvory day — bicvitablo in 
a land of progress like England, where with a free press 
and healthy action of public opimon the undue injiuence 
of göld and property inmt every year and in euch auo 
ccssive parliament be ditnimshed. 

Vi>llig damit übcreinstinmicnd, urtiieilt dosson politiHclicr 
Gegner J/ord John Rüssel in seinem Essay on the Histoiy of 
the English Constittttion (New cdition 1 «05) S. 227 : 

One of the most remarkahle effects of public opimon, 
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that caa he qnoted is, perhap6, the personal integrity of our 
statesmen with respect to money. — In these days it is un- 
poeaible not to allow, that there is much more personal deli- 
cacy, morelioneBly and, I will add, a higher senae of hononi, 
anumg onr atateamen than fonnorly. 

Ueher die Bestechnngapiaxia unter Begiemng Georgia n. a. 
G 0 0 k e , hiatoiy of party Bd. II S. 132. Der geheimeDiapoflitiona- 
fond (aeoretiKinioe money) betmg nach dem Budget 250,000^. 
Der Sprecher deaPftdamenta, Onalow, ftaaaerteaiofa darüber: It 
waa indeed from tiie applauae for apeaking whieh theae had 
acquired, that it became a fuhion for moat of the youiig 
men of birth and fortune to set them selbes against Üie oourt 
and to endeavor to ol>tain soats in parliament, for the sake 
of the hme, tlioy hoped to f^i't as tlu* otluTS had done hy 
populär declamations tliore against the evil power and 
corruption of the administratinii, wlüch thoychiefly, or rather 
only, applied to Sir Robert Wal[)ol('. 

33) Der letzte Fall in der En^^lisidieii Armee kiun 1845 
vor- Den Wendepunkt m der (»ftontlichen Meinii^ig bezeichnet 
die 1843 erfolgte Tödtung des Oberst Fawcett, der dnrch 
seinen eigenen Schwager erschossen ward. Schon friiher hatten 
die Eni* 'S für die Horse Guards Zweikampf verboten ; die Mutiny 
Act bestrafte aber den Offizier, wenn er sich des Zweikampfea 
weigerte. Yf^ The Beooider of Birmingham S. 69; wo ganz 
richtig bemerkt iat^ daaa der Zweikampf auch in bürgerlichen 
Kreisen nur dann anfhOren kann, wenn er durch die müitarisdie 
Standeameinung gemlsabilligt wird. 

34) Ueber die AbschaStuig der SUaTerei in England a. 
May, Yeifaasungsgoschichte II, S. 246 S, Koch heute be- 
steht eine Anti-SIaYery League. 

35) Ueber die Gründe für nnd wider die betreffende Be- 
sfammnng s. Bern er, Lehrbuch des Deutschen Pressrechtea 
(1876) S. 255. 

36) Ueber den Zustand der Erregung, in dem sich Eng- 
land nach dem Tode Georgs IV. befand, s. Cooke, history 
of party Bd. III, S. 582. The Recorder of Birmingham, 
S. HO. 
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37) Lmm DaToo^ de Pölitz, iMtoe war FAngleteRO 
(Ptois' 1867) 8. 597 iL vraj^oeht Engländer und Fnniosen: 

(Test peDdant qmnse ans, pendaat nngt ans qaelqnefoiB 
qa*fl8 pooraiirrant nn nsiiltat politique, avant de le poonur 
obtenir. Lbs Erangaia n*oiit paa Tidee de oette patienoe. — 
Des mflmiliiieB de la cour de cassatieii momtent k la tribune' 
a exdter le peuple kim» ce qne la loi leor intefdit 8. 595: 
En Anpleterre le GonTernennent ne fait, (ni'onregistrer et eie- 
cutor la voloiiU' nationale. — Avant <lc son^or a un j?ouvern^ 
ment constitiiti» »nol en iVance, il faudrait y creer Vesprit 
jiMic; il faudrait habituer la natit)n a s'occujwr de sos 
affaires; non-seulement de ses ji^rands interets, niais encor»Mle 
tous les details de ratbiiinistration et de la pditique. Jusiiu a 
present nous n en «avons pas lo gout. — Ce qu'il faiit <[iie 
les fVan^ais apprennent c'estl'ordre dans le mouvenient, e'est 
la soumission aux lois , meme ä celles , dont Iis reclament 
Tabolition; c'est Vesprit pttbUe, la siMarite de devotrs et 
d'intereti, ^ raüadte chague dtojfm ä UmU qjMsliUm 
ffiniraie, 

AebnMch: Cornelis de Witt, Thomas Jefferson. Etade 
historique snr le democratie Amdricaine, Paris 1862 : Qn est 
impiopre anx affaiies grandes on petiteB lorsqu^on ne sait pas 
desoendie aoz details 

Mirabeau machte in emerNote za seiner Nachahmung 
Ton M]lton*s Areopagitioa die feine Bemorkung, dass in Eng- 
land die Yolksmasse als „John BnlP' trotz der aristolorati- 
sehen Staatsverfassung bezeichnet wurde (was kein Ausdruck der 
Verachtunfjf sei), während in Frankreich das niedere Volk trotz 
der allg(!nieinen Menschenrechte als „cYmatWe" titulirt war. 

38) Haytcr bemerkt in seiner 1754 erschienenen Schrift: 
An essay on tlie Uberty of tho Press, chiefly as it respects 
personal slander auf S. G: ,,Printiiig is onlj a more extensive 
and improved kind of Speech." 

39) V. Held (Staat und Gesellschaft, Bd. JH. S. 600) 
ist der Ansicht, dass ohne die Presse eine öffentliche Mein- 
ung heute zu den Unmöglichkeiten gehören würde. S. auch 
£llero, Tirannide Baighese S. 423: 
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,,Goiitro (i giomaliBti) protteMxHi lerand ü poeta, lo stoiioo» 
fl filoeofo, fl giareoonsulto, lo scienzsto meriteToli di tale 
nanäi e si leveraimo nn giomo; pur laTittorianonpaöeflsere 
che tarda. Siamo in tempi, in ciU non salammte «n 
siero forü non pub prewüere a «n ädtoU, e nn libro a an 
Gompro; ma ne nn* opera a un oomponimento, ma ne nn vo- 
lumo a un articolo. E il pensiero c&UetHvOf inÜmtmiente 
ora anarchicoj (Ii e eMcmamente organizzaio in tima iol 
ffuisa, che il pensiero solitariOf fasse (Vun Macchiavellif 
non ha jnii i\dore alamo. 

40) UcImt dun Charakter iUjlu'iiis<lirii Journalismus 
urtheilt lu-ucrdinj^s Pictro Ellcro, Tiramiide bor^dim) 
S. 121 : noii 0 }xia ispirata (la stainpa) dalla didtrina e <lalla 
spcrieiiza de' savi ; cho soiio da (*ssa dorisi ; no sopra tutto 
manifosta il soatimonto intimo o rcalo della uaziono, clio no 
subisce il fascino senzaparteciparTi. Ora private (lemandre 
del popolo) dell' nno e doli' altro adjutoiio limangono in 
preda ad una caterya di ciarloni che^ ai arrogano di parlare 
non solo, ma di pensare e di sentiie per loro." 

41) üeber Anonymität nrtiidlt Brongham (British 
Gonslitui) S. 118: 

Bat the people mnst open tfaeir eyes to tJie eiiois 
and vicea of thelr jEalse goides. The people must oease to 
kt anonymom Statements influenoe tfaem, merely becaase il 
is repeated seven times a-week, they mnst leam to sappose, 
that a thing being printed does not malce it tme — They 
UNttt read for tho sake of inRtmiction, not for the raomentaiy 
satisfaction of havinj? their momniont excited or their 8])leon 
qualilied. A\ lu-n tlu' Diftusion of useliil knowledgo shall 
havo 80 far iinpruved the liabits of the people, then no sucli 
evUs will result from the press as we liave bcen coutem- 
plating." 

Die Anonyniitilt herulit wesentlicli darauf, dass der 
Sehein einer (»tl'entliehen Meinun«; liervorgebracht werde, 
welcher nicht vorhanden sein könnte, wenn irjjend ein ein- 
zelner Name von Bedeutung als derjenige des YorfasseiB 
kund gegeben würde. Sehr treffend sind die Bemerkongen 
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eines amezikaiiischeii JonmaUBten in dem New-Yorker Wochen- 
blatt „The Nation** (26. Juni 1879 S. 433). Unter der 
UeberBchriit „Z^ fiOure of ihe Newspaper** heisst es: It 

is ostablished as well as anything be cstablishod by 
cxporicnco that tho power of the press is in oxaft ratio to 
thü strictness witli wliidi tlio inco«i:nito of its writera is 
prosorvod. TIkto is uo iiKtn* torriblo moral oii^^ine of thc 
World, thaii n-itcratod anonviimus attacks upoii persons, in- 
stitutions, or abusos ]>y a widoly-read pa^xT. But it is cssimi- 
tial for tlie succoss of thin sort of warfaro. tliat it should 
ncvcr )3e known, who aro the autliors of tlif attacks. Ii mimt 
seein always, to be the loud, unanaweniblc voice of public 
opiniotif and imt that of soiiie euterprisiiig young jourualist 
who has just j^n'a(hiated from Yalo or Harvard. 

Da die ,t^ation** selbst als eines der h('st<'ti AV<i( lion- 
blätter und überdies als unabhängig von den Parteifübrem gilt, 
80 veidient es besondere fieaohtong, wenn darin über das 
Verfaältniss der Fresse zur öffentiichen Meinung gesagt wird: 

„What is wanted (by the press) is a conunercial suocess 
and tfais cannot be obtalned wühont adTortisements, northese 
without circulaüon. The manner in which the bnsiness will 
be canied on, tborefore, will be detennined in genoral by the 
means which in any given commonily are fonnd most effeo- 
ÜTe in secoring drculaläon. 2%e moHve mögt operative 
upon all those connected with a netospaper will, in the 
long rnn, be not the desire to nufke the world better and 
nobler, nor to mould public opinion, but at all huzarda 
to get an audience. 

42) Nadi der Meinung'- eines saehverständi^^'en Amerikaners, 
der die Verhiiltnisse der Engliselien und Aiin rikanisclion Tresse 
genau kennt (s. Putnam'a Monthly Magazine March 18G8) 
h.ängt der Erfolg grosser Auierikanischer Blatter meisten theila 
von tler typographischen Einrichtung ab. Dio grösstfsn Ijottem 
gebiiliron, wie er ausführt, den s. g. lAutartikeln , in denen 
die öffentliche Meinung factisch vorzufiUiren ist; die nächst 
kleineren den Tagesneuigkeiten, die kleuisten den iVnnoncen. 
Während in dem aristokratischen England dorcih die „Times** 
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alle Ämmgen mit glddi kleinen Lettern gedzoekt werden, 
ist dieFiazis der demokrstieohenFkeBse deeGontments gegen- 
tiieOig beeehaffen, indem die Annoncen, die den FUbshemaiun 
bezahkn, die grOeeten Lettem f&r sich beansprochen nnd 
somit das (für das Pablioum) onwiditigste Departement der 
Presse typographisch als das Bedeutendste vorgeftlhrt mrd. 
Der grosse Indiistriello oder der Schwindler erreicht daher 
durch Gehlaufwand, dass er auf Kosbni der kleinen Oewerbe- 
treibenden den Femsprecher der Presse 1)e8öer auöuützen kann. 

In dem ol)en citirtcn Aufsatz heisst es: 

Tlie persans, who whish their advertisements to appear 
in extra lartj^c typ«' and whu desire tlieni Ui reniain unelianged 
for some tirne are ^enerally quack doct^jrs vendcrs of patent 
metlicines, railroad, insurauce and other companies. 

43) Ueber das nap<deonische System der Pressbeeinflussung 
sagt PMlero, Tirannide borgliese (1879) S. 428 unter der 
UeborschriitNocossarie peripesie deli* opinione publica fit t i zia : 

noi possiamo immaginaie, qnanto giave fia qoeeta oata. 
strofe oonsiderando qneiUa reoente, in cni la stampa franoese 
arvoUte Kapoleon m. n quäle oonosoendo per bene e dis- 
vilnppando all' estiemo queato possente modo d'adnltenire fl 
populär giudizio; dalla neoessita oostretto di mantenere la 
meritata e kviaa tirannide, istanrato aTeva un artifidoso 
accordo di phuiai, tra cui la voce de* sapienti e il grido deUe 
turbe non pi& s' ndivano. Buon cotal sistema per una decma 
d' anni, portava in sc il vprme roditorc dappoiche la verita e 
dcsiinata a trionfare suUa nunizogna. — E in line, qml me- 
detiimo artißcio, che valse a atahilire una credulitä falsa, 
si ritorce contro gli autori, chi illuai da tantt apijrovazioni 
• prezzolate e coartute non arengono pik de propri' errori 
e de' communi pericoU, del solierraneo roiuho e delV immi- 
nente fato. Pan^e per un certo ti>m])o, non avesse la Francia 
piü uno scrittore couvinto, e nommea quasi piü un contrario 
al despoto abilissimo c adulatissimo. 

44) Hegel, Grundlinien der Philosophie des Bechts, 
& 411. 

Goepp, in den Essays der poUtical orgamsation S. 84: 
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yjL les4Tng oTgan of public opinion. always sinoeroly in , 

sympathy with any effort to establiÄh equal rights in a distiuit • 

qüart»^r «-f the gl^be. has arrired at the point of sjmnir. that 

the .Jlule of the Ring** i> even- year inor^;iidng tlie numbor » 

of s<:>und und intelligent men. who are wnvincod that in a ^ 

great dtr like New-Yoik, sett-goreniineiit is of neoessitf » 

Standing failure^'. 

46) J. D n b f: . Das öffentliche Recht der SchweinriaelMii 
Eidgenossen ^rlKift. Theü I - II (1877— 187&) 

47) S. 2%e uUettigtmet of americtm public opinion in 
Yaledieloiy poom and Oiatioii. Qaaä 1870 Yale Colkge, ' 
8. 20: Sfinee pabüc opniioa is a ÖMpfAie aoveieign in Üm 

ideal lepabfie — ainoe irithont Üb aaaetioa onr govemment ^ 

w0Qld be aa poweriaas aa an angine wüihoat ateam, it ia ^ 

evident, lliat npon ita inteOigenoe dependa onr national proa- \ 

perily. I propuse to aigne, tiiat thia aorereign pnlilic opinion 

at the preaent day, is not anffidcntly intelligent, or ia to 

apathetic in the exercise of ita intdügenoe, to Im a wiso 

goveniing power. Prcn-ing this, I deducc tlic pro]wsition, that 

the work of the age. in this laiul, in which wo must ovou- 

tually take part, is the educatioti and invigoration of pU' 

blic opinion. 

48) .!, De Bosch-Kemper, Haiidlcidiiig tot do kennis 
van de wetonseliap dor zamonleving. Band IS. 11: Woiiiig« 
wotciischaptMi vnrdorou ineor dan die dor zainonloving oono 
algemeene beoefening.Tenvijl in vroogiTo tijden de niagt der 
publieke opininie in het volkslevon een b^na onbekeut 
magt was, ia zg thans, door het duizcnvoudig yermonigvnl- 
digmgs-vermogen van. de drulqiers onderateond de, wispol" 
turige beheeraeheresse van de volkon gowoiden, evenxeer als 
de giillige mode het ia in het uiterllijke leven. Maar, geiyk 
de goede amaalc beatentd ia eenmal de mode te vervangen, 
ZOO moet en oppenrlalddge publieke opinie, door de gebeur- 
teniaaen dea tqda in het leven geroepen an door partyhoofden 
beatuurd, langzamerband wijhm war de «n(;a, pereooniißi, 
uifaUimdige averemetemming in hetgeen waar, goed m 
regtimaräiff is, — 
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De gioote warheden in de speciale vaikken Tan wetenachap 
ontdekt, moeten in die TolkBoyertaiging eene plats vinden.. 

49) S. The Becorder of Birmingham, S. 116: J am not 
one who dedares that the vox jjopuli iE vox deL I helieve 
the people do very often go astray and lequiie to be sei 
right bj honest faitiiful and cotirageons remonstranco. 

50) Bhintschli, PoUtik S. 420. 

51) IJios uiid man zuijfolx'n müssen, wonii man solchen 
Männorn wi»; Gnoist, G ol d s c h m i d t und Nasse, die 
lv«M'ii«'.swej^s nur durcli wissenscliaftli<-lu' Ijcdfutun«; ausjufe- 
/.«•icliin't sind, sondcni aueli auf ilem Boden diM' Praxis in 
Parlamenten und (ierichien sich Ix-wiilirt haben, ein Urtlieil 
zutraut. S. darüber Gierke, dio juristiscrlic Studien» »rdnunij 
im Jahrbuch für Gresetzgebung , Verwaltung und Volka- 
wirthschaft im I). Reiche, 1877, S. 1 ff. 

52) J. V. Döllinger in seiner Kede vom 25. Juli 1873. 
Der erste Akademiker Münchens sa<!:t (S. 13): ,^etzt sind 
die alten Staatswissenschaften, obgleich sie meistens erst in 
emer nns nahe liegenden Zeit ausgebildet worden, doch den 
älteren Diadplinen in Bezug auf Gelehisamkeit und syste- 
matisoher Gliedemng ^eichgestellt, sie greifen tief and nn- 
mittelbar in das öffentliche Leben ein, und ihre Gedanken 
und Lehren müssen um so häufiger zur prakti- 
schen Yerwerthung gelangen, als in unseren 
Tagen alle Yolkaklassen zur Abgabe ihrer Stim- 
men in politischen und nationalüconomischen 
Fragen berufen sind." 

Dü Hing' er erinnert dann, dass der Stnatsratli v. Her. 
mann, der Schi»])ft'r der Bayrischen Statistik in der niathe- 
matiscli-physikaliselien Khisse unt^'ri?ebracht war, wo er sich 
alsdann niclit recht heimisch gefühlt habe. Vcrnuithlich ist 
es dem ehenialii^en A^orstimd des statist. Bureaus in Berlin 
Dieterici, nicht anders gegangen. Soviel wnr wissen, ist 
der erste unter den jetzt lebenden Statistikern, Dr. Engel, 
seinem Amtsvorgänger in der Akademie nicht succedirt. 

53) Die Ecole libre des ßciences politiques zu Paris ward 
1872 eröffnet. Ihr Lehrkörper besteht gogenwftrtig ans 22 Per- 
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sonen, worunter sich drei ausaerordenÜiclie Professoreii der 
Pariser Bechtsfakultat, mehrere AloideDuker tind höhere Staats- 
heamte befinden. Die Schule zerföUt in zwei Abtheilungen: 
eine section diplomatique und eine section administrative. Das 
Nähere s. in der kfiizlich (1879) zu Paris erschienenen Schrift: 

0 

Et^olo libro de Bciences politi(iuos. Expose Srnnmairf <lo 
rorganisatioii ot. <lo ronsoij^momont. üolior dfii Zweck «lor 
Souola «lio Sricnz«' siM-i.ili zu Florenz liai sicli doron (iründor 
<irnf Alfiori in <'iii»'r F.ri»tfnunj^sro(lo vom 21. November 187;") 
aus'^osjtrochfn. (rabba, Professor der Uiiiver.^isat Pisa er- 
klärt sich (larülter in seinen vor dieser Schule p-halteiieii 
Vortrügen (Intorno ad aleimi piü generali })robleiiii dell<> 
Scionzo soeiali 1870) S. 3 ff. Tina scuola di Bcienze sociali 
inveco, piuttosto che aUa ricerca e all' eposizione del diritto 
positive, mira alla ricerca e all' esposizione delle loggi natural! 
e unlversali dell' umana associazione sia conBideraüi oome un 
tutto oi^anico, dernmposta e studiata nelle singolo sne parti 
e fonzioni. Essa e bensi naturale complemento delle scuole 
di diritto, sia come propedeutica generale allo studio del par- 
ticolare sia come passagio dal particolare al generale; dal 
iatto all* idea e alla critica. - Cttttmenitt 11 nostro inscgna- 
mento ha pure uno scopo pratico, ü quäle consiste nell* in- 
dürre nelle menti dei giovani idee saggie ed appropriate intomo 
ai bisogni e al govemo della sodetä e neUo imbeyemeli cosi- 
fattam^te, che essi possano uscire da quoste scuole col pro- 
posito e coUa capacita di essero cittadini ftinceramente ojwrosi 
per il bene del paese e non magponnente })roclivi a diventare 
satelliti <lei j)artiti die a rinehiudersi neila inditl'erenza o in 
una timida inerzia. CVo che ccslituisce Je sjK'cittlitä delle 
scuole (Ii scienze sociftli c la sua propria ragion (Vessere, 
€ apjninto codcsto suo intentn, svicniißco e pratico ad un 
tempo, di corr egger c )inn ptoclie opinioni e äotlrine sociali 
e politiche oggi doininduti. 

In gleichem öiun, was die Niederlande anbelangt : H o g o n- 
dorp, Anmerkingen op bet ontwerp eener Grondwet voor 
de Yoreenigden Nederlande (bei Weterlenkamp, de Kc- 
geringsform der Yereenigde Nederlanden (1814) S. 36» 52. 

• 
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